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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Einen wunderschönen guten Morgen! Ich darf die 43. Sitzung des Gemeinderates für eröffnet erklären. 

Ich darf mitteilen, dass Herr GR Dr Ulm entschuldigt ist. Ich möchte ihm beste Genesungswünsche übermitteln.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/01775/2004/0002-KSP/GM) ist von Frau GRin Klier an den Herrn amtsf StR der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Welche Maßnahmen setzt die Stadt Wien, um den Zugang zu modernen Kommunikationstechnologien einem breiten Publikum zugänglich zu machen?
Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender!
Die Stadt Wien ist schon seit geraumer Zeit, um präzise zu sein, seit Mitte der neunziger Jahre, damit beschäftigt, den Zugang zu den Informationstechnologien, zu diesem innovativen Bereich der Telekommunikation, deutlich zu verbreitern. Ich darf nur daran erinnern, dass seit 1997 an allen Wiener Schulen – das bedeutet an 400 Schulen in Wien – das Wiener Bildungsnetz eingerichtet ist. Allein diese Investition hat 26 Millionen EUR gekostet. Wir haben dort auch sofort Breitbrandtechnologie installiert, womit auch die Mächtigkeit der Datenmengen, die befördert werden können, dem entspricht, was Interaktivität benötigt und was auch für den Zugang zum Internet an jeder Schule benötigt wird. Dieses Netz wird gewartet, wird instand gehalten und ermöglicht so, dass vom Beginn an, sozusagen von den ersten Schultagen weg, der Zugang zu den neuen Informations- und Kommunikationstechnologien voll aufrechterhalten wird.

Der zweite Punkt ist, dass seit 1999 über die Vienna Access Points im Straßenraum, im öffentlichen Raum der Zugang zum Internet und zu den Informationsseiten der Stadt Wien möglich ist. Diese sind an Punkten, wo Behinderte Zugang haben könnten, so gestaltet, dass sie entsprechend nachjustiert werden können, damit sie auch für Behinderte, für Rollstuhlfahrer ohne fremde Hilfe benützbar sind.

Wir sind zurzeit dabei, diese Vienna Access Points gemeinsam mit der Telekom Austria auf Multimedia-Stations auszubauen. In diesen multimedialen Telefonzellen besteht die Möglichkeit, einen freien Zugang zu den Informationsseiten der Stadt Wien selbst, zu wien.at, zu haben und ansonsten gegen eine kleine Gebühr auch alle Funktionen wahrzunehmen, alle Informationen abzufragen, die das Internet bietet, und die interaktive Kommunikation auch via E‑Mail zu benützen.

Wir haben mit der Telekom Austria – das wird Sie angesichts angespannter Budgets mit Sicherheit freuen – auch vereinbart, dass die Telekom Austria die vollen Kosten für die Wartung und Erhaltung des Netzes übernimmt, und es ist daran gedacht, dass weitere Multimedia-Stations errichtet werden, sodass wir insgesamt eine Anzahl von weit über 200 zur Verfügung stellen. Derzeit – Stand Ende April – sind rund 60 dieser Stationen bereits in Betrieb. Sie können unter anderem beim Eingang Lichtenfelsgasse auch einen davon im Rathaus benützen; der ist schon seit längerem in Betrieb.

Damit die Palette voll abgedeckt wird und nicht nur die jüngere Generation in den Schulen den Zugang zum Internet hat, sind wir weiters dabei, auch in den Senioreneinrichtungen Schritt für Schritt den Ausbau des Internetzuganges zu verbessern, den Zugang zu den Informations- und Kommunikationstechnologien deutlich zu erhöhen.

Wir haben bei einer Anzahl von 31 Pensionisten-wohnhäusern und 180 Pensionistenklubs in Wien derzeit 18 Standorte mit 22 Internetstationen, die sich in den Pensionistenwohnhäusern befinden, und es ist daran gedacht, im Herbst im Seniorentreff in der Rabengasse im 3. Bezirk – also auch in den Pensionistenklubs, in den Seniorentreffs – mit diesem Service, mit einer Internet-station hineinzugehen, sodass dann eine volle Ab-deckung sowohl der jungen Generation, jener, die sehr mobil im Straßenraum unterwegs sind, und jener, die sich erst im Seniorenalter damit beschäftigen, gewähr-leistet sein wird.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Die erste Zusatzfrage: Frau Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wir begrüßen Ihre Initiativen in diesem Bereich sehr. Ich glaube, dass das sehr wichtig ist, dass hier in der Stadt genau diese Kommunikationsmittel für möglichst viele Menschen zur Verfügung stehen. Allerdings gibt es von unserer Seite doch zwei Nachfragen.

Erstens einmal würde mich interessieren, bis wann der Ausbau im Breitbandbereich jetzt tatsächlich geplant ist. Es gibt ja ein konkretes Projekt in Diskussion.

Ein Zweites würde mich interessieren, und ich glaube, das ist auch sehr, sehr wichtig. Es reicht ja bekanntlich nicht, wenn man nur die Schienen legt, sondern man muss den Menschen auch das notwendige Rüstzeug mitgeben, das heißt, in den Bereich Medienkompetenz investieren. Sie wissen wahrscheinlich selber, wenn man das erste Mal so vor einem Kastl sitzt, dann fürchtet man sich unter Umständen davor. Daher ist es notwendig, den Menschen Schwellenängste zu nehmen, und zwar gerade auch jenen, die vielleicht jetzt diesen Zugang selbst noch nicht haben.

Mich würde daher interessieren, welche Initiativen Sie ganz konkret in diesem Bereich planen, um gerade auch sozial schwächeren Gruppen den Zugang zu ermöglichen, zu erleichtern und in diesem Sinne auch zu fördern.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin!

Wir haben altersbedingt wahrscheinlich beide – ich noch mehr als Sie – keine Möglichkeit gehabt, im Wiener Bildungsnetz bereits an den Schulen den Internetzugang einzuüben. Es ist zumindest bei mir die Schulzeit schon so lange her, dass damals noch niemand daran gedacht hat. Bei Ihnen gab es das wahrscheinlich schon, ich gehe aber davon aus, dass es noch nicht an jeder Schule installiert war, als Sie noch zur Schule gegangen sind.

Wir haben in diesem Bereich tatsächlich die Möglichkeit geschaffen, dass an jeder Schule, die die Stadt Wien betreibt, dieser Zugang bereits besteht. Es ist auch so, dass an diesen Schulen die Möglichkeit der Einschulung, des Einübens, des spielerischen Zuganges zu diesem Instrument und auch des Einübens, Informationen ordentlich aufbereitet ins Netz zu stellen, gewährleistet ist.

Was den Zugang der sozial Schwächeren, wie Sie gesagt haben, zu diesem fraglos entscheidenden Instrument der Wissens- und Informationsvermittlung betrifft, so möchte ich noch einmal darauf hinweisen, dass wir mit den Access Points bereits begonnen haben, den Zugang im öffentlichen Raum zu erleichtern und zu ermöglichen, und zwar ohne Kosten. Dieses Instrument hat – wir haben das begleitend testen lassen – insbesondere in Gegenden wie im 16. Bezirk, im 17. Bezirk, Dornerplatz zum Beispiel, ganz entscheidend mehr Zugriffe gehabt als zum Beispiel auf der Mariahilfer Straße. Das deutet darauf hin, dass im Bereich Mariahilfer Straße offensichtlich der Bedarf nach einer Einrichtung im öffentlichen Raum deutlich weniger stark war, weil wahrscheinlich sehr viele derartige Möglichkeiten in privater Nutzung bestanden haben, während in den Gründerzeitvierteln außerhalb des Gürtels ganz offensichtlich ein höherer Bedarf besteht, solche Geräte im öffentlichen Raum zu haben und zu nutzen. Entsprechend ist auch der Aufstellplan für die Multimedia-Stations so gewählt, dass sie nicht zuerst in der Innenstadt aufgestellt werden, wo man möglicherweise für die Telekom Austria aus dem Touristenbereich einiges hätte abschöpfen können, sondern stärker in jenen Regionen aufzustellen begonnen wird, die eben einen höheren Bedarf an öffentlichen und frei zugänglichen Informationsquellen haben. 

Was die Breitbandinitiative betrifft, so möchte ich darauf hinweisen, dass hierzu eine ausgereifte Studie zur Verfügung steht. Dass wir über die Details der Umsetzung innerhalb der Stadtregierung noch Vorberatungen benötigen, darf ich Sie ersuchen, zur Kenntnis zu nehmen. Sie wissen, die MA 14 ist hier vor allem für die technische Seite zuständig. Das Verlegen von Breitbandkabeln ist ja nicht das Entscheidende, dafür hätten wir in der Stadt ausreichend Kapazität. So gesehen ist die Zuständigkeit nicht allein auf mich beschränkt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die zweite Zusatzfrage: Herr GR Pfeiffer.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Werden Sie auf die Betreiber des Citynetzes einwirken, dass sie in Kooperation mit privaten Providern den Ausbau der Hotspots, das sind Funkanbindungen an das Breitbandnetz, betreiben können, sodass tatsächlich das Citynet sozusagen als grundlegende Schiene auch für solche Hotspots zur Anwendung kommen kann?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Das ist natürlich ein Bereich, der in Überlegung ist. Ich möchte darauf hinweisen, dass der Ausbau des drahtlosen Netzes auch eine ganz entscheidende Standortqualität für eine Stadt ist, die sich nicht nur in den Gebäuden – so wie auch dieser Raum damit ausgestattet ist –, sondern sehr wohl auch im öffentlichen Raum abspielen wird, und hier sind Kooperationen vonnöten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr GR Blind.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Der Zugang zu Informationen ist sehr, sehr wichtig – das sehen wir auch so –, aber wichtiger für uns sind die angebotenen Informationen an und für sich. 

Daher meine Frage: Wann werden Sie oder die Stadt Wien Ihre Hausaufgaben machen? Wann werden die Zahlen der Buchhaltung den Gemeinderäten in sinnvoller Weise zur Verfügung stehen? Das heißt, ich kann ja durchaus moderne Technologien haben, wenn aber die Buchhaltung nicht nur in kameraler Darstellung, sondern auch in doppischer Darstellung zur Verfügung stehen würde, dann hätte ich etwas davon. Ich habe durchaus die Möglichkeit, den Zugang, aber die Informationen fehlen, und es wäre doch sinnvoller, einmal zu schauen, dass die für die Stadt wesentlichen Informationen zur Verfügung stehen. Wann werden Sie für die Gemeinderäte die Buchhaltung auch in doppischer Form zur Verfügung stellen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Ich habe so ungefähr vor 34 Jahren meine letzte Hausaufgabe gemacht, und ich denke nicht daran, Hausaufgaben wieder aufzunehmen. Zwölf Jahre Schule und Hausaufgaben waren für mich genug. 

Bezüglich Ihrer konkreten Frage ist es absolut keine Technologiefrage, sondern eine Frage der Wiener Stadtverfassung, und ich bitte um Verständnis, dass die nicht in der Gestion der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr liegt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Klier.

GRin Helga Klier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat! 

Ich danke für die Beantwortung, ich möchte aber abschließend noch einmal fragen: Welche Vorteile sehen Sie konkret für die Benutzer und Benutzerinnen dieser Serviceeinrichtungen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nun, die Vorteile dabei liegen mit Sicherheit darin, dass es nicht mehr notwendig ist, herauszufinden, welche Stelle, welche Dienststelle, welche Magistratsabteilung welche Information für einen zur Verfügung hat und dann auch noch den Weg in Kauf zu nehmen, sondern dass man die Möglichkeit hat, vor allem über das sehr breit ausgebaute Internetportal von wien.at, diese Informationen de facto bei jeder Telefonzelle kostenlos abzufragen und sich damit viele Wege zu ersparen. Möglicherweise kann man sogar, wie dies in vielen Fällen schon möglich ist, die Formulare herunterladen und gleich dort ausfüllen und sich damit viel Zeit für Amtswege ersparen und das nutzen, was wir sozusagen als Außenstelle der Stadt Wien haben, nunmehr verbreitet über viele, viele Bereiche der Stadt. Wir haben also nicht nur das Frontoffice in den Magistratischen Bezirksämtern, sondern es kann eben jede Telefonzelle sozusagen zum Frontoffice gemacht werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Somit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/02133/2004/0003-KGR/GM). Sie ist von der Frau GRin Sommer-Smolik an die Frau Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet: Die Stadt Wien ist zuständig für die Betreuung herrenloser Fundtiere. Dementsprechend wurde mit dem Wiener Tierschutzverein ein Leistungsvertrag vereinbart. Aktuellen Meldungen zufolge steht der Tierschutzverein, ebenso wie vor 2 Jahren, vor dem Konkurs. Wie werden Sie, Frau Stadträtin, die tiergerechte Unterbringung und Betreuung herrenloser Fundtiere in Zukunft gewährleisten?

Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zur Frage der gesetzlichen Verpflichtungen und der Vollziehung dessen im Zusammenhang mit den Tieren, dem Tierschutz und der Situation des Wiener Tierschutzhauses möchte ich vorweg sagen, dass die Stadt Wien meiner Ansicht nach ihren gesetzlichen Verpflichtungen sehr gut und sehr positiv nachkommt. Die Stadt Wien ist ja einerseits für jene Tiere zuständig, die nach dem Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz abgenommen werden – also entweder, weil sie selber gequält wurden, oder weil sie selber gefährlich waren –, wir sind aber seit kurzem auch für die gefundenen und verloren gegangenen Tiere zuständig. Dies erst, seitdem das Fundwesen seitens des Bundes der Stadt Wien übertragen wurde. Da haben wir uns sehr große Gedanken darüber gemacht, wie wir denn für diese gefundenen Tiere auch eine tiergerechte Unterbringung garantieren können, denn ich bin der Meinung, man muss unterscheiden zwischen einem verloren gegangen Haustier oder einem Regenschirm, den man verloren hat.

Ich sage das deswegen, weil das früher nicht so eine Selbstverständlichkeit war und weil ich glaube, dass wir hier einen sehr guten Weg gefunden haben. Wir haben nämlich den Weg eines Leistungsvertrages mit dem Wiener Tierschutzhaus gefunden. Das Tierschutzhaus wurde ja auch in der Vergangenheit seitens der Stadt mit Subventionen unterstützt, und ich glaube, dass der Weg, den wir jetzt gefunden haben, ein sehr viel besserer ist, weil er transparenter ist, dem Steuerzahler gegenüber sehr klar argumentierbar und weil jene Leistungen bezahlt werden, die die Stadt Wien tatsächlich in Anspruch nimmt und die vom Tierschutzhaus direkt zur Verfügung gestellt werden. Es gibt eigene Sätze, die recht kompliziert sind. Da wird nach der Größe des Tieres unterschieden, also ob es sich um Kleintiere oder um größere Tiere handelt. Dementsprechend glaube ich, dass die Stadt hier ihren Verpflichtungen sehr gut nachkommt.

Der angesprochene Konflikt, den es im Moment gibt, und die angespannte finanzielle Situation des Tierschutzhauses ist für all diejenigen, die sich schon länger mit dem Thema befasst haben, ja nun leider, sage ich, nichts Neues, ich muss aber ganz klar sagen, es ist der Konflikt zwischen zwei Privaten, zwischen dem Verein; dessen Vorsitzende Frau Loubé ist, und zwischen der Firma BaL helios Immobilien Leasing GmbH, die eine Tochtergesellschaft der Bank Austria Creditanstalt ist. Es geht hier, wie mir Frau Loubé schon vor längerer Zeit berichtet hat, unter anderem auch um Baumängel und andere Probleme. 

Was wir dem Tierschutzhaus immer angeboten haben, ist fachliche Unterstützung. Dieses Angebot gilt weiter und wurde zum Teil auch angenommen. Was wir sicher nicht machen können und was ich auch nicht beabsichtige, ist, uns in diese finanzielle Auseinandersetzung einzumengen. Das ist auch gar nicht möglich. Fachliche Unterstützung haben wir angeboten, und die wird in gewissem Ausmaß auch angenommen, denn an und für sich funktioniert die Zusammenarbeit zwischen der MA 60 und dem Wiener Tierschutzverein recht gut, im Zusammenhang mit den von uns untergebrachten Tieren sogar exzellent. Wir zahlen nicht nur für die Tiere, wir kontrollieren auch, ob die Unterbringung adäquat ist und ob sie allen modernen tierschutzgerechten Kriterien entspricht. Dieses ist der Fall. 

Das heißt zusammenfassend: Fachliche Unterstützung bieten wir an, finanzielle Unterstützung über das hinaus, was wir tun, können und dürfen wir auch gar nicht anbieten. Die Unterstützung, die wir geben, ist – und das bestätigt auch der Tierschutzverein – das Standbein, an dem sie sich festhalten, denn alle anderen – der Bund zum Beispiel, der ja keinen Groschen zahlt – haben den Tierschutzverein völlig im Stich gelassen. Wir nicht, und ich hoffe sehr, dass es in den Gesprächen, die es, wie ich den Medien entnehme, jetzt gibt, zu einer Einigung zwischen diesen Diskussionsparteien – um nicht Streitparteien zu sagen – kommt, damit weiter gewährleistet ist, dass die Tiere auch anständig untergebracht sind.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin.

Die erste Zusatzfrage: Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Vielen Dank für Ihre Antwort. Sie haben selbst gesagt, dass es ja schon seit längeren Jahren diese Debatte über die Finanzierung des Wiener Tierschutzhauses gibt. Sollte jetzt dieser Wiener Tierschutzverein in Konkurs gehen, welches Krisenszenario hat die Stadt Wien? Wo werden wir dann unsere herrenlosen Tiere oder auch die Fundtiere oder die gequälten Tiere unterbringen? Welche Maßnahmen hat die Stadt Wien sich bis jetzt überlegt, um auf diese Situation auch adäquat reagieren zu können?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Zum einen darf ich noch einmal darauf verweisen, dass unser Angebot zu einer fachlichen Beratung steht und in vielen Bereichen auch angenommen wird. Was wir nicht können, ist – und das muss ich sehr klar sagen, gerade weil hier das Wort Konkurs gefallen ist – zusätzliche finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen. Das wäre gar nicht möglich, und das wäre dem Steuerzahler, der Steuerzahlerin gegenüber auch nicht zu verantworten. 

Das heißt, ich setze sehr darauf, dass es hier zu einer entsprechenden Einigung kommt, weil ich davon ausgehe, dass alle beteiligten Parteien ein Interesse daran haben, dass nicht diejenigen, die sich am wenigsten wehren können, nämlich die Tiere, unter dieser Auseinandersetzung leiden. Aber selbstverständlich hat die Stadt Wien darüber hinaus noch eine ganze Reihe anderer Vertragspartner und Vertragspartnerinnen. Es gibt auch – zugegebenermaßen sehr viel kleinere – andere Tierheime. Es gibt es eigenes Katzenheim und viele andere. 

Also wenn es wirklich dazu käme – was ich mir nicht vorstellen kann und wovon ich auch weiß, dass alle Beteiligten versuchen, das zu verhindern –, dass das Tierschutzhaus von einem Tag zum anderen nicht mehr zur Verfügung stünde, wäre das eine schwierige Situation, keine Frage, wir haben aber auch andere Partner und Partnerinnen, wir haben im beschränkten Ausmaß auch selber Möglichkeiten, Tiere unterzubringen, sodass wir hier versuchen werden, eine Übergangslösung zu finden. Aber das ist wirklich worst case, und ich rechne absolut nicht damit, dass das passiert, sondern ich glaube, dass es zu einer Einigung kommt. Was wir dazu beitragen können, das werden wir auch tun, weil es eben darum geht zu verhindern, dass es auf den Köpfen der Schwächsten und derer, die keine eigene Stimme haben, ausgeht.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zweite Zusatzfrage: Herr GR Klucsarits. 

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

In Zeitungsberichten ist die Rede von Baumängeln im Tierschutzheim, von denen unter anderem auch die Tierkojen betroffen waren, wie Ausfall der Heizung. Ist Ihnen bekannt, dass Tiere an den Folgen dieser Baumängel zu leiden haben?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist mir nicht bekannt. Ich weiß, dass es diese Auseinandersetzung über die Baumängel gibt. Das ist ja eine der Grundauseinandersetzungen zwischen Frau Loubé und der BAL HELIOS, weil hier offensichtlich Baumängel vorhanden sind. Die Frage ist, wer die Verantwortung dafür trägt. Wofür ich verantwortlich bin, sind die Tiere, die wir unterbringen. Das sind die Fundtiere, für die wir nach dem Fundwesen zuständig sind, und das sind die Tiere, die wir nach dem Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz abnehmen und unterbringen. Diese Tiere werden von unseren Veterinären der MA 60 ganz genau kontrolliert. Ich glaube, wirklich mit gutem Gewissen sagen zu können, dass meine Veterinäre täglich im Tierschutzhaus sind, um zu kontrollieren, ob unsere Tiere tierschutzgerecht und auch adäquat tiergerecht untergebracht sind. Und das kann ich garantieren. Da bekomme ich regelmäßige Berichte, dass unsere Tiere gut untergebracht sind. Das kontrollieren wir auch ganz genau.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Dritte Zusatzfrage: Frau GRin Reinberger. 

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Zweifelsohne ist eine Leistungsvereinbarung immer eine transparente und gescheite Sache, weil man dann genau schauen kann, ob die Leistung, für die bezahlt wird, erbracht wurde. Das ist sicher sehr gescheit. In der momentanen Situation ist es natürlich fatal, denn die Frau Kollegin hat ja angefragt, was dann geschieht, wenn der Wiener Tierschutzverein wirklich in Konkurs geht. Eine neue Institution oder neue Räumlichkeiten in kurzer Zeit aufzubauen, damit die Tiere untergebracht werden können, ist wohl aus Sicht der Stadt Wien oder auch durch die Stadt Wien sehr schwer möglich. 

Die Vorgeschichte ist natürlich schon eine andere. Der Tierschutzverein hat sicher immer gute Arbeit geleistet, er ist in finanzielle Schwierigkeiten gekommen durch einen Bau, den man auch so sehen muss, dass er ja auch im Interesse der Stadt Wien war. Es war ja an sich so, dass die Stadt Wien dahinter war, dass der Tierschutzverein vom Khleslplatz absiedelt. Man hat ihm die Wien Süd als Bauträger und diese Bank Austria Tochter als Financier angedient. Wie sich jetzt zeigt, dürften schon auch massive Baumängel und auch Kosten, die im Bauverfahren aufgetaucht sind und die für den Tierschutzverein nicht erkennbar gewesen sind, hauptsächlich dafür verantwortlich sein, dass der Tierschutzverein jetzt massive finanzielle Probleme hat.

Mir ist zu Ohren gekommen, dass die Stadt Wien ihre Subvention auch davon abhängig macht, ob es zu einer Vereinbarung oder zu einem Vergleich mit dem Bauträger kommt. Jetzt frage ich: Wäre es nicht viel mehr im Interesse der Stadt Wien, den Wiener Tierschutzverein dahin gehend zu unterstützen, dass wenn diese Baumängel vorliegen – und die sind ja offenkundig, man hat sie in der Volksanwaltsendung im Fernsehen gesehen; also da sind ja zweifelsohne Baumängel vorhanden –, die Stadt Wien versucht, gegen Wien Süd vorzugehen, die ja durchaus schon bei sonstigen Bauvorhaben von der Stadt Wien profitiert hat, damit der Wiener Tierschutzverein nicht die Kosten der Mängel zu tragen hat und sich daher nicht finanziell ausbluten muss für Dinge, die er selbst nicht zu verantworten hat, sondern ein Bauträger und ein Financier, die der Stadt Wien nahe stehen. 

Welche Maßnahmen werden Sie setzen, diesbezüglich den Wiener Tierschutzverein nicht nur in erster Linie in finanzieller, sondern auch in anderer Form zu unterstützen, damit er hier zu seinem Recht kommt?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Bei allem Verständnis für die Emotionen, die wichtig sind beim Tierschutz, aber ich hoffe doch, mich jetzt verhört zu haben, dass Sie hier nicht allen Ernstes in offener Sitzung vor laufender Kamera von mir verlangen, dass ich mich in ein Gerichtsverfahren einmenge, in laufende gerichtliche Auseinandersetzungen, die höchst kompliziert sind. Auch ich verfolge die Medienberichterstattung und weiß, dass es schon viele, viele Auseinandersetzungen gab, dass auch schon Anwälte – wenn Sie mir dieses saloppe Wort erlauben – im Laufe der Zeit verschlissen wurden, dass es interne Auseinandersetzungen im Tierschutzverein gibt. Das darf man ja auch nicht ganz vergessen, dass es auch zwischen den verschiedenen Funktionären und Funktionärinnen Auseinandersetzungen gibt, wie ich den Medien entnehme, dass Klagsdrohungen hin und her fließen, weil die einen sagen, die anderen hätten irgendwas gemacht, was dem Verein schädlich ist. Ich beziehe mich hier auf Medienberichte. Und da können Sie doch von mir nicht ernsthaft verlangen, dass ich mich in Gerichtsauseinandersetzungen einmenge. Ganz abgesehen davon, dass wir natürlich alle wissen, dass das völlig unmöglich ist. 

Die Stadt Wien hat weder das Tierschutzhaus gebaut noch das Management der letzten Jahre gemacht. Ganz im Gegenteil! Das wurde sehr autonom geführt, und das verstehe ich auch, denn das ist ein unabhängiger Verein. Dann muss man aber die Unabhängigkeit auch in allen Zeiten wahrnehmen, in positiven und in negativen. Die Stadt Wien hat hier in keinster Weise theoretische oder praktische Einflussmöglichkeiten gehabt. 

Was wir an Verantwortung übernehmen, betrifft die Leistungen, die das Tierschutzhaus für uns erbringt, und ich möchte zurückweisen, dass in irgendeiner Art und Weise – ich weiß die Formulierung nicht mehr genau, die Sie verwendet haben – die Subventionen an irgendwelche inhaltlichen Zugeständnisse gebunden waren, die man verlangt hätte. Was immer verlangt wurde seitens der Stadt Wien –das war vor meiner Zeit, weil das nicht über mein Ressort gelaufen ist, aber ich habe mich natürlich klug gemacht und habe mir das angeschaut –, um die Subvention zu gewähren, war ein Sanierungskonzept. Aber das ist, denke ich, doch in Ordnung, dass man, wenn man weiß, dass ein Verein ohnehin schon finanzielle Schwierigkeiten hat und man ihm Steuergelder zur Verfügung stellt, verlangt: Aber bitte, ihr müsst uns ein Sanierungskonzept vorlegen. Wir können hier nicht mit Steuergeldern etwas subventionieren, wenn wir dann nicht wissen, wie diese Gelder genau verwendet werden können, weil die finanziellen Schwierigkeiten zu groß sind. Deswegen finde ich ja auch diesen Leistungsvertrag sehr vernünftig. 

Ich sage noch einmal: Wir haben fachliche Beratung angeboten, ich sehe mich aber außer Stande – weder kann ich das noch halte ich das für in irgendeiner Art und Weise adäquat –, mich in diese internen Auseinandersetzungen einzumengen. 

Ich darf mir schon auch die Bemerkung erlauben, dass in allen Auseinandersetzungen, auch in der öffentlichen Auseinandersetzung die Stadt Wien von keiner der beteiligten Streitparteien in irgendeiner Art und Weise negativ angegriffen wurde, weil alle respektieren, dass wir uns sehr bemühen, dass wir auch eine anständige finanzielle Unterstützung geben, denn das sind ja keine kleinen Summen, von denen wir hier sprechen. Ich darf Ihnen sagen, das wir im Jahr 2003 über 400 000 EUR für die herrenlosen Tiere und für – wie es für uns intern heißt – Pensionstiere bezahlt haben und über 350 000 EUR für Fundtiere. Also wir leisten hier einen wichtigen Beitrag, und ich glaube, dass das auch von allen Beteiligten respektiert wird. Es gibt diesbezüglich auch eine sehr, sehr gute Zusammenarbeit mit dem Tierschutzverein und mit dem Haus.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Vierte Zusatzfrage: Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Sie haben in der vorigen Antwort gesagt, es ist ein Streit, ein gerichtlicher Streit zwischen zwei Privaten, nämlich der Frau Präsidentin Loubé und der Firma BAL HELIOS. Es ist die Frau DDr Fries in der Sendung "Volksanwalt" am Samstag für die Firma BAL HELIOS dort aufgetreten und hat mehrmals betont: Die Stadt Wien wird, die Stadt Wien will, die Stadt Wien macht. 

Jetzt ist es natürlich so, dass ja nicht unbekannt ist, dass die Bank Austria mit der Stadt Wien vielleicht etwas nähere Kontakte hat. Ist die Frau DDr Fries jetzt dort als Vertreterin der Stadt Wien aufgetreten oder als Vertreterin der Firma BAL HELIOS? Das gilt es meiner Meinung nach schon zu klären, denn sie hat es mehrfach gesagt und hat es dort auch erwähnt, dass eben auch die Subvention, die die Stadt Wien damals gegeben hat, abhängig war von einem gerichtlichen Vergleich, der abgeschlossen werden musste. 

Sie haben jetzt vorhin das Sanierungskonzept angesprochen, das verlangt wurde. Was wurde in diesem Sanierungskonzept mit dem Wiener Tierschutzverein vereinbart und warum wurde dem nicht nachgegangen, denn es ist ja offensichtlich, dass die finanziellen Probleme sich verschärft haben?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Also die Frau Dr Fries ist, vermute ich – ich kenne sie persönlich nicht –, eine Vertreterin der Firma BAL HELIOS gewesen, weil sie dort als solche aufgetreten ist. Jedenfalls ist sie – und das weiß ich, denn dafür bin ich zuständig – keine Mitarbeiterin der Stadt und kann insofern die Stadt Wien selbstverständlich auch nicht vertreten.

Wieso es kein Sanierungskonzept gegeben hat, sehr verehrte Frau Gemeinderätin, müssen Sie den Tierschutzverein fragen, nicht mich. Wir haben fachliche Hilfe angeboten, aber es handelt sich um einen Verein, der großen Wert darauf legt, eigenständig zu sein, mit der Vorsitzenden, Frau Loubé, die ein unendliches Engagement an den Tag legt, seit vielen, vielen Jahren sehr zentral den Tierschutzverein bestimmt, wo es schon auch andere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gibt, zwischenzeitlich auch eine andere Präsidentin, mit der – soweit ich eben weiß; ich beziehe mich wieder auf die Medien – es jetzt auch diese rechtliche Auseinandersetzung gibt. Warum sie dieses Sanierungskonzept nicht vorgelegt hat, kann ich nicht beurteilen, weiß ich nicht. Es ist bedauerlich, dass es das nicht gegeben hat, denn wenn es früher ein Sanierungskonzept gegeben hätte, dann wäre vielleicht jetzt nicht die Gefahr eines Konkurses. 

Was wir als Stadt machen können, haben wir getan, und zwar, wie ich glaube, in äußerst positiver Art und Weise, indem wir gesagt haben: Wir bieten euch ein Standbein, indem wir euch garantieren, dass alle Aufträge, die ihr von uns bekommt, auch bezahlt werden. Damit unterscheiden wir uns fundamental zum Beispiel vom Bund, der in vielen Bereichen ebenfalls Tiere an das Tierschutzhaus liefert, zum Beispiel alle im Zusammenhang mit Beschlagnahmen beim Zoll. Es gibt dort – wer schon im Tierschutzhaus war, weiß das – einen riesigen Teich, in dem abertausende von kleinen Schildkrötchen schwimmen, die sich dort auch irgendwie fröhlich vermehren. Das sind zum Beispiel Tiere, die vom Zoll abgenommen wurden, und der Bund zahlt nicht einen Groschen. 

Unter anderem war das Tierschutzhaus auch deswegen so in finanziellen Schwierigkeiten, weil, bevor wir als Stadt Wien das Fundwesen übernommen haben, der Bund zuständig war und auch dafür nichts bezahlt hat. 

Also wenn man jemanden fragt, warum denn da zu wenig getan wurde, dann würde ich bitten, die Frage ein bisschen in die Richtung hinüber (die Rednerin weist in Richtung Parlament) zu richten. Was wir tun konnten, haben wir getan. Wir zahlen beträchtliche Summen auf eine korrekte, transparente, dem Steuerzahler gegenüber vertretbare Art und Weise. Wir achten darauf, dass unsere Tiere gut und adäquat untergebracht sind. Also ich glaube, wenn es eine Partnerin für das Tierschutzhaus gibt, auf die sie sich verlassen können – und das sehen sie auch so –, ist es die Stadt Wien. In dieser Art und Weise wird sie das auch bleiben. – Danke.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Frau Stadträtin.

Die 3. Anfrage (FSP/02129/2004/0003-KVP/GM) wurde von Frau GRin Ingrid Korosec gestellt und ist an die amtsf StRin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Der Wiener Pflegeskandal hat gezeigt, wie wichtig eine ausreichende Kontrolle der städtischen Pflegeeinrichtungen ist. Offenbar hat jedoch die SPÖ-Stadtregierung bis dato aus den Versäumnissen der Vergangenheit nichts gelernt. Wann werden Sie den aktuellen Mangel an geeignetem Kontrollpersonal für städtische Geriatriezentren beheben?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Geschätzte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Zu Ihrer Anfrage ist zu sagen: Es war früher die 
Überprüfung der Pflegeinstitutionen in der ehemaligen Magistratsabteilung 47 angesiedelt. Am 25. September 2003 wurde diese Tätigkeit von der MA 15 übernommen. Es kam damals mit, was in der MA 47 an Dienstposten dafür zur Verfügung stand: Der Dienstposten einer Pflegesachverständigen, einer Verwaltungsfachbediensteten und einer Kanzleikraft. 

Schon damals war klar, dass man erhöhen muss. Man hat sofort ein Ausschreibungsverfahren für eine zusätzliche Pflegesachverständige durchgeführt und hat dann eine Krankenpflegefachkraft eingestellt.

Seit Übernahme dieser Aufgabe waren aber immer wieder die Bestrebungen auf Beamtenebene, diese Posten aufzustocken. Man hat sich bemüht, auch andere aus anderen Bereichen der MA 15 nehmend, die Prüfungen bis zur Aufstockung im ausreichenden Maß wahrzunehmen. Es ist die MA 15 natürlich auch für Krankenhausüberprüfungen zuständig, und es war schon früher so, dass die Überprüfungen im Bereich der MA 47 und der MA 15 auch gemeinsam mit anderen Magistratsabteilungen – ich erwähne hier nur den Brandschutz – erfolgt sind. 

Es erfolgten weiter routinemäßige Überprüfungen, aber auch immer welche aus einem Akutanlass heraus. Entweder wurden sie von mir auf Grund von Beschwerden gefordert, aber auch Beschwerden, die in anderen Dienststellen einlangten, wurden wahrgenommen. Für alles, was ich veranlasst habe, habe ich auch entsprechende gut fundierte Berichte erhalten, sodass ich mich von der Qualität dieser Arbeit überzeugen konnte. 

Frau ARin Ehmsen wurde von Frau Bundesministerin Rauch‑Kallat aufgefordert, bei ihr im Ministerium mitzuarbeiten. Man hat ihr dafür einen Karenzurlaub für fünf Jahre gewährt. Sie hat allerdings vorher noch ihren Resturlaub angetreten. Sie wissen, dass es im Magistrat nicht üblich ist, dass man in der Urlaubszeit schon Posten nachbesetzt. Es war mein dringender Wunsch, dass sofort mit Antritt des Karenzurlaubes der Posten nachbesetzt wird. 

Frau ARin Ehmsen war nicht nur diplomierte Krankenpflegefachkraft, sondern auch Diplomsozialarbeiterin und als solche im Gehaltsschema höher eingestuft. Daher hat sie immer wieder als Diplomsozialarbeiterin das wahrgenommen, sie war aber eben auch eine Pflegesachverständige. Der Posten ist mit K3 bewertet. Es fallen natürlich im Bereich der MA 15 keine Nachtdienste, keine Gefahrenzulagen und dergleichen an, die ein Gehalt aufbessern, daher haben uns etwaige AnwärterInnen für den Posten, die sich beworben haben, immer wieder abgesagt. Es ist das Bestreben des sehr engagierten Leiters der MA 15, der wirklich unter Einsatz seiner Gesundheit, muss ich sagen, seine Aufgaben wahrnimmt, dass dieser Dienstposten aufgewertet wird.

Wir haben derzeit folgende Dienstposten bewilligt zur Verfügung: Eine Juristin – das ist bereits besetzt –, vier Pflegesachverständige, wovon einzelne immer wieder abgesagt haben, sodass wir derzeit eine in diesem Bereich haben und die anderen aus dem sonstigen Bereich der MA 15 heranziehen, zwei Amtsärztinnen – da werden die Bewerbungen ebenfalls überprüft –, die Verwaltungsfachbediensteten – zwei sind bereits besetzt –, die Kanzleibediensteten sind bereits besetzt. Man hat auch eine Qualitätssicherung eingeführt, und diese wird 
derzeit von einer Betriebswirtin mit dem Schwerpunkt Qualitätsmanagement und Gesundheitsökonomie wahr-
genommen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Frau Stadträtin.

Die erste Zusatzfrage: Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Mit welchen Personalressourcen rechnen Sie, wenn diese Abteilung endlich einmal wirklich besetzt ist? Es ist ja schon dramatisch: Es ist so vieles vorgefallen, gerade die Kontrolle hat versagt, das hat sich erwiesen, trotzdem dauert es so lange. In einer Zeit, da wir wissen, dass so viele Menschen Arbeit suchen, dauert es trotzdem so lange, eine so wichtige Abteilung, so wichtige Funktionen nachzubesetzen.

Daher meine konkrete Frage: Wie viel Personal rechnen Sie, dass vorhanden sein muss, um wirklich eine optimale Qualitätskontrolle durchführen zu können?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin! 

Ich habe Ihnen gerade verlesen, was jetzt sozusagen das erste Anforderungsprofil an die Abteilung ist: Es sollen vier Pflegesachverständige sein. Unser Problem ist, dass mit der derzeitigen Bewertung des Dienstpostens, der ohne Zulagen ist – wir wissen, wir haben überall einen Mangel an Pflegefachkräften, die Menschen können sich jeden Posten aussuchen –, diese Posten nicht in dem Ausmaß besetzt werden können, sodass wir trachten, diese Posten aufzuwerten, beziehungsweise muss man dann trachten, eine Zulage zu finden. 

Ich habe verlesen, die Juristin ist schon besetzt, die Kanzleibediensteten sind nicht das Problem, auch die Amtsärzte sind nicht so schwer zu finden, man muss nur solche nehmen, die sich vor allem auch im Bereich der Geriatrie auskennen. Ärzte finde ich wie Sand am Meer, da gibt es genug, nur müssen sie diesen speziellen Arbeitsschwerpunkt haben. 

Die wirkliche Problematik ist noch die Besetzung der Pflege, und da muss es eben zu solchen finanziellen Möglichkeiten kommen, dass es auch von denen, die interessiert wären an dem Posten, wahrgenommen wird. Und das ist jetzt das große Bemühen des Leiters der MA 15, der sich wirklich engagiertest einsetzt, und auch mein Bemühen, dass wir für diese Posten die entsprechende Aufwertung bekommen, weil wir – so wie die Frau ARin Ehmsen, die sowohl Sozialarbeiterin, auf Grund dessen höhern eingestuft, als auch Diplomkrankenpflegefachkraft war – niemanden hatten, der sich beworben hat. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zweite Zusatzfrage: Frau Mag Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Während der ganzen letzten Monate, in denen die Untersuchungskommission getagt hat, ist eines ganz deutlich geworden, nämlich dass die Kontrolle versagt hat, und zwar die Kontrolle auf allen Ebenen. So hat nicht nur die Frau Generaloberin nicht ordentlich kontrolliert, sondern es hat auch keine interne Revision im Krankenanstaltenverbund gegeben, die die Qualität der Pflege überprüft hätte, es hat die MA 47 lange Zeit nicht kontrolliert, und es hat auch das Kontrollamt von sich aus nicht kontrolliert. Erst als es dann zu diesen traurigen Vorfällen gekommen ist, ist das Kontrollamt auf Anweisung des Herrn Bürgermeisters tätig geworden, und der Kontrollamtsdirektor hat, nachdem er alle Einrichtungen besucht hat, festgestellt, dass er selbst sich nicht in so eine Einrichtung legen würde, was wohl ein bezeichnendes Bild auf die Situation in den Wiener Pflegeheimen wirft. 

Meine Frage ist jetzt einerseits, weil Sie vorhin gesagt haben, Sie bemühen sich, dass die Dienstposten aufgewertet werden: Woran scheitert es, dass diese Aufwertung so schnell wie möglich erfolgt? Und zweitens: Was wollen Sie tun, damit es auch innerhalb des Krankenanstaltenverbundes zu einer effizienten, qualitativen Kontrolle der Pflege kommt?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin! 

Ich glaube, dass die Verhandlungen sehr rasch erfolgreich abgeschlossen werden, dass die Dienstposten aufgewertet werden, weil man ja gesehen hat, dass man zu den Bedingungen K3 ohne Zulagen keine Pflegefachkraft findet. Da bin ich sicher, dass es zu einem gütlichen Abschluss kommt. 

Im Krankenanstaltenverbund selbst soll ja jetzt endlich die TU°4 eingerichtet werden, wo sicher auch die Kontrollaufgaben wahrzunehmen sind. Aber der Herr Generaldirektor hat von mir immer wieder gehört, dass ich auch auf die internen Kontrollen, und zwar nicht nur auf die ökonomischen Kontrollen, sondern auch auf die Kontrollen der Qualität der Pflege und der Behandlung größten Wert lege. Die MA 47 war aber von sich aus säumig, denn sie hatte im Gesetz, dass die Überprüfung sein muss. Wie gesagt, ich habe in meiner Anfangszeit angenommen, vor allem auch, da im Bericht des Rechnungshofes stand, die Aufgabe wird wahrgenommen, dass es so wahrgenommen wird. Ich bin erst dann durch Rückfragen draufgekommen, dass dem nicht so ist. Ich habe dann zuerst mehrmals mündlich die Weisung gegeben, und als ich dann gemerkt habe, es fruchtet nichts, habe ich das auch schriftlich getan. Aber wie gesagt, die gesetzliche Verpflichtung zur Aufsicht hat es gegeben. Sie ist nicht wahrgenommen worden. Und Sie rechnen natürlich als verantwortlicher Politiker, wo Sie auch Dinge wahrnehmen müssen, dass natürlich die Beamten ohne Aufforderung, ohne Weisung ihren Verpflichtungen nachkommen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Dritte Zusatzfrage: Frau Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Kontrolle ist eines, Unterstützung, Ermutigung und Zusammenarbeit mit den Pflegekräften, den Angehörigen und nicht zuletzt den Bewohnern und Bewohnerinnen ist ein anderes. Sie haben selber als erste Reaktion auf den Pflegeskandal den Herrn Dr Vogt als Pflegeombudsmann eingesetzt. Er hat zufällig heute im "Standard" einen Kommentar geschrieben, in dem er noch einmal und wiederum deutlich macht, welche Hölle der Ereignislosigkeit es für die Menschen in den Pflegeheimen, speziell in Lainz, gibt. Ich lese nur einen ganz kurzen Absatz vor:

"Tagsüber sitzen die Alten am Gang oder im Zimmer. Ganztagsfernsehen am Gang oder Ganztagsfernsehen im Zimmer. Schauen und nichts gesehen haben, hinstarren. ... Dahindämmern von 7 bis 17 Uhr. Dann die letzte Mahlzeit und der pharmakologische Gutenachtkuss. Infolge Personalmangel kaum ein Tag-Nacht-Rhythmus. Dafür ein sich ausbreitender sozialer und therapeutischer Nihilismus." 

Also der Befund des Herrn Dr Vogt ist strikt. Er sagt das schon, seit er im Amt ist, seit Monaten. 

Frau Stadträtin! Ich hatte große Skepsis, dass eine Pflegeombudsmann etwas verändern wird an der Situation in Wien, aber ich stehe nicht an, seine Arbeit als sehr, sehr gut zu beurteilen, und möchte, dass Herr Dr Vogt nicht mehr länger nur symbolische Politik ist, sondern dass er ein Faktor der Entscheidung in der Stadt wird, und frage Sie daher, Frau Stadträtin: Werden Sie im jetzt in Begutachtung befindlichen Pflegeheimgesetz eine rechtliche Verankerung des Herrn Dr Vogt und der Pflegeombudsschaft vorsehen? Denn nur so kann er als weisungsfreier Anwalt für die Interessen der Betroffenen sorgen, nur so ist gesichert, dass er über Ihre Amtszeit hinaus und für die Zukunft ein Faktor in der Stadt ist. Werden Sie das Gesetz noch entsprechend überarbeiten?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin!

Die Gesetze überarbeiten nicht die Politiker, sondern die Juristen auf Wunsch der Politiker. Es wurde auch von mir der Wunsch deponiert, dass ich ihn verankert sehen möchte, weil ich seine Arbeit für sehr qualitätsvoll und sehr gut halte und auch glaube, dass man Patientenanwaltschaft und Pflegeanwaltschaft trennen soll. Nur, wir haben jetzt einmal das Limit, das Heimgesetz mit 30.°Juni zu beschließen. Es sind schon Begutachtungsverfahren gelaufen. Um ihn installieren zu können, habe ich nach Auskunft von Juristen erfahren, müssten wir wieder das Patientenanwaltsgesetz ändern, und das ist in dieser kurzen Zeitfrist nicht möglich. Es ist von der Stadt Wien daran gedacht, den Pflegeombudsmann oder die Pflegeombudsfrau gesetzlich zu verankern, nur wir schaffen es nicht mehr, wenn wir am 30.°Juni das Heimgesetz beschließen wollen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Vierte Zusatzfrage: Frau GRin Korosec.

GR Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich komme wieder zurück zur direkten Kontrolle und möchte Sie fragen: Wie werden Sie sicherstellen, dass die Kontrolle in Zukunft wirklich funktioniert? Das heißt ganz praktisch gesagt: Wird es Protokolle geben, wird es Aufzeichnungen geben? Was haben Sie veranlasst, dass die Fehler der Vergangenheit sich nicht wiederholen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Selbstverständlich gibt es Protokolle und Aufzeichnungen, aber nicht jedes Protokoll und nicht jede Aufzeichnung ohne spezielle Anfrage kommt an den Politiker. Sie können sich vorstellen, bei der Größe meiner Geschäftsgruppe mit 31 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, ist das, wenn ich alle, auch relevanten, Protokolle erhalte, eine für eine Person nicht bewältigbare Aufgabe. Ich bin bereits heute soweit, dass ich ungefähr bis 1 Uhr nachts über meinen Akten sitze und sie lese – das ist nur das, was das unbedingt Notwendige und Erforderliche ist –, weil sich das zeitmäßig nicht anders ausgeht. 

Es werden Bescheide erstellt, es werden Aufträge erstellt, es gibt das Konzept, jährlich einmal alle städtischen Heime – aber nicht jede einzelne Station, das ist nicht möglich – und auch alle privaten zu prüfen und dazu auch Personen aus anderen Bereichen mit Sachverständigen heranzuziehen, wenn es sich mit dem eigenen Personal nicht ausgeht. Auf der anderen Seite müssen natürlich auch die privaten Institutionen laufend überprüft werden. 

Ich muss auch sagen, wir haben einige Beschwerden bekommen, die sich dann nicht verifizieren haben lassen. Also wir verfolgen das sehr genau: Was ist? Wie ist es? Es wird von den betroffenen Personen wirklich mit Engagement wahrgenommen, und selbstverständlich gibt es über alle diese Dinge Aufzeichnungen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Frau Stadträtin.

Die 4. Anfrage (FSP/02132/2004/0001-KFP/GM) wurde von Herrn GR Dr Herbert Madejski gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Werden Sie, Herr Bürgermeister, Verhandlungen mit dem Bundesdenkmalamt und den Investoren veranlassen, damit die Hotelruine am Kahlenberg endlich beseitigt wird?

Ich ersuche um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Eigentlich habe ich diese Frage heute vom Herrn Klubobmann Kabas erwartet, weil er in der jüngeren Zeit ein hohes Engagement an den Tag gelegt hat. (GR Mag Hilmar Kabas: Seit Jahren!) Ich kann es mir eh nicht aussuchen, aber mir ist beides recht. (Heiterkeit.) Ich werde versuchen, sie so gut wie möglich zu beantworten, denn noch immer befindet sich diese Liegenschaft in privatem Eigentum, und wie wir wissen – auch aus anderer Erfahrung –, hat man da sorgsam umzugehen. 

Aber Ihre konkrete Frage, ob ich Verhandlungen zwischen dem Bundesdenkmalamt und dem privaten Eigentümer veranlassen werde, kann ich sehr leicht beantworten. Diese Verhandlungen finden bereits statt, wenn auch ohne den entsprechenden medialen Niederschlag, was ich für erfreulich halte, denn solche Verhandlungen sollten in Ruhe zwischen den entsprechenden Betroffenen geführt werden. 

So gesehen kann ich hier nur einmal mehr meinen öffentlich geäußerten Wunsch, der ja mit Ihrem völlig übereinstimmt, äußern, dass man zu einer finanziell vernünftigen, wirtschaftlich auch für die Zukunft tragbaren Lösung kommen möge, die dieses Problem am Kahlenberg – und ich bezeichne es als ein bauliches Problem – endlich beseitigt. Das vorgelegte Projekt von Neumann & Partner scheint mir ein sehr taugliches dafür zu sein, nicht zuletzt deshalb, weil es einmal eine, würde ich sagen, neuartige Möglichkeit ergibt, auch den Durchblick auf die Kirche zu gewährleisten. Und so gesehen halte ich das für ein sehr vernünftiges Projekt, das man hier erwägt und das man auch zur Umsetzung bringen will. 

Von unserer Seite her – wenn ich "uns" sage, umfasst das die Stadt – sind einerseits entsprechende Maßnahmen getroffen worden, wie etwa die Bausperre beziehungsweise der Abbruchbescheid, die notwendig waren, um die Voraussetzung dafür auch zu schaffen; auf der anderen Seite will ich gerne still und ohne Öffentlichkeit das Meine dazu beitragen, dass es zur Umsetzung dieses Projekts kommt. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. – Erste Zusatzfrage: Herr Dr Madejski. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! 

Sie haben es ja in der letzten Zeit wirklich nicht sehr leicht. Zuerst brennen die Sophiensäle ab – da war das Denkmalamt nicht sehr hilfreich. Dann ist das Projekt Wien-Mitte auch nicht so richtig gelaufen – da war das Denkmalamt auch nicht sehr hilfreich. Die Austria ist auch nicht Meister geworden – das trifft Sie auch. Und jetzt kommt der Kahlenberg dazu. (Heiterkeit.)

Herr Bürgermeister! In allen Prospekten der neuen EU-Länder sind neben dem Riesenrad, dem Prater, Schönbrunn und Stephansturm selbstverständlich auch der Kahlenberg und der Leopoldsberg als Ausflugsziel angegeben, das man sich anschauen soll. Wenn jetzt unsere neuen Gäste aus den neuen Ländern dort hinaufkommen, sind sie einmal schockiert, denn sie fühlen sich zurückversetzt in die alten kommunistischen Zeiten, denn dort oben schaut es ja wirklich aus wie in einer Ex-DDR- oder einer russischen Kaserne, und es ist unverständlich für mich – Sie haben das ausgedrückt, und es ist wirklich wichtig, das auch vor einer breiteren Öffentlichkeit wie hier zu sagen –, wie hier das Denkmalamt agiert hat, nämlich viel zu spät. Ich habe immer den Eindruck, die wachen erst dann auf, wenn die Projekte fix und fertig auf dem Tisch liegen, statt dass sie vorher bereits agieren. 

Daher glaube ich, dass Sie froh sind, auch hier vor diesem Gremium Ihre persönliche Meinung zum Kahlenberg einmal auszudrücken, also nicht nur in Stille und Heimlichkeit, was sehr lobenswert ist, sondern auch einmal öffentlich Ihre Meinung kundzutun. 

Ich frage Sie daher: Wenn man die Albertina als Beispiel nimmt, werden Sie sich am Kahlenberg mit Ihrer persönlichen Meinung genauso einsetzen gegenüber dem Bundesdenkmalamt wie Sie das bei der Albertina mit dem Eisendachl gemacht haben?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also nicht alles, was hinkt, ist ein Vergleich. Aber es ist jedenfalls von wegen schmerzhafter Ereignisse der jüngeren Vergangenheit für mich mit Sicherheit das schmerzhafteste, dass die Wiener Austria nicht Meister geworden ist, denn die anderen Probleme, davon bin ich überzeugt, lassen sich leichter lösen als dieses. Da kann man ja immateriell und materiell helfen. Bei der Austria scheint das nicht zu nützen zurzeit; weder die immaterielle noch die materielle Hilfe. 

Was nun den Kahlenberg betrifft, um mich darauf zu konzentrieren, so habe ich mit meiner Meinung ja nicht hinter dem Berg gehalten, ich freue mich aber, dass Sie mir Bescheidenheit im Hinblick auf meine Meinungsäußerung konstatieren. Das passiert ja sonst nicht sehr oft. Zu der Frage des Kahlenbergs habe ich mich über geraume Zeit hinweg mit verschiedenen Privateigentümern immer wieder bemüht, das zu einem Herzeigestück zu machen. Wir haben mitgeholfen, die Kirche dort zu renovieren, was immerhin bei einem Besuch des polnischen Staatspräsidenten Kwasniewski auch sehr positiv zur Kenntnis genommen wurde. Weniger positiv war das Gebäude daneben. Ich konnte da die Gelegenheit nicht vorübergehen lassen, ihm zu versichern, wo die Kirche und die Stadt gut zusammenarbeiten, da gibt es was Schönes, und wo Private ihr Eigentum vernachlässigen, gibt es was Schiaches. Auf das musste ich natürlich schon auch entsprechend hinweisen, und das lässt sich dort ja auch anschaulich darstellen. 

Wir haben, glaube ich, zur Entscheidung des Eigentümers durchaus auch in anderer Hinsicht beigetragen, denn natürlich geht es hier auch darum, gemeinschaftlich mit der Lösung des ästhetischen und architektonischen Problems auch ein anderes Problem zu lösen, das ja der Herr Wirtschaftskammerpräsident Nettig und ich seit längerer Zeit verfolgen, nämlich die Frage der Ausbildung von Tourismusmanagern, sage ich jetzt einmal so ganz allgemein. Denn die Ausbildung im Modul ist ja eine ganz vorzügliche, nur zu lobende, zu begrüßende, das einzige Manko, das man dort erkennen könnte, ist dass zu wenig Plätze vorhanden sind. Daher halte ich es für sehr wichtig – egal, ob man das nun in der Form einer Fachhochschule macht oder ob man das in Form einer Duplizierung des Modells des Moduls macht oder wie immer –, dass man jedenfalls hier entsprechende Ausbildungsplätze anbietet. Ich weiß, dass wir mit dieser Ausbildung eigentlich Tourismusmanager, Köche, Kellner, Hotelmanager, was immer, für die ganze Welt ausbilden, denn die Absolventen dieser Schule trifft man, wo immer man hinkommt, in der ganzen Welt. Es sind gesuchte Leute auf Grund der hervorragenden Ausbildung, aber es ist ja durchaus auch ein Renommee für die Stadt Wien – ich sage das auch ganz offen –, wenn man die bei uns so gut ausgebildeten jungen Leute dann eben in der ganzen Welt auch antrifft, weil sie dort entsprechend gebraucht werden. 

Also so gesehen ist mit dieser auch finanziellen Zusage zweifelsohne für den Eigentümer das ganze Projekt entsprechend erleichtert worden, und Sie können ganz sicher sein, dass sowohl die Wiener Wirtschaftskammer in der Person des Herrn Präsidenten als auch die Stadt Wien hinter der Umsetzung dieses Projekts stehen, weil es in doppelter Hinsicht ein gutes ist. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zweite Zusatzfrage: Herr Mag Chorherr. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister! 

Ich teile ihre Ausführungen, dass das ein sinnvolles, auch vom Inhaltlichen sinnvolles Projekt ist, weil es wirklich eine Sauerei ist, an einem so prominenten Ort etwas so verkommen zu lassen. 

Aber ein wichtiges Detail möchte ich hier schon noch als Frage ansprechen, denn wie ambivalent Abbrüche sind, zeigt sich ja beim Kai-Palast, wo trotz Bürgerinitiative nach Rückfragen nicht klar wurde – vertauschte Fragezeichen –, wann es Sinn macht, mal etwas abzureißen, mal aber einen Teil dieses Komplexes sehr wohl ins Auge zu fassen. 

Was wir im Ausschuss moniert haben, ist – und deswegen haben wir gegen diesen Abbruch gestimmt –, dass ein Teil dieser Ruine, nämlich das Restaurant, 1935 von einem sehr renommierten Architekten, von Erich Boltenstern, errichtet wurde, und sich da schon die Frage stellt, warum nicht bei der notwendigen Neukonzeption für Umbau und Ausbau auf ein Projekt der klassischen Moderne in Österreich Rücksicht genommen wird. 

Für die, die sich damit weniger auseinandersetzen: Erich Boltenstern hat den Ringturm errichtet, den Wiederaufbau der Staatsoper und den Wiederaufbau der Börse durchgeführt, er hat den Großen Österreichischen Staatspreis erhalten. Also er ist nicht irgendwer. Ich erinnere an die, auch internationale, Kritik, wie man mit den Möbeln von Roland Rainer umgegangen ist. Also irgendwie ist alles das, was nach der Jahrhundertwende geschaffen wurde – nach der letzten Jahrhundertwende, nicht nach der jetzt –, nichts, das ist nur modernes Zeug. 

Es könnte also sehr wohl noch immer genau ein Ausbau für diese Tourismusausbildung passieren, wo man das Restaurant, nicht das Hotel, in einer gewissen Weise einbezieht, saniert und eine Weiterführung dieser klassischen Moderne vorsieht. Da einfach zu sagen, das reißen wir ab, ist aus unserer Sicht nicht die richtige Vorgangsweise. 

Glauben Sie, ist es noch möglich, das zu prüfen, oder wurde dahin gehend geprüft, dass man sagt, nein, es ist ohnehin ein untergeordneter Bau? Also ich verstehe das Denkmalamt. Es geht jetzt nicht um eine Verzögerung, es geht darum, hier ein Projekt mit einzubeziehen. 

Ein Satz noch: Ich habe extra den Herrn Prof Achleitner angerufen, das abzuklären, der auch durchaus sagt: Achtung! Das ist etwas Erhaltenswürdiges, etwas Außergewöhnliches für Wien. 

Meine Frage jetzt: Ist es möglich, dieses Projekt umzusetzen, ohne ratzeputz das Boltenstern-Projekt abzureißen? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also zunächst einmal: Ich anerkenne alles, was über Boltenstern hier gesagt wurde. Das ist einfach ein Faktum, das ist so. Es gibt durchaus unterschiedliche Meinungen über dieses konkrete Bauwerk von Boltenstern am Kahlenberg oben. Es gibt durchaus eine Reihe namhafter Architekten, die sagen: Ja, Boltenstern ist ein toller Name, aber das ist etwas, was nicht unter seine Hauptwerke einzureihen wäre, wenn man die Geschichte seines Wirkens einmal retrospektiv zusammenfassend betrachten würde. Ich maße mir hier kein Urteil an. Das steht mir nicht zu, das will ich auch nicht tun. 

Ich betreibe auch keine Denkmalamtsschelte, denn zweifelsfrei ist es eine Aufgabe des Denkmalamtes zu sagen: Moment! Da ist ein Bauwerk, das mit einem renommierten Namen verbunden ist. Da soll man sich alles noch einmal anschauen. Das einzige, was ich anmerken würde, mit Verlaub gesagt, ist dass dieses Bauwerk ja nicht seit zwei Wochen steht und nicht erst seit zwei Wochen dort immer wieder Projekte laufen. Ich hätte mir daher gewünscht, dass halt schon vor einigen Jahren, als zum ersten Mal diskutiert wurde, hier ein neues Projekt zu errichten, das Denkmalamt darauf hingewiesen hätte, dass man sich hier etwas anschauen sollte. Aber das ist das einzige, was ich sagen würde. Jetzt setze ich darauf, dass es, wie mir gelegentlich erzählt wird, sehr gute Gespräche gibt, das ist der Kernpunkt der Gespräche zwischen dem Denkmalamt und dem Eigentümer, dass man hier entsprechend integrierend wirken kann.

Es ist auch eine Frage, wo der Eigentümer wieder rechnen wird und rechnen muss, sodass das Ganze auch einer wirtschaftlichen Lösung zugeführt werden kann. Also ich hoffe sehr, dass diese Gespräche möglichst bald zu einem positiven Ende führen, sodass man dieses Projekt auch umsetzen kann, wirtschaftlich vernünftig umsetzen kann, sage ich auch, weil sonst wird es gar nicht umgesetzt und man perpetuiert diese Situation dort.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die dritte Zusatzfrage stellt der Herr GR Pfeiffer.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Ich kann nicht umhin, auf Grund Ihrer Beantwortung gegenüber dem Herrn Kollegen Madejski zu sagen, dass es ein relativ sinnloses Klassenkampfstatement war, den Privaten den derzeitigen Zustand am Kahlenberg zuzuschieben, denn Sie wissen selber ganz genau, dass es die Wiener Landesregierung war, die das Projekt des Herrn Voith, der immerhin 120 Millionen S in dieses Projekt investiert hat, mit einem Federstrich zunichte gemacht hat, nämlich dort ein hochmodernes Belegspital zu errichten, das noch dazu das Managementkonzept hatte, aus dem orientalen Raum jene Kunden wieder zu bekommen, die die Zweite Wiener Medizinische Schule für Wien seinerzeit gewonnen hat und in der Zwischenzeit an London verloren hat. Das war der Grund, warum es heute dort so ausschaut, weil sonst stünde dort schon ein hochmodernes Spital, gegen das damals das Denkmalamt nichts einzuwenden hatte, weil es sich nämlich an die ursprüngliche Struktur gehalten hat.

Meine Frage ist aber eine andere, und zwar geht es darum: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass wenn das Denkmalamt spezielle Auflagen an die Fassade des neuen Projektes stellen sollte, auch Mittel des Altstadtsanierungsfonds dafür zur Anwendung kommen können?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Es tut mir Leid, Herr Gemeinderat, aber die geschichtliche Wahrheit ist das nicht. Denn jetzt zu sagen, die Gemeinde Wien ist schuld daran, weil sie das Gesetz der so genannten Bedarfsprüfung zur Anwendung gebracht hat, wo doch die Bedarfsprüfung keine autoritäre Entscheidung von Verwaltungsbeamten der Stadt Wien, geschweige denn der Politik ist, aber die Erkenntnis gebracht hat, dass – übrigens mit Unterstützung vieler, die meinten, dass dieses Krankenhaus dort eine Fehlentscheidung ist, die von Privaten getroffen wurde – die Zustimmung zur Errichtung dieses Krankenhauses verweigert wurde, und daraus jetzt den Schluss zu ziehen, die Stadt Wien war schuld daran, dass es da oben so ausschaut, das halte ich für zumindest für sehr verwegen. Und ich gestatte mir, da zu sagen: Die Wahrheit, die historische Wahrheit ist das nicht. (Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) Das weiß ich nicht. Vielleicht bin ich zu phantasielos dafür, aber der formale Ablauf ist da völlig unbezweifelbar. Hier ist ein privates Spitalsprojekt eingereicht worden, das schon bei der Einreichung entsprechend heftigen Kritiken und Diskussionen ausgesetzt war und fraktionsübergreifend, wenn ich das vielleicht noch deutlicher sagen kann, heftiger Kritik ausgesetzt war und im Zuge der Bedarfsprüfung dann abgelehnt wurde. Das ist die historische Wahrheit. Und da brauche ich nichts hineinzugeheimnissen oder sonst sibyllinisch anzumerken. 

Was nun die zweite Frage betrifft, so ist die leicht zu beantworten. Sollten die Voraussetzungen für eine Förderung durch den Altstadterhaltungsfonds gegeben sein, dann wird man das zweifelsohne tun, zusätzlich zu dem, was sich die Stadt Wien schon bemüht, hier entsprechend unterstützend zu wirken, weil wir – ich wiederhole mich – ein massives Interesse daran haben, dass dieses Projekt umgesetzt wird, im Sinne dessen, dass dort dieser – ich sage es jetzt vielleicht noch deutlicher – Schandfleck, aktuelle Schandfleck beseitigt wird, zum anderen aber auch, um zusätzliche Ausbildungsplätze im Tourismusbereich anbieten zu können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Die vierte Zusatzfrage: Herr Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! Mich hat jetzt ein bisschen inspiriert Ihre Aussage über die Zusammenarbeit mit der Kirche, was die Stadt und die Kirche zusammenbringt, und wie es dort ausschaut, wenn der private Investor kommt. Also die Behauptung ist ein bisschen kühn. Da ist ein bisschen Ihre Noch-Ideologie aus der Jugendzeit durchgekommen, was ja heuer bei Ihnen eher selten geschieht, aber ich glaube, da ist sie ein bisschen durchgekommen.

Meine Frage ist die – auch die öffentliche Hand, sprich die Stadt Wien, hat sich da oben nicht gerade Lorbeeren erarbeitet, schon vom Spital her, das ja der eigene StR Rieder in Wirklichkeit umgebracht hat durch die Bedarfserhebung, was es jedoch angeblich nicht gegeben hat, obwohl alles vorbereitet war von den Umrissen her, die Planung bis zur Flächenwidmung, aber das nur am Rande –: Wie stehen Sie dazu, und das ist Ihre Aufgabe, das Umfeld des Kahlenbergs, wenn das jetzt gebaut wird, was ich ja sehr stark hoffe, diese Betonwüste, die es dort gibt, zu sanieren, und es ist nicht die Aufgabe des privaten Investors, das zu tun, beziehungsweise gibt es ein Gesamtkonzept der Stadt Wien unter Einbindung des privaten Investors für den gesamten Kahlenberg?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Also erstens einmal ist mein Ruf als investorenfreundlicher Mensch hinlänglich gefestigt, sodass ich mich diesem Vorwurf, antikapitalistisch zu sein, leicht stellen kann. Aber abgesehen davon: Wenn ich die letzten Parteitagsreden bei FPÖ-Veranstaltungen gehört habe, so ist ja offensichtlich ein Schuss Antikapitalismus momentan modern, und daher mag es durchaus sein, dass wir uns da vielleicht auch in einem zumindest ganz andeutungsweisen Wettbewerb befinden. Möglich ist das durchaus.

Was die eigentliche Frage des Umfeldes betrifft, will ich nicht noch einmal darauf eingehen, dass ich natürlich das Verschulden des Herrn StR Rieder daran – zuerst war es der Hans Mayr, jetzt ist es der Sepp Rieder, die schuld daran sind –, dass dieses Spital dort nicht verwirklicht werden konnte, zurückweise auf Grund dessen, was ich vorhin schon sagte. Also man soll da nicht eine Schimäre aufbauen. 

Aber was nun das Umfeld selbst betrifft, so muss ich schon darauf hinweisen, dass der Bereich, der dort öffentlich ist, und da spreche ich im Besonderen von der Warte und ich spreche von der Kirche und ich spreche natürlich dann auch den Parkplatz und das Umfeld dort an, einschließlich des Umkehrplatzes für den Autobus, also die Erschließung durch den öffentlichen Verkehr, entweder schon in Ordnung gebracht wurde, wie die Warte und wie die Kirche, oder in Ordnung gebracht wird, weil man natürlich für das öffentliche Verkehrsmittel einen entsprechenden Umkehrplatz und einen Parkplatz auch braucht, wo ja geraume Zeit hindurch auf Grund der Nichtentscheidung im Zusammenhang mit dem Hotel und Restaurant nichts investiert wurde. Also selbstverständlich werden wir diese Aufgabe auch übernehmen.

Aber ich verweise darauf, dass das nicht die einzige Baulichkeit ist in diesem Bereich. Es gibt dort noch eine Reihe von privaten Baulichkeiten, und wir werden versuchen, dass dort, wo Investitionen möglich sind, das ist ja auch wieder nicht überall, und dort, wo Investitionen nötig sind, diese tunlichst getätigt werden. Denn wenn hier Private Geld ausgeben, wenn hier die öffentliche Hand nicht nur zuschießt, sondern auch selbst Geld ausgibt, zum Beispiel beim Herrichten von Parkplatz und Autobusumkehrplatz, dann soll man das Ganze schon in Ordnung bringen und sich nicht mit Teilen begnügen. Da haben Sie schon Recht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Die 4. Anfrage ist somit beantwortet.

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP/01775/2004/0005-KSP/GM). Sie ist vom Herrn GR Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats) an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Im Sinne des Klimaschutzprogramms setzen Sie sich für die Errichtung einer Biogasanlage ein. Wie ist der letzte Stand der Umsetzung?

Bitte schön. 

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren!
Die Frage bezieht sich auf das Klimaschutzprogramm der Stadt Wien und damit eng verbunden natürlich auf die Biogasanlage. Vorerst: Ich als Umweltstadträtin bekenne mich zum Klimaschutzprogramm der Stadt Wien. Klimaschutz hat in Wien Tradition, und dieser Weg, diese Tradition wird auch fortgesetzt mit stärksten Anstrengungen. Wir sind hier auf dem richtigen Weg, das zeigen uns die ersten Ergebnisse. Und gerade im Bereich der Abfallwirtschaft können von Wien, von der Stadt Wien Maßnahmen gesetzt werden zu einer zukunftsorientierten Abfallwirtschaft. Die Erhebungen der österreichischen Bundesregierung hinsichtlich Kyoto-Protokoll haben gezeigt, dass im Bereich der Abfallwirtschaft ein großes Potential zur Senkung der klimarelevanten Emissionen gegeben ist. Wien hat hier die Maßnahmen eingeleitet, die Deponieverordnung schreibt es ja vor, einerseits die Errichtung der dritten Müllverbrennungsanlage, zweiter Punkt die Biogasanlage. 

Die Biogasanlage ist auch auf einem guten Weg. Bereits im Juni 2003 wurde diese Anlage eingereicht. Der Bescheid ist im Dezember 2003 ergangen und auch schon in Rechtskraft erwachsen. Die Anlage selbst: 35 000 Tonnen sind geplant für diese Anlage, und diese Anlage befindet sich derzeit im Planungsstadium. Ich gehe davon aus, dass diese Anlage optimiert werden kann, optimiert werden muss. Das, was für uns besonders wichtig ist, die getrennte Sammlung biogener Abfälle, hat sich in den letzten Jahren, in den letzten Jahrzehnten als sehr erfolgreich erwiesen und wird auch fortgesetzt. In manchen Bereichen ist natürlich eine Optimierung erforderlich. 

Die Studie der Wiener Umweltanwaltschaft, die ja von mir initiiert wurde, gibt uns Recht auf unserem Weg, das heißt ein dreistufiges Verfahren. Zwei Stufen sind bereits abgeschlossen. Erst Einreichung und Genehmigung. Das ist bereits erfolgt und abgeschlossen. Die Studie zur Optimierung dieser Anlage ist bereits festgeschrieben und abgeschlossen. Jetzt geht es darum, diese Anlage im Detail zu planen, zu errichten und dann im Betrieb zu optimieren. 

Die Anlage selbst hat einen sehr hohen Wirkungsgrad. Sie erzeugt Ökostrom gemäß Ökostromgesetz, und sie erzeugt Wärme aus erneuerbarer Energie, gemäß der EU-Richtlinie, der Renewable-Richtlinie. 

Insgesamt wird diese Anlage zwei Klärreaktoren aufweisen. Und für mich sehr wichtig ist, dass einerseits 2 000 Tonnen CO2 eingespart werden können durch den Ersatz von fossilen Energieträgern durch die Erzeugung von Strom und Wärme, auf der anderen Seite, und das ist sehr viel wichtiger, Einsparungen bei der Deponierung. Bei der Deponierung und auch bei der Kompostierung entstehen ja durch die Ablagerung biogener Abfälle große Mengen an klimarelevanten Gasen, insbesondere Methan. Untersuchungen haben hier gezeigt, rund 99 Prozent dieser Emissionen sind klimawirksame Methan-Emissionen, und die sind 21mal stärker relevant als CO2. Und durch diese Maßnahmen der Vergärung der biogenen Abfälle zur Gewinnung von Strom und Energie in einem Gasmotor, das heißt, die Gase werden hier gesammelt und kontrolliert verbrannt und verwertet, energetisch verwertet, können weitere 15 000 Tonnen CO2 eingespart werden.

Also insgesamt sind es 17 000 Tonnen weniger CO2-Äquivalente durch die Errichtung, durch den Betrieb dieser Biogasanlage. Hier sieht man schon: Wien gewinnt dadurch noch mehr an Lebensqualität. Wir sind auf dem Weg von der Umweltmusterstadt zur Klimamusterstadt. Und diese Biogasanlage ist ein weiterer Mosaikstein davon. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Die erste Zusatzfrage: Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin, bevor ich nur eine technische Frage zur Biogasanlage stelle, möchte ich erinnern, was Wien als Klimamusterstadt, als Klimavorzeigestadt betrifft: Wir sind einmal dem Klimabündnis beigetreten, das eine Reduktion um 50 Prozent vorsieht. Das Klimaschutzprogramm, das wir mitbeschlossen haben, hat viel, viel, viel weniger ambitionierte Ziele, und de facto hinkt hier auch vieles nach von den Ergebnissen her. Wobei ich jetzt nicht die Tätigkeiten schmälern will, die hier im Magistrat passieren. Aber hinsichtlich einer international vorzeigbaren Stadt, insbesondere im Bereich der explosionsartigen Zunahme von CO2 im Verkehr, wo die Stadtregierung nichts, aber schon gar nichts tut, der Verkehr nimmt zu, nimmt zu, die CO2-Emissionen nehmen zu, völlig ungebremst, wäre ich ein bisschen zurückhaltender mit den Begrifflichkeiten, wobei ich nicht leugnen möchte, dass in vielen Bereichen, vor allem bei der Klimaschutzkoordination, viel passiert. 

Ich habe nur eine technische Zusatzfrage, eine kleine Zusatzfrage zur Biogasanlage, insbesondere für jene Menschen, die wie ich in dichtverbauten Gebieten leben, wo es keine Möglichkeit einer getrennten Sammlung von biogenen Stoffen gibt. Statt hunderte Meter weit irgendwo hinzugehen, hauen sehr viele Leute ihre biogenen Abfälle im Haushaltsbereich in die normale Mülltonne. Wie sehr ist geplant und wann kommt es, in dichtbesiedelten Gebieten Wiens auch eine getrennte Sammlung durchzuführen, speziell was biogene Stoffe betrifft? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Gemeinderat, herzlichen Dank für Ihre Zustimmung zu unserem Klimaschutzprogramm, das wir mit Vehemenz vertreten und gemeinsam vertreten.

Zur getrennten Sammlung der biogenen Abfälle für die Biogasanlage: Hier laufen Untersuchungen. Die Untersuchungen stehen derzeit vor dem Abschluss. Wir haben Versuchsstrecken eingerichtet im 16. und im 8. Bezirk. Rund 10 000 Haushalte konnten teilnehmen an der Küchentonne. Die Ergebnisse werden derzeit ausgewertet, welche Erfolge diese getrennte Sammlung überhaupt bringt. Wenn die Biogasanlage errichtet ist und in Betrieb ist, wird selbstverständlich eine Küchentonne getrennt zu sammeln sein, denn hier geht es darum, dass diese Abfälle auch getrennt gesammelt werden, um insgesamt die Kompostqualität zu verbessern. Denn in der Biogasanlage besteht ein Klärrest, der dann auch in weiterer Folge zu verbessern sein wird.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die zweite Zusatzfrage: Herr GR Fuchs.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin, wir haben schon gehört, dass um 50 Prozent eine Reduzierung der CO2-Emissionen bis zum Jahr 2010 folgen soll. Ich vermisse natürlich von Ihnen ein Kontrollsystem betreffend die Einhaltung in allen Bereichen, ob das jetzt der Bereich Verkehr ist, ob das der Bereich Wohnen ist oder der Bereich der Energie.

Was auf uns zukommt, ist aber, dass im Jahr 2006, und das ist schon viel früher, im Jänner, der Gebäudeenergiepass da sein soll. Hier ist eigentlich die Bevölkerung aufgerufen, entsprechende Maßnahmen zu setzen einerseits, aber andererseits hat die Stadt die Verpflichtung, hier eine PR-Kampagne durchzuführen. 

Ich möchte Sie jetzt fragen, Frau Stadträtin: Welche Maßnahmen haben Sie bisher getroffen, damit im kommunalen Wohnbereich und überhaupt im gesamten Bereich der Kommune die Umsetzung dieses Energiepasses vor sich gehen kann?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Sehr geehrter Gemeinderat! Energiepass und Biogas hängen zwar nicht direkt zusammen, ich möchte das aber gerne hier beantworten. Die Biogasanlage ist so zu sehen, dass Biogas bei der Verwertung, bei der Vergärung von biogenen Abfällen entsteht, hat also nicht direkt mit dem Wohnbau zu tun. Aber wie gesagt, das Klimaschutzprogramm hat hier zahlreiche Maßnahmen vorgesehen, die auch durchgesetzt werden. Ich möchte nur erinnern an das THEWOSAN-Programm. Diese Daten liegen ja vor und können gerne nachgelesen werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Frau GRin Reinberger, bitte.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin, die Errichtung einer Biogasanlage in Wien ist doch eine alte Forderung der Wiener Freiheitlichen. So gesehen, begrüßen wir natürlich die Errichtung.

Was wichtig ist bei der Biogasanlage, ist zweifellos der Standort, die Technologie, die Logistik und natürlich auch das Vorhandensein und Zur-Verfügung-Stehen der ausreichenden vergärbaren Masse. 

Jetzt wissen Sie aus den diversen Diskussionen, dass wir natürlich über den Standort in Simmering nicht besonders glücklich sind. Es hat auch geheißen, die Umweltanwaltschaft  hat einiges an Verbesserungspotential aufgezeigt. Das wird hoffentlich umgesetzt.

Sie haben gesagt, es wird jetzt in einigen Bezirken eine Küchentonne geprüft und getestet, wie das funktioniert. Wie wird in Zukunft das Konzept aussehen, das logistische Konzept, insbesondere im Hinblick darauf: Wer werden die Lieferanten des vergärfähigen Materials sein, wie wird die Regelmäßigkeit der Anlieferung gewährleistet sein, wie sieht die Logistik aus, also der Antransport? Sie wissen, beim Biomassekraftwerk ist versprochen worden, dass das Holz mit der Bahn angeliefert wird. Wie sieht in diesem Zusammenhang das Konzept dann für die Bewirtschaftung der Biogasanlage aus?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Zur Vorbereitung dieser Biogasanlage wurden Erhebungen durchgeführt, gemeinsam mit der Wiener Umweltanwaltschaft, über die Mengen, die nun mal anfallen im Haushaltsbereich, auch im Maßbereich, in Gasthäusern, in Spitälern. 34 Tonnen pro Jahr, diese Menge erscheint erreichbar. Die Logistik ist selbstverständlich darauf abzustellen, dass eine regelmäßige und kontinuierliche Anlieferung erfolgen kann. Die Anlieferung ist, und so ist es auch in den Bescheidunterlagen einzusehen, per LKW geplant, da die biogenen Abfälle von verschiedenen Stellen angeliefert werden. Der Versuch in den Bezirken 8 und 16 hat gezeigt, von wo diese Mengen in welchem Umfang überhaupt geliefert werden. Diese Arbeiten laufen selbstverständlich jetzt noch. Das ist die Voraussetzung für einen wirtschaftlichen Betrieb dieser Anlage. Diese Untersuchungen müssen selbstverständlich erfolgen zur Optimierung der gesamtwirtschaftlichen Darstellung dieser Anlage.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die letzte Zusatzfrage ist von Herrn GR Mag Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin, danke für Ihre Beantwortung. Vor allem die 17 000 Tonnen Einsparungen treibhausrelevanten Gases ist eine beeindruckende Zahl und zeigt, dass vorsorgende kommunale Umweltpolitik einen wesentlichen Beitrag leisten kann und auch leistet, wie es in Wien der Fall ist.

Meine Frage bezieht sich auf den von Ihnen auch erwähnten biogenen Abfall. Nachdem wir ja das Frühjahr gerade mehr oder weniger in der Gartensaison hinter uns gebracht haben und die Nachfrage nach der Biotonne besonders stark ist für den Baum- und Heckenschnitt und alle diese Arbeiten, die gemacht werden, so würde mich die Entwicklung der Qualität des biogenen Abfalls in der Stadt Wien interessieren, ob es da große Veränderungen gegeben hat oder wie es um die territoriale Ausweitung bestellt ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Vorsitzender!

Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Die Kompostqualität liegt mir als Umweltstadträtin, aber auch zuständig für die Landwirtschaft besonders am Herzen, denn dieser Kompost wird eben auch bei uns in den landwirtschaftlichen Betrieben, in der biologischen Landwirtschaft eingesetzt. Das heißt, mein Ziel ist es, die Kompostqualität auf A°plus zu optimieren. Die Wege sind hier vorgegeben. Ein wesentlicher Schritt ist die Planung der Biogasanlage, wo ein getrenntes Sammelsystem zu errichten sein wird. Die gute Kompostqualität in Wien reicht derzeit nicht aus, um eben diese A°plus-Qualität zu erreichen, und gerade die Ergebnisse aus dem innerstädtischen Bereich haben gezeigt, dass diese biogenen Abfälle zur Erzeugung des Komposts den Kompost verschlechtern, insbesondere durch Blei und Zink. Das heißt, durch die Errichtung der Biogasanlage, durch eine Neuordnung der Komposterzeugung, durch eine neue Kompostanlage wird insgesamt sicherlich weniger Kompost erzeugt werden, denn für mich ist weniger mehr und dafür mit höherer Qualität. Dieser Schritt Biogas, Kompostwert und getrennte Sammlung von Küchenabfällen und Gartentonne wird sicherlich eine Verbesserung der Qualität herbeiführen. Mein Ziel ist, unser Ziel ist es, eine A°plus-Qualität herzustellen. Die Untersuchungen und die Studien bei der MA 48 laufen und sind bis September abgeschlossen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Somit ist die Fragestunde abgeschlossen. 

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Notstand bei Sozialhilfe – Personalmangel verhindert Hilfe für Menschen in Not" verlangt. 

Das Verlangen ist ordnungsgemäß beantragt, und ich bitte die Erstrednerin, Frau GRin Jerusalem, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Ich darf bemerken: Die Redezeit ist mit zehn Minuten begrenzt.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Leider ist ja der Notstand bei der Sozialhilfe immer weiter aktuell, und das seit zwei Jahren. Die Wartezeiten bei der Sozialhilfe sind nahezu unvermindert lang. Derzeit betragen sie zwischen sechs und acht Wochen. 

Was die Sache aber jetzt so dringend gemacht hat und so aktuell, dass wir auch eine Aktuelle Stunde verlangt haben, ist die Tatsache, dass es im Gegensatz zu früher für Menschen in höchster Not, in absoluten Notlagen nicht einmal mehr Notfallstermine gibt. Wir haben bis zum Dezember immer noch, wenn Menschen angerufen haben und es wirklich dringend und drängend war, über Interventionen Notfallstermine erhalten. Jetzt ist das nicht mehr der Fall. 

Ich möchte, bevor ich Ihnen einen Fall schildere, so schildere, dass ich glaube, auch Sie werden dann reagieren wollen und sagen, das kann sich der Wiener Gemeinderat nicht gefallen lassen, da müssen wir umdenken, unseren Bürgermeister kurz zitieren, der gemeinsam mit Gusenbauer Folgendes sagt, und ich zitiere: "Wir wollen die Welt nicht bloß interpretieren, wir wollen sie zum Besseren verändern." Ich finde das schön, und fangen wir vielleicht nicht gleich mit der großen Welt an, sondern in Wien, und da ganz konkret bei der Sozialhilfe. 

Ich möchte Ihnen den Fall einer Frau schildern, nennen wir sie Meier, damit es auch anonymisiert bleibt. Die Frau Meier ist in eine Notsituation geraten, unverschuldet. Es wäre auch dasselbe Problem, wenn es verschuldet wäre, aber sie ist jedenfalls in eine Notsituation gekommen. Sie ist absolut mittellos, hat auch ihre Wohnung verloren, geht auf das zuständige Sozialreferat, und zwar am 10. Mai, und erhält einen Termin für den 22. Juni, obwohl sie dort sagt, dass sie nichts mehr hat, dass sie auch nicht zurückgreifen kann auf Verwandte und Bekannte. Sie ist restlos verzweifelt, wendet sich dann an den Grünen Klub. 

Ich füge hinzu, die Frau ist 54 Jahre alt, arbeitet, seit sie 15 ist, hat sich immer selbst erhalten, war auch nicht arbeitslos. Sie steht jetzt völlig mittellos da und kann mit der Situation auch überhaupt nicht umgehen, weil sie hätte nie gedacht, dass ihr das passieren kann. Und so geht es vielen, dass sie sich denken: Mir kann das nicht passieren. 

Wir haben daraufhin beim zuständigen Sozialzentrum angerufen und erfahren, dass der Termin deswegen so spät stattfindet, weil die Betreuerin nur eine Teilzeitkraft ist und daher nichts anderes möglich ist. 

Wir haben uns dann auch an die Beschwerdestelle gewendet. Die Beschwerdestelle hatte in großer Freundlichkeit ein offenes Ohr und hat uns mitgeteilt: Ja, durchschnittliche Wartezeit zwischen sechs und acht Wochen. Ursache, und das ist das, worüber wir heute reden, massiver Personalmangel. Also keine Ausreden möglich, dass Beamte und Mitarbeiter nicht wollen, langsam sind, das war es alles nicht. Bei bester Arbeit stehen wir vor der Tatsache, dass ein riesiger Personalmangel dazu geführt hat, dass alles das nicht mehr bearbeitet werden kann, was bearbeitet werden soll. 

Jetzt stellt sich die Frage: Handelt es sich bei der Frau Meier um einen Einzelfall? Nein, auch diese Ausrede, Argumentationsschiene ist abgeschnitten. Es handelt sich nicht um einen Ausnahmefall. Es ist ein Regelfall. Die Auskunft hat gelautet: Es kommen täglich mehrere solcher Beschwerden herein. Die Beschwerden werden auch dokumentiert und weitergeleitet. Und es wurde uns gesagt: Einen Notfallstermin kann man nur bei der Leiterin des Sozialzentrums erhalten. 

Auch dort haben wir angerufen. Die Leiterin hat uns mitgeteilt, auch mit größtem Entgegenkommen, mit Freundlichkeit, alles, also auch bei größter Überarbeitung sind die Leute dort immer noch freundlich: Es geht nichts mehr. In den letzten zwei Jahren gab es einen KundInnenanstieg von 47 Prozent. Allein in ihrem Sozialreferat fehlen vier Personen. Nichts geht mehr. Die Teilzeitkraft, die da eingesprungen ist und die die Frau Meier betreuen sollte, hat am Tag 18 KlientInnen. Na, wie weit es da her ist mit der Beratung, auch das kann man sich vorstellen. 

Wir müssen die Frage stellen: Woher kommt jetzt dieser große Mehrbedarf? Und jetzt weiß ich schon: Verursacher ist nicht Wien. Der Anstieg ist ja tatsächlich zurückzuführen auf diese überdurchschnittlich hohe Anzahl von Langzeitarbeitslosen, die früher oder später dann in der Sozialhilfe landen, ist zurückzuführen auf Working Poor, auf neue Selbstständige und atypisch Beschäftigte, die in der Sozialhilfe landen, und auf immer mehr junge Menschen, die in der Sozialhilfe landen. 

Egal, Verursacher Bund ist schon klar, aber es gibt ein Sozialhilfegesetz, und dieses Sozialhilfegesetz haben wir hier in Wien zu vollziehen. Und dieses Sozialhilfegesetz sagt unter anderem, dass die Sozialhilfe rechtzeitig einzusetzen hat, dass sie sogar vorbeugend gewährleistet werden muss und so weiter und so fort. 

Wir sind mit der Tatsache konfrontiert, dass in Wien die Sozialhilfe nicht mehr vollzogen wird. Die GRÜNEN haben das oft gesagt. Die GRÜNEN haben in den letzten zwei Jahren oft gefordert: 1. Dieses Gesetz ist zu vollziehen. 2. Wir brauchen mehr Personal. Wir brauchen viel mehr Personal, um dieses Gesetz vollziehen zu können.

Und jetzt komme ich noch einmal zurück zur Frau Meier, die, wie gesagt, kein Einzelfall ist. Diese Frau Meier hatte am 13. Mai, man glaubt es kaum, nur noch einen halben Mohnstrudel und sonst nichts zu essen. Und da stellt sich dann schon, bei aller Zurückhaltung, die Frage: Gibt's das? Gibt's das, dass in Wien Menschen zu Hause sitzen und wirklich nichts mehr zu essen haben, sich nicht zu helfen wissen, mittellos sind und nichts bekommen von der Sozialhilfe, außer einen Termin in sechs bis acht Wochen? 

Wir haben der Frau Meier schon geholfen, Sie brauchen sich keine Sorgen zu machen. Sie sitzt jetzt nicht seit dem 13. Mai mit einem halben Mohnstrudel in ihrer Wohnung. Aber es kann nicht so sein, dass jemand bei einer Partei anrufen muss, damit ihm geholfen wird.

Meine Damen und Herren! Es gibt dringenden Handlungsbedarf. Und es geht nicht an, dass sich am 1. Mai sozialdemokratische Politiker hinstellen und Reden halten, Reden gegen die herzlose Politik der schwarz-blauen Regierung und selbst in Wien nichts anders machen. Hier gibt es einen Handlungsauftrag. Das Sozialhilfegesetz ist zu vollziehen. Ein Gesetz, das Sie übrigens sehr zum Nachteil der KlientInnen zu ändern gedenken. 

Sie haben heute einen "Strategieplan für Wien" ausgeteilt, und aus dem möchte ich kurz abschließend zitieren. Hier drinnen steht: "Es wird ein völlig neues Konzept geben. Die Sozialzentren bieten ein maßgeschneidertes Hilfsangebot." Wo ist das, bitte? "Die Teams betreuen, beraten, unterstützen gemeinsam mit den Hilfesuchenden." Wo, bitte, findet das statt? Kann gar nicht, weil der Personalmangel ein derartig großer ist.

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, dass wir jetzt eine konstruktive Debatte zu diesem Thema haben werden. Ich hoffe und gehe davon aus, dass der Gemeinderat beschließen wird – einen Antrag habe ich abgegeben –, dass der Personalmangel behoben wird. Und ich gehe davon aus, dass das zweijährige Desaster demnächst beendet wird. – Ich danke Ihnen schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderates nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als nächste Rednerin hat sich Frau GRin Korosec gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Vollzug im Sozialbereich, im Sozialamt in Wien ist ein Skandal, denn er ist menschenverachtend und menschenunwürdig. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Frau Kollegin Jerusalem hat ja leider mit traurigen Beispielen das heute hier aufgezeigt. Und das leistet sich eine sozialdemokratische Alleinregierung, wo angeblich der Mensch zählt! Man sieht, wie viel er zählt! 

Und wissen Sie, was vor allem der Skandal ist? Der Skandal ist die Gleichgültigkeit dieser Alleinregierung. Man sieht es ja auch wieder an den leeren Reihen. Das interessiert Sie ja gar nicht, weil die heutige Aktuelle Stunde ist seit Jahren, bitte, aktuell. Es wurde darauf hingewiesen, immer wieder wurde aufgezeigt, es wurden Lösungsvorschläge gebracht. Es wurde ignoriert. Vor allem die Frau VBgmin Laska, die bisher dafür zuständig war, hat es einfach ignoriert. Es wurde heruntergeredet, herumgeredet, abgestritten, schöngefärbt. Und das war's dann. Und auf der Strecke bleiben die Menschen, die unsere Hilfe brauchen.

Und das sind keine Bittsteller, meine Damen und Herren. Die Betroffenen haben einen Rechtsanspruch darauf, ein Anrecht darauf, dass sie anständig behandelt werden. Das braucht man nur zu tun, das kostet überhaupt nichts. Aber Herz und Hirn ist da gefragt.

Ein Anrecht darauf, umfassend und bestmöglich informiert und beraten zu werden. Und ein Anrecht vor allem darauf, dass aktivierende Sozialhilfe geleistet wird, damit die Menschen irgendwann und irgendwie sich wieder fangen können. Denn Sozialhilfe darf nicht Abstellgleis bedeuten; dass man von den Menschen nichts mehr erwartet, weil sie nichts mehr wert sind. 

Sozialhilfe heißt für mich, aktiv den Betroffenen zu helfen. Und hier gibt es gravierende Mängel, es gibt auch Verfahrensmängel, es gibt Rechtsschutzdefizite et cetera et cetera. 

Das wurde von der Opposition immer wieder aufgezeigt, es wurde aber auch immer wieder von der Volksanwaltschaft objektiv dargestellt. Und ich bin Zeitzeuge. Ich war sechs Jahre Volksanwältin, jetzt bin ich wieder drei Jahre hier, die Zeit vergeht sehr rasch. Und schon zu Beginn meiner Tätigkeit als Volksanwältin war das ein Thema bei jedem Bericht. 

Also Sie sind nicht lernfähig. Es wäre aber Ihre Aufgabe, rasch, unbürokratisch, bedarfsgerecht und bürgernah zu helfen. Wartezeiten von mehreren Wochen, das ist ja unglaublich. Das ist raschest abzustellen. Termine bei der Schuldnerberatung dauern noch länger. 

Und ich erinnere Sie daran. Die Frau Kollegin Jerusalem hat im September 2002 hier einen Antrag eingebracht. Sie haben sogar zugestimmt, ausnahmsweise, Sie haben zugestimmt. Nur, was ist passiert? Nichts ist passiert! Wir haben die gleiche Misere. Sie haben es einfach ignoriert. Was geht uns denn das an?

Meine Damen und Herren! Die politisch Verantwortlichen haben, wie so oft und wie wir ja tagtäglich damit konfrontiert werden, nichts getan, nichts verbessert. 

Im Übrigen, Wien ist ja auch bei der Sozialhilfe, neben Burgenland, an letzter Stelle im Bundesländervergleich. 390 EUR in Wien, 496 EUR in Oberösterreich, also immerhin um 30 Prozent mehr. (Zwischenruf des GR Kurt Wagner.) Auch kein Ruhmesblatt, Herr Kollege, für eine sozialdemokratische Regierung!

Daher, meine Damen und Herren: Handeln Sie endlich! Sorgen Sie für ausreichend gut geschultes und motiviertes Personal im Interesse jener Menschen, die es dringend brauchen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Schmalenberg gemeldet.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie wir Freiheitlichen immer betonen, erbringen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien eine hervorragende Leistung, ganz besonders die Mitarbeiter im Sozialbereich. (Beifall bei der FPÖ.) Anders wäre es nicht möglich, dass Wien im internationalen Vergleich ein ganz besonders hohes Ansehen genießt, denn dieses Ansehen genießt Wien nicht wegen der SPÖ-Stadtregierung, sondern trotz ihr. (Beifall bei der FPÖ.)
Und eines möchte ich heute festhalten: Die Personalmisere im Sozialbereich ist ohne Zweifel selbstverschuldet. Denn wenn es im Sozialbereich einen Personalmangel gibt, dann ist das einerseits darauf zurückzuführen, dass es in der Vergangenheit dazu gekommen ist, dass erfahrene und einsatzbereite Mitarbeiter brutal weggemobbt wurden – ich habe das schon mehrfach angesprochen –, und andererseits, weil es unter der Verantwortung der damaligen StRin Laska in diesem Bereich massivst zu einem Abbau von Basisposten gekommen ist und im Gegenzug Hierarchieposten geschaffen wurden.

Was die schweren Mobbingfälle betrifft, so gibt es mehrere Gutachten, und was den Abbau von Basisposten zugunsten von Hierarchieposten betrifft, gibt es einen einstimmigen Beschluss der Personalvertretung, wo in einem Schreiben auch an den Magistratsdirektor festgehalten wird, dass diese Fehlentwicklung beim Personal stattgefunden hat, wo aufmerksam gemacht wird auf die hohe Anzahl von Krankenstandstagen bei den Mitarbeitern im Sozialbereich. Auch die hohe Personalfluktuation wurde hier schon vor langer Zeit angesprochen, aber diese Initiative wurde ignoriert. 

Die Personalprobleme im Sozialbereich sind also hausgemacht, denn früher, ganz früher, hat es jedenfalls keine Wartezeiten gegeben. (GR Christian Oxonitsch: Da hat es auch weniger Fälle gegeben!) Es wird daher notwendig sein, die Stabsstellen wieder zu reduzieren und das vorhandene hochqualifizierte Personal wieder so einzusetzen, dass möglichst viele Hilfesuchende optimal betreut werden können. 

Es sind ja jetzt schon fast fünf Monate vergangen seit der Neuordnung im Sozialbereich, und ich möchte die heutige Aktuelle Stunde dazu nutzen, um die Verantwortlichen von der SPÖ-Fraktion zu fragen, welche Fortschritte es gibt. Ich frage Sie hier: Welche Verbesserungen wurden angedacht? Welche Maßnahmen wurden schon umgesetzt? Wartezeiten beim Sozialamt, wie sie noch immer existieren, müssen nämlich bald der Vergangenheit angehören, denn Derartiges ist für uns Freiheitliche indiskutabel. (Beifall bei der FPÖ.)
Die GRÜNEN haben ja schon einmal eine ähnliche Dringliche Anfrage eingebracht, und ich habe schon damals gefragt, ob Ihnen bekannt ist, dass irgendwelche Verträge nicht eingehalten wurden. Das interessiert nämlich nicht nur mich, sondern vor allem die vielen Betroffenen, denn wenn Verträge nicht eingehalten werden, dann sind wir als Gemeinderäte selbstverständlich verpflichtet, alle parlamentarischen Mittel auszuschöpfen. Ich habe Sie daher schon am 4. November des Vorjahres gefragt, welche Verträge nicht eingehalten wurden. Ich habe aber bis jetzt keine Antwort bekommen. Und ich frage Sie heute noch einmal im Namen der Betroffenen, welche Verträge nicht eingehalten wurden.

Und noch etwas möchte ich ansprechen, nur weil Sie, Herr GR Margulies, mich einmal als Steigbügelhalterin für die Frau StRin Laska bezeichnet haben. Wir Freiheitlichen haben im Jänner eine Sondersitzung zum Sozialthema beantragt, und bekanntlich haben die GRÜNEN damals sehr, sehr laut geschwiegen. Wir haben einen Misstrauensantrag gegen die Frau StRin Laska eingebracht, und bekanntlich haben die GRÜNEN ihre Zustimmung verweigert. Und ich muss hier nicht weiter ausführen, wer die wahren Steigbügelhalter der Frau StRin Laska sind. 
Derzeit prüft der Rechnungshof, auch auf unsere Initiative, und wir werden sehen, was da herauskommt. Ich schlage jedenfalls vor: Warten wir den Bericht des Rechnungshofes ab. 

Für uns Freiheitliche gilt jedenfalls: Es gibt keine schlechten Mitarbeiter, sondern nur ein schlechtes Management. Wien muss den hohen sozialen Standard halten. Das ist für uns Freiheitliche ein ganz wichtiges Anliegen, und deshalb ist es für uns nicht vertretbar, dass es Wartezeiten gibt. Es ist aber auch nicht vertretbar, dass das Geld in diesem Bereich großzügig ausgegeben wird, so wie das früher die Devise war. Wir Freiheitliche verlangen, dass Sozialhilfe nur für wirklich Bedürftige ausgegeben wird, dann die Hilfe aber rasch und unbürokratisch gewährt wird. Und wir erwarten uns schon, dass es nach dieser Vorlaufzeit nun endlich bald Verbesserungen gibt, denn wenn alles beim Alten bleibt, dann brauchen wir keine Reform. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Mag Wehsely.

GRin Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Schmalenberg, Ihre Forderung ist bereits umgesetzt, denn dass nur Bedürftige die Sozialhilfe bekommen, das steht im Sozialhilfegesetz. Dazu bedarf es keiner Aufforderung Ihrerseits. 

Tatsache ist, sehr geehrte Damen und Herren: Die soziale Situation der Menschen ist schlecht und wird schlechter. Ich möchte hier nur zwei Zahlen nennen. Wir hatten im Jänner des Jahres 2000 25 900 Personen, die Sozialhilfeleistungen bezogen haben. Wir haben im Jänner 2004 45 600 Personen gehabt. Das ist eine Steigerung von 76 Prozent. 

Um diesen Ansturm von bedürftigen Menschen zu bewältigen, gab es eine Reihe von Maßnahmen, die bisher schon gesetzt worden sind, früher noch in der MA 12, jetzt in der MA 15A, im Sinne der Ablaufoptimierung, im Sinne von Vereinfachungen von Bestimmungen, Ausweitungen der Öffnungszeiten, damit eben sozusagen schneller Termine vergeben werden können, eine stärkere Mitwirkung von Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern auch im Vollzug. Erstmals auch einen Einsatz von Zivildienern, und vor allem, und das halte ich für sehr wichtig, auch eine engere Kooperation mit den Vereinen. 

Im letzten Herbst wurden schon 15 zusätzliche Dienstposten bewilligt für den Vollzug der Sozialhilfe, und ich kann heute und hier auch sagen, dass bereits weit mehr als 40 Dienstposten zusätzlich bewilligt wurden. Es sind 11 Dienstposten, die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter betreffen, und über 30 Dienstposten für die Sozialhilfebearbeitung, und das ist gut, wichtig und richtig so, um das Sozialhilfegesetz so vollziehen zu können, wie es vollzogen werden soll und vollzogen werden muss.

Was aber wichtig ist, und das möchte ich insbesondere in Richtung meiner Kollegin Korosec und der Frau Kollegin Schmalenberg, aber stellvertretend für die Parteien, die sie hier vertreten, sagen und heute hier vorbringen, nämlich die Frage, die Sie sich schon stellen müssen, Sie, die ja dafür verantwortlich sind, warum die Situation im Bereich der Sozialhilfe so ist wie sie ist, woran es denn liegt, dass Österreich noch Ende der neunziger Jahre an der Spitze in der Frage der Beschäftigung und in der Frage der niedrigen Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union lag und jetzt ins untere Mittelfeld abgedriftet ist, wieso denn die Arbeitslosigkeit so hoch ist. Und ich kann Ihnen das ganz einfach beantworten: Die Arbeitslosigkeit ist so hoch und steigt bei weitem mehr, als sie im europäischen Durchschnitt steigt, Frau Kollegin Korosec, weil keine Maßnahmen dagegen ergriffen werden. Und wenn Sie mich jetzt fragen, was Wien hier dagegen tut, dann sage ich Ihnen: Zuständig für Arbeitsmarktpolitik, da brauchen Sie sich nur die Bundesverfassung, den Artikel 10 durchzulesen, ist der Bund. Wien macht in diesen Bereichen sehr viel mehr, als wir zuständig sind. Ich würde Sie bitten, einmal nachzurecherchieren, wer denn die 1,5 Milliarden S aus dem AMS ausgeräumt hat. Das war die schwarz-blaue Bundesregierung! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Frage der Jugendarbeitslosigkeit gab es nicht, bevor die schwarz-blaue Bundesregierung angetreten ist. Mittlerweile haben wir es auch geschafft, im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit an den europäischen Standard anzuschließen, was in dieser Frage natürlich negativ zu sehen ist. 
Wir haben eine Verstärkung der Notstandshilfe. Gerade die Verschärfung der Notstandshilfe führt zu diesem eklatanten Anstieg der Richtsatzergänzungszahlungen im Bereich der Sozialhilfe. Wir haben einen eklatanten Bildungsabbau, und wir haben eine Steuerreform, und damit kommen wir wieder zu der Frage, die uns natürlich hier in Wien hinsichtlich der Finanzen ganz besonders trifft, die zwar den großen Unternehmungen was bringt, die aber insbesondere die Länder und Gemeinden ganz besonders viel kostet. Und die Verwaltungsreform des Bundes schlägt sich jährlich mit 18 Millionen EUR Mehrbelastung im Land Wien nieder. Und all das hat einen Namen, und den braucht man nicht lange zu suchen: Der Name ist schwarz-blaue Bundesregierung. Das heißt, ich würde vorschlagen, dass Sie all Ihre Vorschläge und all Ihre Empörung, die Sie heute und hier darlegen, einfach in Ihren Parteizentralen sagen, denn dort ist der Schlüssel zur Veränderung der Situation. (Beifall bei der SPÖ.)
Ein weiterer Punkt, der hier anzuführen ist, ist das Kindergeld. Wir wissen, dass ganz besonders viele Frauen betroffen sind beim Anstieg der Sozialhilfe, weil nämlich die Zeit des Kündigungsschutzes geringer ist als der Bezug des Kindergeldes, und auch das macht sich bemerkbar.

Das nächste Damoklesschwert ist der Finanzausgleich. Und ich ersuche Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der FPÖ und von der ÖVP, mit uns zu kämpfen gegen die antisozialen Maßnahmen dieser Bundesregierung, gegen die Pläne im Finanzausgleich, denn Wien springt hier für ein eklatantes Versagen des Bundes ein, und das müssen Sie hier lösen, nicht wir. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Dass die Maßnahmen der Bundesregierung maßgeblichen Anteil daran haben, dass in Wien die Anzahl der SozialhilfebezieherInnen steigt, ist kein Geheimnis und stimmt auch. 

Dies enthebt jedoch meines Erachtens die Sozialdemokratie nicht der Verantwortung, wie mit SozialhilfebezieherInnen umgegangen wird. Jetzt sagen Sie: 40 Dienstposten. Zunächst einmal: Ein Jahr zu spät. Sie wissen, dass die Nachbesetzungen im Vorjahr nicht mehr waren als ein Tropfen auf den heißen Stein, und Sie wissen, dass das beim Vollzug der Sozialhilfe nicht ausgereicht hat, dass die zuständige Abteilung seit gut eineinhalb Jahren getrommelt hat, wir brauchen mehr Personal, und erst wenn das magistratseigene Personalcontrolling feststellt, da fehlen wirklich zumindest 32 Personen im Bereich des Sozialhilfevollzugs, sonst bricht es zusammen, dann wird agiert. Auf die eigenen Leute hört man nicht mehr. Im Sinne des New Public Managements hört man nur mehr auf Kontrolle und nicht auf die diejenigen Menschen, die tagtäglich damit befasst sind. Und das ist etwas, was sich nahtlos in die schwarz-blaue neoliberale Politik einreiht. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Und gehen wir weiter: Was ist denn geplant bei der Änderung des Sozialhilfegesetzes, Frau Wehsely? Ein zentrales Recht soll gestrichen werden: Es gibt keine Bescheide mehr. Zumindest sind sie nicht mehr im Gesetz drinnen, im Entwurf. Jetzt steht drinnen: Hat per Bescheid zu ergehen. Dieser Satz fällt im Entwurf, der momentan kursiert, weg. Wiener Sozialhilfegesetz – Entwurf. (GRin Mag Sonja Wehsely: Kenne ich nicht!) Also das ist sehr traurig. Wenn ich es kenne und Sie kennen den Entwurf nicht, der momentan kursiert, Wiener Sozialhilfegesetz, Pflegegeldgesetz, Behindertenhilfegesetz, Heimhilfegesetz. Ich denke, Sie kennen es. Grundversorgungsgesetz. Sie kennen es schon. Also sagen Sie nicht, Sie kennen es nicht. Sie können vielleicht sagen, Sie haben es nicht gelesen. Aber im Entwurf, der kursiert, fällt weg, dass ein Recht auf Bescheid besteht. 

Was fällt denn noch weg in der Sozialhilfe? Ein kleiner Satz fällt weg. Und es hat noch nicht einmal etwas zu tun mit dem Fonds Soziales Wien. Aber es fällt weg, dass die Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege nicht auf die Sozialhilfe anzurechnen sind. Der Satz fällt einfach weg. Das heißt, wenn jemand sich darum kümmert, weil er in den Sozialzentren zwei Monate warten muss, dass er von der freien Wohlfahrtspflege eine Unterstützung kriegt, und er kriegt sie dann tatsächlich, kriegt er gleich weniger Sozialhilfe. Das ist Ihre Art, Politik zu machen in Wien! Und das ist die Art der Politik, die wir als GRÜNE ablehnen und die es mit uns ganz bestimmt nicht gibt. 

Sie reden von Ablaufoptimierung, Sie reden von Kontrolle, Sie reden von Überprüfung – und Sie reden nicht davon, was meine Kollegin Susanne Jerusalem auf den Punkt zu bringen versucht hat, wie dreckig es den Menschen momentan geht, die darauf angewiesen sind, Sozialhilfe zu beziehen, und die zwei Monate und länger warten müssen. Davon sprechen Sie nicht. 

Und Sie sagen – zum Abschluss –, es gibt, bereits bewilligt, 30 plus 11 Aufstockungen im Personalbereich. Wissen Sie eigentlich, wo Sie die Personen unterbringen? Haben Sie die räumlichen Voraussetzungen dafür geschaffen, dass diese Menschen dort tatsächlich auch menschenwürdig arbeiten können? Da ist es wichtig, in einem Umfeld arbeiten zu können, wo man sich wohl fühlt. Insbesondere, wenn sie mit SozialhilfebezieherInnen zusammenarbeiten, die sich nicht ein maschinelles Abfertigen erwarten, sondern ein Eingehen auf ihre Sorgen und Probleme. Schaffen Sie die strukturellen Voraussetzungen dafür und versuchen Sie nicht, mittels Sozialhilfegesetz in Wirklichkeit die BezieherInnen von Sozialhilfe weiter rechtlos zu machen. Es kann nicht sein, dass in einem angeblich sozialen Roten Wien Menschen zwei, drei Monate darauf warten müssen, dass sie lebensnotwendige Unterstützung erhalten. Das ist eine Schande für Wien! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Walter Strobl. Ich erteile es ihm. 

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Die Betroffenheit bei den Sozialhilfeempfängern, bei den Kindern hat im letzten Jahr um 34 Prozent zugenommen. Das heißt, in der Altersgruppe der 0- bis 14-Jährigen haben wir einen eklatanten Anstieg der Betroffenheit im Sozialhilfebereich. Nun wissen wir, dass Kinderarmut ein vielschichtiger Begriff ist, der sich natürlich über das Einkommen, also geringes Einkommen, und kinderreiche Familien bis hin zu den Sozialhilfeempfängern zieht. 

Es geht um die Bewältigung der wichtigsten Lebensbereiche und vor allem um die Rahmenbedingungen. Und hier, meine Damen und Herren, ist es so, und das zeigt eine Studie der Caritas sehr deutlich: Würde nicht der Bund eine sehr ausgewogene und massive Sozial- und Familienbetreuung im finanziellen Bereich vorsehen, wäre die Armutsgefährdung, die derzeit 13 Prozent beträgt, doppelt so hoch. Das zeigt die Studie der Caritas. 

Das heißt, meine Damen und Herren, ich verstehe überhaupt nicht, wie Sie sich trauen, hier ans Rednerpult zu gehen und zu sagen: An allem, aber das ist ja Ihre Lieblingssprechform geworden, an allem, wenn es schlechtes Wetter hat, wenn ein Blitz wo einschlägt, dann ist ganz sicher diese Bundesregierung schuld. Nur, meine Damen und Herren, Sie kommen immer mehr in Argumentationsnotstand. Sie können das nicht belegen, was Sie hier behaupten. Und wir werden nicht aufhören, das der Bevölkerung und Ihnen immer wieder aufs Neue zu sagen. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Mag Sonja Wehsely: Siehe Arbeiterkammerwahl!) 

Aber, meine Damen und Herren, schauen wir es uns an: Was machen Sie, um diese Jugendarmutsgefährdung zu verhindern? Wir haben zweifelsohne in Wien ein gut ausgebautes Kinderbetreuungsnetz. Aber es endet diese Gefährdung nicht vor dem 6. Lebensjahr. Es geht danach weiter. 

Und da stellt sich die Frage: Was macht Wien zum Bereich der ganztägigen Schulbetreuung? Sie schreien zwar. Sie geben gute Tipps weit hinaus ins Land, vergessen aber dazuzusagen, dass diese Gesetzgebung allein Landessache ist. Es liegt an Ihnen – Sie haben hier die absolute Mehrheit –, im Kollegium die entsprechenden Beschlüsse herbeizuführen, um ganztägige Schulen einzurichten. 

Ich wiederhole mich hier, weil ich das schon mehrmals gesagt habe. Aber es ist nun einmal so. Wir haben von 273 Volksschulen nur 36 Standorte, die ganztägige Betreuung anbieten. Das sind sage und schreibe 13 Prozent. Wir haben in der Hauptschule 33 Standorte, das sind 27,5 Prozent. Warum ist das von einer gewissen Bedeutung? Weil ganztägige Schulen vor allem für sozial benachteiligte Jugendliche und Kinder eine große Möglichkeit bieten, gefördert und entsprechend betreut zu werden, auch eine entsprechende Lernunterstützung zu bekommen. Aber Sie tun es nicht. Ein weiterer Bereich, wo die SPÖ die Jugendlichen im Stich lässt.

Mit den vom Bund eingerichteten Maßnahmen zieht aus unserer Sicht, wie Sie es handhaben, Wien derzeit eher eine Beschäftigungs- und Verwahrungsmentalität beziehungsweise -aktion vor. Das zeigt sich in vielen Ansätzen, die die SPÖ auch ideologisch immer transportiert. Sie sehen die Bildung und vor allem die Leistung, die da gefordert wird, als einen Bereich der Unanständigkeit, der sozialen Benachteiligung an und verkennen, dass genau der Leistungsaspekt die Sicherung des Standortes, des wirtschaftlichen Standortes für Wien bedeutet. Das heißt, Sie haben sozusagen nicht erkannt, dass die Bildung eigentlich eine wichtige Voraussetzung zur Bekämpfung der Armut ist. Sie haben lieber eine rückwärtsgewandte Ideologie mit einem Gleichheitsmythos aus dem vorigen Jahrhundert. 

Meine Damen und Herren! Was tun Sie für den Wirtschaftsstandort Wien? Und wenn meine Vorvorrednerin darauf hingewiesen hat, dass der Bund schuld sei, wenn es mehr Arbeitslose gibt, dann frage ich Sie: Wo ist Ihre Wirtschaftspolitik im Hinblick auf die Sicherung der Lehrstellen, auf die Sicherung des Industriestandortes, auf die Sicherung der Gewerbeanlagen, der Gewerbeeinrichtungen, die alle mittlerweile an den Stadtrand außerhalb Wiens abwandern?

Das ist Ihre Politik und dafür wird man Sie auch verantwortlich machen! Und zeigen Sie mit Ihrem nackten Finger sozusagen selbst unanständig als SPÖ nicht ständig nur mit den Worten „pfui gack“ auf diese Bundesregierung! Selber „pfui gack“! Machen Sie es dort besser, wo Sie die Möglichkeit dazu haben! Zeigen Sie, dass Sie imstande sind, sowohl eine Sozialpolitik für die Kinder, für die Jugendlichen, als auch vor allem eine Arbeitsmarktpolitik in Wien zu schaffen, die diese Gefährdung der Menschen in dieser Stadt in Richtung Sozialhilfeempfänger und die Gefährdung durch Jugendarbeitslosigkeit verhindert! Hier sind Sie gefordert, hier können Sie zeigen, was Sie wirklich können! 

Bis jetzt kann ich nur sagen, Sie sind nicht imstande, es besser zu machen. Sie sind nicht imstande, die Probleme auf den Punkt zu bringen. Das einzige, was Sie können, ist, auf den Bund hinzuweisen und das wird Ihnen die Bevölkerung in Wien sicherlich nicht mehr länger abnehmen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Landauer gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Karin Landauer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es geht heute um bedürftige Menschen in dieser Stadt, wo es für die Sozialhilfe, für diese Geldleistung - wie die Frau Kollegin Jerusalem schon gesagt hat - eine Wartezeit von 6, 8, 10 Wochen gibt. Schuld daran ist nicht Wien - welche Überraschung -, es ist der Bund.

Die schwarz-blaue Bundesregierung gibt es seit 4.2.2000 und nicht seit siebzig Jahren oder seit fünfzig Jahren, so wie Sie hier an den Schalthebeln der Macht stehen. (GRin Mag Sonja Wehsely: Die Arbeitslosenzahlen sind erschreckend! Sie sind erschreckend!) Die Zahlen, Frau Kollegin Wehsely, da gebe ich Ihnen Recht, sind erschreckend. Nur wenn Sie sagen, dass der Bund schuld an der hohen Arbeitslosigkeit ist, so ist das, sage ich jetzt einfach, unter Ihrem Niveau, weil die (GRin Mag Sonja Wehsely: Wieso? Wieso?) Arbeitsplätze hier in Wien verloren werden. ONE hat 250 Leute abgebaut hier in Wien, KODAK hat das Labor hier in Wien geschlossen! 

Meiner Ansicht nach machen Sie es sich einfach zu leicht, hier zu überlegen oder überhaupt einmal ernsthaft über dieses Thema zu diskutieren. Jetzt hier heraus zu gehen und zu sagen, wir haben 40 neue Dienstposten - das ist toll, keine Frage. Nur ich glaube, dass es zu wenig ist, den Sozialhilfeempfängern nur Geldleistung zu geben, sondern es fehlt an einer Aktivierung der Sozialhilfeempfänger. Man muss Qualifizierungsmaßnahmen machen, man muss eine Schuldnerberatung machen und teilweise, sage ich, soll man ihnen sogar auch eine psychologische Beratung angedeihen lassen. Es ist ja einfach furchtbar: Der Mensch verliert den Arbeitsplatz und kommt in die Arbeitslose, in die Notstandshilfe und der letzte Weg ist dann die Sozialhilfe.

Hier denke ich mir, dass wir das ja nicht erst ein Mal haben. Wir diskutieren ja nicht erst ein Mal darüber, sondern wir diskutieren schon ewig darüber. Wir brauchen Präventionsmaßnahmen, damit es zur Sozialhilfe überhaupt nicht kommt. Da verspreche ich mir einfach ein bisschen etwas von dieser Aufstockung. Nur glaube ich immer noch und bin auch der Meinung, dass sehr viele Menschen gar nicht zur Sozialhilfe kommen, sondern zuerst versuchen, überall anders Hilfe zu bekommen, bevor sie diesen Schritt tun. Daher denke ich mir, man sollte sich hier wirkliche Präventionsmaßnahmen einfallen lassen.

Für mich ist auch ganz wichtig, dass es jetzt ja seit März einen Vorschlag von Walter Pfeil mit einer 15a-Vereinbarung für eine Vereinheitlichung der Sozialhilfe in ganz Österreich gibt, wo es auch dazu kommen wird, dass das Partnerschaftseinkommen nicht mehr angerechnet wird und es in allen Bundesländern eine gleich hohe Mindestsicherung geben wird. Da denke ich mir einfach, dass es im Sinne aller Landessozialreferenten sein muss, hier rasch zu einer Lösung zu kommen. Da denke ich, da sollte auch Ihrerseits eine Unterstützung des Bundesministers Mag Herbert Haupt erfolgen, weil er das einfach umsetzen will und das eine massive Erleichterung für die Menschen wäre.

Was ich verurteile und wo ich jetzt sage, ich weiß nicht, ob es wirklich durch den Fond Soziales Wien zu einer Verbesserung kommen wird - vielleicht kommt es zu einer Verbesserung, weil das jetzt in Ihrem Ressort ist -, ist, dass ich einfach glaube, dass das, was die Frau Vizebürgermeister gemacht hat - von einem Event zum anderen zu jetten oder zu irgendeinem Sportereignis -, für die Bedürftigen in dieser Stadt einfach zu wenig war. Da erhoffe ich mir einfach eine wesentliche Verbesserung. Aber das, was ich mir wirklich erhoffe, ist dass im Bericht des Rechnungshofs das Fehlverhalten der Frau VBgm Laska festgehalten sein wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Aktuelle Stunde wird abgerundet mit dem Herrn GR Vettermann. Bitte.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vielleicht ein, zwei Bemerkungen zum Vorredner und zur Vorrednerin.

Ich möchte mich da vom Kollegen Strobl echt nicht in eine Bildungssprecherdiskussion ziehen lassen, aber einen Satz sage ich da ganz am Anfang: Bei den ganztägigen, von der ÖVP früher ja Zwangstagsschule genannten Schulen muss man eines klar stellen: Wien ist das einzige Bundesland, das ganztägige Betreuung für alle Kinder, die es haben wollen, auch sicherstellt. Das unterscheidet uns von den anderen Bundesländern. Wenn wir daher die Anregung geben, damit uns das andere nachmachen können, dann, glaube ich, sind wir auf der sicheren Seite, nämlich auf der Seite der Eltern und der Kinder. 

Zur Frau StRin Landauer eine Bemerkung. Ich meine, Sie sagen es ja selbst und es ist doch deutlich und evident: Seit 2000 gibt es die schwarz-blaue Bundesregierung und seit 2000 explodieren die SozialhilfebezieherInnen. Die Zahl ist um 76 Prozent gestiegen! Wer da den Zusammenhang nicht erkennt, der will ihn nicht sehen, noch dazu, wo die Steigerung ja eben nicht eine Steigerung bei den Dauerunterstützten ist, sondern es Menschen betrifft, die den Sozialhilferichtsatz nicht erreichen, die also zum Beispiel arbeiten, aber so wenig verdienen, dass sie von uns noch zusätzlich unterstützt werden müssen, und es betrifft natürlich sehr viele, die eine Notstandshilfe haben, die durch diese schwarz-blaue Bundesregierung auch zweifach verschärft wurde, sowohl was die Zumutbarkeit betrifft, als auch was die finanzielle Abgeltung betrifft. Da kommen eben dann höhere Zahlen heraus, die wir entsprechend unterstützen müssen. Das bekämpfen wir politisch. 

Wenn wir darauf hinweisen, wer hier zuständig ist, dann sagen wir, nicht überall ist der Bund zuständig, nur da ist er es! Er wäre für Arbeitsmarktpolitik zuständig, nur geschieht halt leider nichts. Der Bund schaut zu und wartet auf einen Aufschwung, den er ständig prognostiziert – in einem halben Jahr, in einem halben Jahr, in einem halben Jahr. Nach letzten Prognosen kommt er heuer nicht mehr, aber das wird die Bundesregierung in ihrer Beobachtungshaltung auch nicht stören.

Es wird nichts für die Infrastruktur und nichts für Bildung und Forschung gemacht und bei der Jugendausbildung jetzt eine winzige Kleinigkeit, aber auch da komme ich zu dem, was Wien macht: Obwohl wir nicht zuständig sind, machen wir ja das, was gefordert wurde: Wir aktivieren die Notstandshilfebezieher und wir versuchen, die Sozialhilfebezieher sozusagen von uns aus über unsere Instrumente entsprechend auch einzubeziehen und zu vermitteln.

Jetzt ganz kurz zu dem, was wir tun, obwohl wir nicht zuständig sind und wo eigentlich der Bund zuständig ist. Wir machen diese JAS, diese Jugendausbildungssicherungsmaßnahmen. Jetzt wurde erstmals auch durchgesetzt, dass es das auf längere Zeit geben wird. Wir haben von uns aus das Personalteam, also diejenigen, die gemeinsam mit den Firmen versuchen, Jobs zu kreieren und aufzustellen, entsprechend ausgebaut und unterstützt. Wir haben die Arbeitsstiftungen, regionale Insolvenzstiftung, Offene Arbeitsstiftung Wien, wo auch kleinere Firmen drankommen. Wir haben das Sofortprogramm, wir haben “NOVA“-Einstieg für BerufsunterbrecherInnen und wir haben vor allem - und da komme ich direkt zur Zielgruppe - auch die Jobchance, wo das letzte Jahr 2003 473 Vermittlungen von Sozialhilfeempfängern gelungen sind, wo wir von uns, vom WAFF aus - wo das AMS dann nichts mehr macht, denn wenn man aus der Notstandshilfe herausgefallen ist und zur Sozialhilfe kommt, dann erklären sich die ja als dafür nicht mehr zuständig -, es wagen, diese Personengruppe auch zu betreuen, zu aktivieren und zu versuchen, sie zu vermitteln. 

So ist Wien und so machen wir es und da hilft uns nicht ein polemisches Aufzeigen von tatsächlich vorhandenen Schwierigkeiten, von einer sehr, sehr schlechten Situation, sondern da helfen uns nur Lösungen. Wir haben diese Lösungen versucht, indem wir 15 Personen mehr eingesetzt haben, was eine kurzfristige Entspannung war. Nur muss man sagen, dass es in den letzen Monaten hier wieder eine Steigerung von 10, 12, 15 Prozent gegeben hat. Auch die letzten Umstrukturierungen, die schon durchgeführt worden sind, wie Ablaufoptimierung, längere Öffnungszeiten - der lange Donnerstag - und wiederkehrende Leistungen, wo man nur alle sechs Monate wiederkommen muss, haben ja gegriffen, aber sie greifen jetzt eben nicht mehr, weil es eine weitere Steigerung gegeben hat. Daher braucht es jetzt noch mehr Personal. Es gibt übrigens auch immer noch Notfalltermine, nur im Einzelfall nicht, aber im Prinzip ist es möglich. Dieses Personal ist da. Man muss nur zugeben, dass die Sozialarbeiter, die 11 Personen relativ schnell eingesetzt werden, aber die 32 oder 30 Personen auch einfach deshalb eine entsprechende Einschulung benötigen, weil es eben ein Rechtsanspruch ist. Aber das ist schon bewilligt. Sie sind in der Schulung und werden daher auch entsprechend kommen. 

Wir fordern daher die Bundesregierung auf, einmal von Wien zu lernen und etwas gegen die Arbeitslosigkeit zu unternehmen. Wir haben, ohne auf Zurufe von außen zu warten, versucht, das mit dieser Aufstockung zu sichern. Damit ist die Sozialhilfe auch organisatorisch gesichert und es zeigt sich wieder: Wien ist und bleibt sozial! - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, damit ist die Aktuelle Stunde für heute abgeschlossen.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen zwölf Mal Grün, sechs Mal ÖVP und zehn Mal Klub der Freiheitlichen eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn wurden schon Anträge abgegeben: Drei Mal Grün und ein Mal freiheitlich. Den Fraktionen wurden alle bekannt gegeben und die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von den GRen Mag Kowarik, Mag Schmalenberg und Günther Barnet wurde ein Antrag an den Herrn Bürgermeister betreffend „Eine Milliarde Euro für den städtischen Pflegebereich“ gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieses Antrags wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten und Gemeinderätinnen unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Besprechung des Dringlichen Antrags vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16.00 Uhr noch nicht beendet, wird sie entsprechend unterbrochen. 

Herr GR Paul Zimmermann hat mit 30. April 2004 auf sein Mandat im Gemeinderat der Stadt Wien verzichtet. Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 Abs 2 der Wiener Gemeindewahlordnung auf das frei gewordene Mandat das in Betracht kommende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der SPÖ, Herrn ao°Univ°Prof Dipl°Ing Ernst Pfleger, in den Gemeinderat berufen. Gemäß § 19 der Wiener Stadtverfassung ist das Gemeinderatsmitglied anzugeloben. 

Ich ersuche den Schriftführer Mag Reindl, die Gelöbnisformel zu verlesen und das neue Gemeinderatsmitglied, auf meinen Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten "Ich gelobe" zu leisten. (Sämtliche GemeinderätInnen stehen auf.)

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Ich gelobe der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dipl°Ing Pfleger.

GR ao°Univ°Prof Dipl°Ing Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke, ich darf dir recht herzlich zu deiner Funktion gratulieren. (Allgemeiner Beifall.)
Somit ist die Angelobung vollzogen. 

Ich wollte bei dieser Gelegenheit dem ausgeschiedenen GR Paul Zimmermann, den ich heute im Haus schon gesehen habe, danken für seine fast achtjährige Zugehörigkeit, danken für seine Arbeit im Umweltausschuss, danken für seine Arbeit für die Wiener Landwirtschaft, für den Wiener Weinbau und auch dafür danken, dass er auch als Ersatzmitglied im Gemeinderatsausschuss Gesundheit und Soziales sehr intensiv mitgearbeitet hat. Ich darf die Sozialdemokratische Fraktion darum bitten - wir werden ihm das entsprechend ausrichten. (Allgemeiner Beifall.)
Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 2 und 3, 5 bis 9, 13 und 14,16 bis 21, 24, 27, 29 bis 34, 37, 39 und 40, 42 und 43, 45 bis 47, 49, 53 und 54, 56, 57 und 59 bis 63 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Es wurde hier von keinem Mitglied des Gemeinderats die Verhandlung verlangt. Ich erkläre gemäß § 26 der Stadtverfassung diese als angenommen und stelle auch fest, dass die erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 50 zum Schwerpunktverhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Die Postnummern 1, 50, 44, 48, 51, 58, 35, 36, 38, 41, 12, 4, 10, 11, 15, 22, 23, 26, 28, 25, 52 und 55. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Ich habe auch die Mitteilung, dass der Herr amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr eine Mitteilung tätigen will. Ich habe bereits vor dieser Mitteilung Wortmeldungen zur Geschäftsordnung erhalten. Ist das noch aufrecht? Das ist noch aufrecht, somit... (GR Dr Wilfried Serles: Ein Recht der Geschäftsordnung!) Na selbstverständlich, selbstverständlich. 

Ich habe drei Wortmeldungen zur Geschäftsordnung, ich darf beginnen. 

Herr Mag Chorherr, du bist nachweisbar der Erste.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Wir erleben heute wieder ein Lehrbeispiel von Demokratie der Sozialdemokratie. Heute in der Früh liegt ein 163seitiger eng bedruckter „Strategieplan für Wien“ mit einem Brief von Herrn Schicker und Herrn Bgm Häupl am Tisch, wo draufsteht: „Dieser neue Strategieplan wurde im Zusammenwirken der gesamten Stadtregierung, der Magistratsdirektion und vieler Fachleute aus dem Magistrat in Kooperation mit den Fonds und Institutionen der Stadt Wien erstellt.“ Institutionen der Stadt Wien! Also ich weiß nicht, was der Wiener Gemeinderat ist, was die Ausschüsse sind, was die Stadtentwicklungskommission ist – das sind keine mehr? Wie lange liegt der schon vor? Nirgendwo wird er diskutiert und jetzt geht man ernsthaft davon aus, wir werden diese bedruckten Seiten irgendwo zwischen Fragestunde und Büfett gelesen haben! Er ist natürlich gedruckt und mit Vorworten versehen. 

Und jetzt kommt irgendwie das Beste, wo sicher jemand von der Sozialdemokratie sagen wird: "Ja bitte hallo, das ist ja nur der Entwurf!" Jetzt zeige ich Ihnen den Entwurf. (GR Mag Christoph Chorherr zeigt die Unterlagen.) „Entwurf Strategieplan“: Man nehme ein dünn beschriebenes Blatt, da steht „Entwurf“ drauf, gebe das weg und das ist der gedruckte Strategieplan! Also irgendwann verschwindet das. Da haben wir jetzt irgend etwas dazu geredet oder auch nicht, es ist eh schon fertig. (Heiterkeit bei den GRÜNEN, der ÖVP und der FPÖ.)

Ich halte das für einen demokratiepolitischen Skandal, meine Damen und Herren! (Beifall bei den GRÜNEN, der ÖVP und der FPÖ.) 

Noch einmal: Ich halte es für legitim, selbstverständlich, dass der Herr StR Schicker hier eine Mitteilung macht, auch eine Mitteilung zum Strategieplan. Ich frage mich aber besonders deswegen, weil gerade der StR Schicker in vielen anderen Bereichen durchaus vorbildlich vorgeht. Wir streiten in der Sache, aber wir haben eine Stadtentwicklungskommission und wir haben einige Ausschüsse in diesem Haus. Da geht es von Gesundheit, Kultur, Wirtschaft, Planung über das, was strategisch passiert. 

Und so bleiben nur zwei Schlussfolgerungen: Entweder ist das Papier als Propaganda eh nur Betrug. Dann ersparen Sie uns hier eine Mitteilung, die uns die Zeit stiehlt. Dazu haben wir den Presseinformationsdienst, wo man dann sagt: Wir sind eh super, vertreibt das. Oder es ist ein ernsthafter Strategieplan. Ich erspare mir aus Zeitgründen, Ihnen zu erklären, was eine Strategie ist und was ein Plan ist. Wenn man das wirklich ernst nimmt, ist das eines der wichtigsten Dokumente der Stadt. Den uns vorgedruckt auf den Tisch zu knallen und dann, wenn sich drei Viertel der Fraktionen beim Büfett laben, dürfen wir darüber diskutieren - das halte ich für eine falsche Vorgangsweise!

Ich nehme noch den Strategieplan ernst und plädiere dafür, das heute hier abzusetzen und ausreichend in Ausschüssen und Unterausschüssen zu diskutieren, dann hier im Plenum zu diskutieren und zumindest so viel demokratiepolitischen Anstand zu haben, dass man das einige Tage vorher durchlesen kann. Diese Vorgangsweise ist indiskutabel! (Beifall bei den GRÜNEN und bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist bei mir der Herr Dr Tschirf. Der Mag Chorherr hatte drei Minuten, Dr Tschirf hat auch drei Minuten.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das, was sich hier abspielt, ist ein demokratiepolitischer Skandal! Das zeigt das Machtverständnis der SPÖ. Hier ist nicht mehr die Rede von Demut, wie Sie es am 25. März 2001 gesagt haben, sondern von Hochmut. Hier wird drübergefahren, hier wird nicht diskutiert. Hier wird einfach über das alles, was man sich hier vorstellt, drübergefahren!

Schauen Sie sich den Unterschied an, wie der Strategieplan im Jahr 2000 diskutiert worden ist: Damals unter VBgm Görg, unter Planungsstadtrat Görg, gab es ein Jahr Diskussion! Da ist ein Jahr diskutiert worden! Da ist mit politischen Vertretern diskutiert worden, da ist mit einer interessierten Öffentlichkeit diskutiert worden! Und wie ist das jetzt? Schmecks! In der Früh wird das hingeknallt: 160 Seiten mit einem Vorwort vom Herrn Bürgermeister, einem Vorwort vom Herrn Magistratsdirektor und dann wird halt noch dieser Umschlag drübergegeben - und das ist die Diskussion? Das kann doch nicht die Diskussion in diesem Haus sein! 

Wir verlangen daher als Volkspartei, dass endlich jener Weg wieder eingeschlagen wird, der hier auch unter Bernhard Görg gewählt wurde: Dass in den Gremien diskutiert wird, dass in der Stadtentwicklungskommission diskutiert wird, dass die Parteien die Möglichkeit haben, darüber zu diskutieren und dass die Öffentlichkeit sich hier einbringen kann. 

Wir verlangen daher eine Absetzung dieses Tagesordnungspunktes, weil es hier um mehr geht. Es geht hier letztlich darum, ob man demokratische Gremien wie einen Gemeinderat - ein parlamentarisches Gremium - ernst nimmt oder ob man sagt, uns ist eh alles wurscht, wir fahren drüber, mir san mir, wir haben die Mehrheit, da ist uns alles wurscht, was die anderen denken. 

Daher appelliere ich an Sie: Zeigen Sie, dass das nicht Ihr Gedankengut ist, sondern dass es Ihnen auch um Demokratie und Diskussion, um Diskurse in dieser Stadt geht und stimmen Sie zu, dass das abgesetzt wird! (Beifall bei der ÖVP, der FPÖ und den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Mag Kabas.

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, Ihre heutige Vorgangsweise weist eigentlich darauf hin, dass Sie drei Jahre nach den Wahlen jetzt so weit sind, dass Sie sagen: Wir wollen nicht mehr diskutieren. Dass eine vernünftige Diskussion unter diesen Voraussetzungen bei dieser Vorgangsweise nicht notwendig ist, liegt auf der Hand. Aber ich möchte Ihnen schon auch gerne etwas erklären, damit Sie es nachvollziehen können: 

Wir kannten diesen Bericht, dieses Schriftstück nicht. Um 9.00 Uhr liegt es auf unserem Platz und zwei Stunden später soll man darüber diskutieren. Ich glaube, dass auch Sie zugeben müssten, dass das eigentlich niemand kann, dass man 182 Seiten in 2 Stunden, wo man noch dazu ja hier sitzen soll, weil ja Fragestunde und Aktuelle Stunde war, durcharbeiten kann, um dann darüber sinnvoll diskutieren. Das werden Sie doch zumindest für sich selber und insgeheim zugeben müssen.

Was Sie aber jetzt sagen - wir machen die Mitteilung und wir wollen dann gleich diskutieren -, zeigt, dass Sie mit uns, mit den Oppositionsparteien, nicht mehr diskutieren wollen. Es ist klar, der Stadtrat kann jederzeit eine Mitteilung machen, aber unter diesen Voraussetzungen wäre es wirklich vernünftig, diesen Tagesordnungspunkt abzusetzen, zu verschieben. Nicht nur demokratiepolitisch wäre das jetzt wichtig, sondern es ist auch eine Frage, wie Sie als eine mit absoluter Mehrheit ausgestattete Fraktion in Zukunft mit anderen Fraktionen umgehen wollen. Es ist daher eine Stilfrage und es ist auch eine Frage der Ernsthaftigkeit. 

Daher unser Appell: Glauben Sie uns, wir wollen über diese wichtigen Fragen diskutieren. Wenn Sie darauf beharren und sagen: „Gar nichts, der Stadtrat macht heute seine Mitteilung und wir wollen sofort darüber diskutieren“, dann werden wir, falls Sie das aufrecht erhalten, deshalb an der Diskussion nicht teilnehmen, weil es nicht möglich ist. Ernsthaft kann man darüber nicht diskutieren. Das heißt, wenn Sie noch ein demokratiepolitisches Einsehen haben, wenn Sie nicht über die Opposition drüberfahren wollen, wenn Sie einen ordentlichen demokratischen Stil pflegen wollen, dann setzen Sie diesen Tagesordnungspunkt ab! (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Oxonitsch!

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vielleicht liegt die Ursache mancher unserer Diskussionen einfach daran, dass scheinbar auch Einladungsschreiben für einen Diskussionsprozess nicht zu Ende gelesen werden. 

Es soll heute hier der Startpunkt einer öffentlichen Diskussion über einen Strategieplan gesetzt werden, wo ich ja davon ausgehen kann, dass die im Gemeinderat vertretenen Parteien auch Strategien, Überlegungen für die Entwicklung der Zukunftsstrategien tatsächlich auch selbst haben und sich nicht unmittelbar an dem anhalten müssen, was dem Gemeinderat vorgelegt wird. (GR Mag Christoph Chorherr: Sie hätten auch das drucken sollen! – Aufregung bei den GRÜNEN.) Ja vielleicht hätten wir das auch drucken sollen. (GR Mag Christoph Chorherr: Ja genau! Genau! – Weitere Aufregung bei den GRÜNEN, der FPÖ und der ÖVP.) 

Vielleicht führen wir uns vor Augen, wie die Diskussion um den Strategieplan stattgefunden hat. Und da kann ich mich über die Wortmeldung des Kollegen Tschirf nur ein wenig wundern. Sie hat an einem bestimmten Zeitpunkt "X" stattgefunden. Der Gemeinderat hat sich mit diesem Strategieplan damals nie auseinander gesetzt. 

Wir gehen bewusst und der StR Schicker geht bewusst einen anderen Weg zu sagen, diesen Startpunkt einer öffentlichen Diskussion in den Gemeinderat zu bringen. Was ist denn verwerflich daran, dass man ein Papier nicht einfach ausschickt und sagt, da habt’s es einmal, sondern dass man sich auch einmal über die Zukunft selbstständig Gedanken macht? (GR Heinz-Christian Strache: Man braucht ja Zeit zum Lesen! Zeit zum Lesen! – Allgemeine Aufregung.) Vielleicht hören Sie mir einmal kurz zu! (GR Dr Herbert Madejski: Nicht einmal im Ausschuss haben wir darüber diskutiert!) Vielleicht können Sie mir kurz zuhören! (Weitere große allgemeine Aufregung.)

Ich könnte den Vorwurf ja verstehen, wenn wir heute hier - und so würde es tatsächlich zum demokratiepolitischen Skandal werden - das als Aktenstück einbringen und sagen würden, das wird heute noch beschlossen. Es wird überhaupt nichts beschlossen! Es ist eine Anregung, ein Startpunkt eines öffentlichen Diskussionsprozesses. Es gibt über den Strategieplan heute überhaupt keinen Beschluss! Es gibt heute überhaupt keine Notwendigkeit, eine Mitteilung - den Startschuss einer öffentlichen Diskussion - von der Tagesordnung abzusetzen! Wir stehen dazu, wir gehen diesen Weg, öffentlich eine Diskussion zu beginnen, nicht im Kammerl, nicht am grünen Tisch, sondern öffentlich Überlegungen der Stadtregierung zu präsentieren. Die Anregungen werden wahrscheinlich in der heutigen Debatte stattfinden oder es gibt keine Anregungen dazu. Dann kann ich das auch nur zur Kenntnis nehmen. Es gibt halt keine Ideen für die Zukunft Wiens, wenn man sich diesem Diskussionsprozess in der Startphase schon entziehen will und dann (GR Mag Christoph Chorherr: Aber da brauchen wir mehr als 20 Minuten zum Lesen! – Aufregung bei den GRÜNEN.) sieht man, wer tatsächlich visionslos ist. 

Es ist ein Startpunkt. Diese Einladung zu einer Diskussion kann man annehmen. Ich meine, die Wienerinnen und Wiener werden sie annehmen und ich gehe davon aus, dass auch der Gemeinderat gut beraten ist, diese Einladung zur Diskussion anzunehmen, sich im weiteren Procedere aktiv zu engagieren und dann gemeinsam Strategien für unsere Stadt, für die Zukunft der Entwicklung dieser Stadt auch zu erarbeiten. 

In diesem Sinne lade ich Sie noch einmal zur Diskussion ein. Es geht um die Zukunft der Stadt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir haben noch ein paar Wortmeldungen. Herr GR Kenesei, bitte. 

Das ist alles noch zur Geschäftsordnung.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte nur einen offensichtlichen Irrtum des Kollegen Oxonitsch aufklären. Ich habe jetzt beide mit, die Endfassung und den Entwurf. (GR Günter Kenesei zeigt Unterlagen. – Heiterkeit bei den GRÜNEN, der FPÖ und der ÖVP.) Das ist jetzt die Frage, über was wir da jetzt... Über diesen Entwurf kann man jetzt debattieren. Bösartige Zungen unterstellen, das ist der Entwurf der Sozialdemokratie (Weitere Heiterkeit bei den GRÜNEN, der FPÖ und der ÖVP.) und das ist die Endfassung, die die Beamten im Haus zusammengebracht haben. Mein großes Lob an die Beamten in diesem Haus, die das vorgelegt haben! (Beifall bei den GRÜNEN, der FPÖ und der ÖVP.)
Sie sagen hier heraußen, das ist der Beginn der Diskussion. Da würde ich gerne wissen, wo dann noch in diese gedruckte Endfassung die Anregungen aus der Diskussion eingearbeitet werden (GR Mag Andreas Schieder: Zur Geschäftsordnung bitte!), wo hinten schon der Bildernachweis drinnen ist und wo schon die Mitarbeiter, die mitgearbeitet haben, drinnen stehen, und so weiter. Sie werden einiges ändern müssen, offensichtlich. 
Sie werden von uns zu diesem Strategieplan unsere Ideen schriftlich bekommen und wir werden uns dann fragen und werden auch Sie fragen, wo wir über das diskutieren können und wo das dann hier eingearbeitet wird. Hätten wir es jetzt lesen sollen? Von neun bis um knapp vor halb zwölf hätten wir es jetzt lesen sollen, dann dem Herrn Stadtrat andächtig lauschen und dann hier unsere Ideen präsentieren? (Aufregung bei der SPÖ.)

Liebe Freunde der Sozialdemokratie! Ihr habt einen schlechten Versuch gestartet, ein tatsächlich wichtiges Thema in dieser Stadt zu diskutieren! Das mit der Hülle und dem Entwurf ist kräftig in die Hose gegangen! An diesem jämmerlichen Schauspiel hier herinnen werden wir uns sicherlich nicht beteiligen! (Beifall bei den GRÜNEN, der FPÖ und der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien.): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Österreichische Volkspartei wird sich an so einer jämmerlichen Farce sicherlich nicht beteiligen. Wir werden daher unsere Redner zurückziehen und ich verlange an dieser Stelle, dass eine Präsidiale einberufen wird, dass hier über den Stil, wie in diesem Haus umgegangen wird, diskutiert wird. Ich finde es wirklich jämmerlich, wenn von Kammerln gesprochen wird, wenn es sich um demokratische Gremien wie etwa um den Stadtsenat handelt. 

Ich habe hier mit Stadträten aus den drei Oppositionsfraktionen gesprochen. Keiner war beteiligt und trotzdem steht wahrheitswidriger Weise in einem Schreiben, das vom Herrn Bürgermeister und vom Herrn Stadtrat unterzeichnet ist, dass der Stadtsenat einbezogen gewesen wäre. Das sieht man... (GR Godwin Schuster: Wo steht das? Wo steht das?) Schauen Sie sich das an! (GR Christian Oxonitsch: Wo steht das? Wo?) Das steht drinnen, 2. Passage: „Unter Einbeziehung der Stadtregierung.“ (Große Aufregung bei der SPÖ.) Das ist einfach unwahr und da sieht man ja das Demokratieverständnis! Offensichtlich nur dann, wenn sich die SPÖ-Wien zusammensetzt, darf irgendetwas beschlossen werden oder Ähnliches. 

Ich kann mir nicht vorstellen, dass es sich um einen Zustellmangel handelt, sondern es handelt sich lediglich um das Demokratieverständnis à la SPÖ-Wien! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir haben nun zur Geschäftsordnung keine Wortmeldung mehr. 

Ich habe auch mit Ausnahme einer Fraktion kein Verlangen nach einer Präsidiale und werde demzufolge auch keine machen. 

Ich komme nun zur vorgeschlagenen Mitteilung. 

Ich darf bekannt geben, dass der Herr StR Schicker eine maximale Redezeit von 40 Minuten hat. Wir gehen dann in den vorgesehenen Debattenbeiträgen weiter. (Der Großteil der GemeinderätInnen der ÖVP, FPÖ und der GRÜNEN verlassen den Sitzungssaal. Anwesend bleiben: GR Gerhard Pfeiffer und GR Ing Gunther Wolfram. Die GRe Mag Christoph Chorherr, Günter Kenesei und Mag Rüdiger Maresch bleiben hinter den Bankreihen anwesend. – GR Godwin Schuster: Ihr seid an der Zukunft der Stadt nicht interessiert!)

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich habe soeben vernommen, was der Grund für den Auszug ist. Ich denke, dass das das Demokratieverständnis der Oppositionsparteien ist, denn der Strategieplan ist in der Zeit, wo Sie Vorsitzender des Planungsausschusses waren, Herr Pfeiffer, nie dem Gemeinderat vorgelegt worden und ist im Stadtsenat nie zur Diskussion gestellt worden! 

Was ich hier mache, ist einen Entwurf, der auf der Arbeit des gesamten Magistrats basiert und der darauf beruht, dass sich die geschäftsführenden, die amtsführenden Stadträte und Stadträtinnen dazu gefunden haben, die Strategie für diese Stadt zu diskutieren und zu Papier zu bringen! Und ich kann das Demokratieverständnis der Opposition überhaupt nicht teilen und ich kann es auch nicht akzeptieren, dass dann das, was als Entwurf im Rahmen einer Mitteilung des federführenden amtsführenden Stadtrats erarbeitet wurde und dem Gemeinderat zur Diskussion vorgelegt wird, von der Opposition dazu benutzt wird, sich mit der Stadt einfach nicht mehr auseinander zu setzen und zu sagen: „Das interessiert uns nicht! Das ist wieder nur sozialdemokratische Herrschaftspolitik!“ 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist das Demokratieverständnis von jenen, die für diese Stadt nur Schlechtes wollen, die diese Stadt nicht verändern, die diese Stadt nicht verbessern wollen und die nicht an die Zukunft dieser Stadt denken! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich war damals dabei, als Dr Görg, der freundlicherweise auch den Saal verlassen hat, den Strategieplan in den 90er Jahren diskutiert hat. Ich war einer der ganz wenigen, der an jeder Diskussion, an allen acht Diskussionsrunden, teilgenommen hat und ich kann Ihnen sagen, der amtsf StR Dr Görg hat es damals nicht einmal der Mühe wert gefunden, bei diesen Diskussionen dabei zu sein! 

Ich habe ein anderes Demokratieverständnis und ich habe ein anderes Demokratieverständnis bei meinen StadtsenatskollegInnen festgestellt, nämlich an der Entwicklung der Stadt mitzuarbeiten und sich etwas zu überlegen, wenn Veränderungen der Rahmenbedingungen eintreten. Genau das haben wir getan. Und sie werden es und sie würden es, wenn sie herinnen wären, die Oppositionsparteien, auch zur Kenntnis nehmen können und zur Kenntnis gebracht bekommen, wie denn der Diskussionsweg dazu sein soll. Was soll so undemokratisch daran sein, dass der Entwurf der Strategie für diese Stadt öffentlich im höchsten Gremium dieser Stadt präsentiert wird? Was soll so undemokratisch daran sein, wenn die Einladung an alle geht - nicht nur an die Oppositionsparteimitglieder, sondern an alle -, in dieser Stadt mitzudiskutieren und mitzugestalten?

Herr Dr Kenesei, (Aufregung bei GR Günter Kenesei, er kommt zu seinem Platz) Sie haben auf den Bildernachweis hingewiesen. Sie haben offensichtlich noch nie etwas publiziert, wo Bilder drinnen waren. Sie haben offensichtlich noch nie Entwürfe publiziert, wo Bilder drinnen waren, denn sonst wüssten Sie, dass es dafür notwendig ist, einen Bildernachweis zu führen. (GR Günter Kenesei: Das weiß ich auch!) Die Stadt Wien möchte sich wegen einer Publikation (Weitere Aufregung bei GR Günter Kenesei.) ohne Bildernachweis nicht in einem Presseprozess vor einem Richter wiederfinden! (GR Günter Kenesei: Wir werden uns dann die Endfassung anschauen!)

Ein weiterer Punkt: Sie haben die MitarbeiterInnenliste kritisiert. Also noch einmal: Ich stehe zu den MitarbeiterInnen dieser Stadt! Ich stehe dazu, dass hier hervorragende Arbeit geleistet wird. Ich stehe auch dazu, dass das sehr wohl in den nachgeordneten Dienststellen, in den Unternehmen der Stadt Wien und in der Holding, in den Fonds und überall so ist. Und ich stehe dazu, dass die, die gute Arbeit leisten, auch namentlich erwähnt werden sollen! Ich verstehe diese Kritik schon überhaupt nicht! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich nehme zur Kenntnis, dass die Opposition in dieser Stadt offensichtlich überhaupt kein Interesse daran hat, was in dieser Stadt vorgeht. (Weitere große Aufregung von GR Günter Kenesei.) Nichtsdestotrotz lasse ich mich davon nicht irritieren. Es macht überhaupt keinen Sinn, wenn man jetzt hergeht und sagt: „Naja, die Opposition will es nicht, darum diskutieren wir auch nicht darüber.“ 

Ich lade Sie noch einmal ein - hinter den Reihen stehen Sie ja -, nutzen Sie die Gelegenheit! Sie werden in dieser Mitteilung hören, wie der Diskussionsprozess laufen soll. Aber Sie wollen es ja nicht hören! Vor allem die beiden Parteien auf dieser Seite haben hier ja nur mehr Beobachter entsendet, damit sofort rapportiert wird, sollte mir irgendeine Äußerung auskommen, die vielleicht irgendeinem der Mitglieder erzählt werden sollte. Aber keine Sorge, ich werde mich weder mit Dr Tschirf noch mit Dr Görg lange auseinander setzen.

Mein Interesse ist, dass wir so schnell als möglich zu einem ordentlichen Strategieplan dieser Stadt kommen und die Punkte, die aus der Diskussion einzuarbeiten sind - keine Sorge, Herr Kenesei, keine Sorge Herr Chorherr -, die werden auch eingearbeitet werden. Wenn Sie es aber lieber gehabt hätten, dann hätten Sie halt ein handschriftliches Papier bekommen oder ein hektographiertes Papier. Ich finde, dass die Strategie für die Stadt Wien es wert ist, dass man sie entsprechend graphisch aufbereitet und auch zeigt, was die graphischen Gewerbe in Wien alles an Leistungen bieten können! (GR Mag Christoph Chorherr: Wann ist es von der Druckerei gekommen?) 

Sehr geehrte Damen und Herren! (GR Christoph Chorherr: Wann ist es denn von der Druckerei gekommen?) Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Die Lebensqualität dieser Stadt wissen die Wienerinnen und Wiener ebenso zu schätzen wie jene internationalen Expertinnen und Experten, die regelmäßig die Hitparade der Städte für Investoren und Unternehmensansiedlungen erstellen, zum Beispiel die Studie "Leben in Wien": Wir bekommen Top-Qualität bescheinigt! Für die Stadtpolitik kann dies aber nur bedeuten, dass wir uns auf diesen Lorbeeren nicht ausruhen können, zumal diese hohe Qualität nur über eine Jahrzehnte beständige Politik erreicht werden konnte. Das ist eine Kontinuität, die wir fortzuführen gedenken. Wien ist zukunftsfähig, Wien ist attraktiv, Wien bietet den Menschen Zukunftsperspektiven! 

Wien steht natürlich auch vor vielen Herausforderungen. Eine der Herausforderungen ist die Auseinandersetzung um die Verteilung der Finanzmittel innerhalb Österreichs. Möglicherweise ist es das schlechte Gewissen der Regierungsparteien auf Bundesebene, dass Sie jetzt nicht mehr im Saal sind, denn wenn man die Städte aushungern möchte, wenn man ihnen zehn Prozent der Mittel streichen möchte, wie der Finanzminister das vorhat, dann kann man sicher sein, dass kein Strategieplan mehr umgesetzt werden kann. Dann braucht man ihn sich auch gar nicht mehr anzuhören, nicht einmal im Entwurf! 

Die Herausforderungen liegen also in der Auseinandersetzung der Finanzmittelverteilung innerhalb Österreichs. Länder und Gemeinden werden die vielfältigen bevorstehenden Herausforderungen im Sinne ihrer Bürgerinnen und Bürger nur bewältigen können, wenn die finanzielle Ausstattung im Wege des Finanzausgleichs auch künftig gewährleistet ist. Gerade die anstehenden strategischen Aufgaben im Zuge der Erweitung der Europäischen Union sind nur dann zu bewältigen, wenn ein fairer finanzieller Ausgleich zwischen Bund, Ländern und Gemeinden zustande kommt, wie dies in verständlicher Eintracht von den 9 Landeshauptmännern und gestern von Bgm Dr Häupl sowie 39 weiteren Bürgermeistern einhellig und über Parteigrenzen hinweg, auch von ÖVP-Bürgermeistern, verlangt wurde. 

Dieser Mai 2004 ist der Beginn der Verwirklichung eines der größten Friedensprojekte weltweit und des wichtigsten Zukunftsprojekts für Europa. Nur 19 Tage nach der Erweiterung der Europäischen Union habe ich die ehrenvolle Aufgabe - und jetzt passen Sie genau auf, die Beobachter der Opposition -, Ihnen den von allen amtsführenden Mitgliedern des Stadtsenats gemeinsam getragenen „Strategieplan Wien - im erweiterten Europa, Entwurf 2004“ vorzustellen. Wir haben diesen Plan gemeinsam mit der Stadtverwaltung erarbeitet und wollen ihn auch gemeinsam umsetzen. Das ist aber nur dann möglich, wenn die finanzielle Ausstattung der Stadt nicht mutwillig geschmälert wird und damit die Chancen nicht nur Wiens, sondern der Region und Österreichs in Frage gestellt werden. 

Ich kann daher nur wiederholen: Herr Finanzminister, stoppen Sie die Anschläge auf die Finanzen der Länder, stoppen Sie die Anschläge auf die Finanzen der Gemeinden und insbesondere Wiens! (Beifall bei der SPÖ.) Wir wissen, welche Vorhaben wir im Sinne haben und für die Wienerinnen und Wiener umsetzen wollen. Hindern Sie uns nicht daran!

Die Erweiterung der Europäischen Union eröffnet gerade für Wien hervorragende Chancen und ist daher für Wiens internationale Positionierung auch das mit Abstand wichtigste politische Projekt des nächsten Jahrzehnts. Dieses Ereignis allein ist schon ein ausreichender Anlass, den Strategieplan 2000 im Sinne einer kontinuierlichen Weiterentwicklung zu aktualisieren und zu akzentuieren. Bereits der Titel „Strategieplan Wien - im erweiterten Europa, Entwurf 2004“ kennzeichnet die Perspektive Wiens im neuen Europa. Im Rahmen dieser europäischen Entwicklung spielen Städte, Stadtregionen eine zentrale Rolle in der Gestaltung von Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt. 

Es ist eine entscheidende Aufgabe des Strategieplans, für diese Entwicklung eine tragfähige, visionäre und trotzdem realistische Perspektive zu entwerfen. Wir brauchen weit über die Tagespolitik hinaus eine langfristig orientierte Strategie, die in der Kooperation aller wichtigen Akteure und Partner konsequent umgesetzt wird. Zukunftsfähige Stadtentwicklung kann weder im Alleingang einer Stadt erfolgen noch sich auf einen urbanen Kernbereich beschränken. Für uns bedeutet das die Notwendigkeit der Forcierung einer gemeinsamen 
Entwicklungsstrategie für Wien und das nähere Um-
feld, die Stärkung der Vienna Region und die Entwicklung der staatsgrenzenüberschreitenden Europaregion CENTROPE mitten im neuen Europa. 

Diese Europaregion konnten wir gemeinsam mit Niederösterreich und dem Burgenland und zusammen mit den Städten und Regionen Bratislava, Brünn, Györ und Sopron starten. Es ist für mich mehr als ein Detail, dass die Namensfindung zu CENTROPE von jenem aus Wien initiierten Cernet-Projekt gestartet wurde, das die Schulen der gemeinsamen Regionen vernetzt. Die Kinder und Jugendlichen von heute, die ZentraleuropäerInnen der Zukunft, haben sich diesen Namen selbst ausgesucht und die Wirtschaftsförderer der Region haben ihn für eine gemeinsame Bewerbung des Standorts übernommen. 

Diese europäische Gesamtentwicklung ergibt speziell für Wien große Chancen, aber auch neue Herausforderungen von der Gestaltung der großen europäischen Infrastrukturen, die wesentlich für die Standortentwicklung sind, über Veränderungen in der Wirtschaft mit großen Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, die steigende Bedeutung hochwertiger Dienstleistungen und der Wissensgesellschaft über die Gestaltung von kultureller Vielfalt und sozialer Integration bis hin zu langfristiger, nachhaltiger Daseinsvorsorge und den zu erbringenden kommunalen Leistungen von allgemeinem Interesse. 

Viele dieser Aufgaben kann Wien allein mit hoher Qualität erbringen. Es sind vor allem diese Leistungen, die dazu beitragen, dass die BewohnerInnen Wiens der Stadt Bestnoten in Zufriedenheit und in Lebens- und Umweltqualität ausstellen. Vieles, wie etwa eine zukunftsfähige Infrastruktur für CENTROPE und damit die Anbindung an Europa, können wir aber nur im Verbund erreichen. 

Eines der großen, ganz großen Hindernisse dabei, das wir unter Aufbietung aller Kräfte überwinden müssen, ist jener Neoliberalismus, der sich in Europa über viele Jahre breitgemacht hat, dessen schicke Fassade aber aller Orten bereits zu bröckeln beginnt. Ob es in unserem Land ist oder in der Europäischen Union, gerade die Städte sind gefordert, die Leistungen für ihre Bürger sicherzustellen. Wien tut das. Wir werden uns davon weder von den finanziellen Anschlägen der Bundesregierung noch von den überzogenen Liberalisierungstendenzen der Europäischen Kommission - Stichwort Privatisierung des Wassers oder Zersplitterung der öffentlichen Verkehrsunternehmen - abbringen lassen. Die Leistungen der Dienste mit öffentlichem Interesse, der so genannten Daseinsvorsorge, sind auch künftig von den Kommunen zu erbringen. Hier und nur hier stehen wir vollkommen in der Tradition des christlich-sozialen Bürgermeisters Lueger. 

Lassen Sie mich nun etwas über den Entstehungsprozess des Strategieplans berichten. Bereits im Jahr 2000 hat die Wiener Stadtregierung, damals noch durch VBgm Dr Görg, einen ersten Strategieplan vorgelegt. Im Rückblick zeigt sich, dass dieser die Grundzüge der Herausforderung zwar richtig erkannt hat, dass er aber wesentliche Teile für die aktuelle Situation der Stadt und die Entwicklung der Region nicht beinhaltet. Mit dem jetzigen Strategieplan liegt nunmehr eine attraktive Version und ein sehr breit und in unterschiedlichen Zusammenhängen diskutiertes Programm für die kommenden Jahre vor. Er enthält die neuen strategischen Orientierungen der Geschäftsgruppen, der Magistratsabteilungen sowie der Fonds und Institutionen der Stadt Wien. Er beruht auf einer intensiven Zusammenarbeit aller Geschäftsgruppen, wofür ich mich bei den MitarbeiterInnen speziell aus den Dienststellen ausdrücklich bedanken möchte. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Grundorientierungen auf Nachhaltigkeit, regionale Zusammenhänge, Gender Mainstreaming, aktive Standortpolitik, Öffentlichkeit und Partizipation wurden weiter vertieft. Der Anspruch, dass Wien sein Wissenspotential und seine geopolitische Lage nutzt, wurde als Notwendigkeit und als Chance noch klarer herausgearbeitet. Es ist nicht zuletzt jene Auseinandersetzung mit dem Neoliberalismus und den Bestrebungen, die Städte zu entmündigen, die uns geradezu zwingt, manche Politikfelder auch in diesem Strategieplan besonders herauszustreichen, zum Beispiel nachhaltige soziale Sicherheit. 

In vielen Teilen Europas wird eine kalte Politik gegen die Interessen der Menschen gemacht. Wir müssen daher für die Wienerinnen und Wiener besonders intensiv an der Sicherung des hohen sozialen Standards in Wien arbeiten, Stichwort Wohnbau, Wohnbauförderung und Wohnhaussanierung. Hinter diesem Titel verbirgt sich die Notwendigkeit, jenen Bestrebungen entgegen zu wirken, die den Ländern und Städten jenes Instrument aus der Hand nehmen wollen, das gerade in Wien so erfolgreich für die Menschen eingesetzt wird: Die Wohnbauförderung als Garant dafür, dass es in dieser Stadt keine Ghettos für sozial Schwächere und keine communities für Reichere gibt. 

Auch die Wirtschafts- und vor allem die Arbeitsmarktpolitik muss in einer Zeit, da etwa die Arbeitsmarktpolitik auf Bundesebene schwächelt wie noch nie und auch die Europäische Union gelinde gesagt auf diesem Feld noch Stärke vermissen lässt, noch mehr Gewicht bekommen. Dasselbe gilt für den Bereich Gesundheitspolitik. 

Die Ziele und das Handlungsprogramm des Masterplan Verkehr wurden in den Strategieplan eingearbeitet. Gleichzeitig bietet der Strategieplan eine grundsätzliche strategische Orientierung für den Stadtentwicklungsplan STEP 2005, der die stadträumliche Orientierung und Umsetzung definieren soll. 

Insgesamt wird die Wirksamkeit des Strategieplans als Kompass für die Gesamtentwicklung Wiens auch im konkreten Umsetzungsprozess weiter erhöht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich nun die neuen Schwerpunkte im „Strategieplan Wien“ herausstreichen. 

Einer dieser Schwerpunkte ist die nachhaltige Entwicklung als Grundsatz in allen Politikfeldern. Nachhaltige Entwicklung zielt auf Lebensqualität, auf Gerechtigkeit und auf gemeinsame Verantwortung für die Menschen, die Gesellschaft, die Wirtschaft und die Umwelt ab. Dieses Ziel erfordert eine weit vorausschauende Strategie, die auf einer Querschnittsorientierung aufbauen muss. Das heißt, die ökonomischen, ökologischen und sozialen Aspekte zukunftsfähiger Entwicklung werden gleichzeitig und gleichwertig berücksichtigt. Die Säulen dieser Strategie sind die soziale Gerechtigkeit, die zukunftsbeständigen Wirtschaftssysteme und eine nachhaltige Nutzung der natürlichen Umwelt. Sie müssen als Grundsätze der Zukunftsbeständigkeit in alle Politikfelder einbezogen werden. Zur Umsetzung wurde eine Reihe von Programmen und Projekten erarbeitet. Das reicht vom Grüngürtel Wien und den Biosphärenpark Wienerwald über das Klimaschutzprogramm und die Ressourcenschonung in allen wichtigen Bereichen bis zu den Prozessen der lokalen Agenda 21 in den Bezirken.

Weitere Eckpunkte des Strategieplans sind die Rolle Wiens als Wirtschaftszentrum in einer starken Region. Die wirtschaftspolitische Strategie ist darauf ausgerichtet, Wien im 21. Jahrhundert als die Wirtschaftsmetropole im südöstlichen Zentraleuropa zu positionieren und damit einen Platz unter den Top 10-Regionen der EU bezüglich des ökonomischen Entwicklungsniveaus zu halten und auszubauen. Die Wiener Wirtschaftsstrategie muss sowohl auf eine erhöhte Qualität bei Produkten und Dienstleistungen als auch im Forschungs- und Entwicklungsbereich auf gut ausgebildete Arbeitskräfte und auf den Ausbau der Exporte ausgerichtet sein. 

Eine der großen Chancen für Wien ist die neue geopolitische Lage der Stadt im Herzen einer erweiterten Europäischen Union in unmittelbarer Nähe zur slowakischen Hauptstadt Bratislava. Die Erweiterung bietet ein einzigartiges minder of opportunity, das es verstärkt zu nutzen gilt. Gleichzeitig muss die Kooperation innerhalb der schon jetzt bestehenden gemeinsamen Märkte der Vienna Region verbessert werden. Durch den Ausbau von grenzüberschreitenden Clusterinitiativen schafft Wien Brückenköpfe und konkretisiert erfolgreich eine regionale Wiener Wirtschaftspolitik, die die Entwicklung von leistungsstarken Wirtschaftsstrukturen unterstützt. 

Im Zentrum der Wirtschaftspolitik steht für uns eine vorausschauende Arbeitsmarktpolitik, die nicht den ungezügelten Kapitalismus, sondern den Menschen in ihren Mittelpunkt stellt. 

Für uns ist der Strategieplan auch Ausdruck einer Stadtpolitik, die sich im Gegensatz zur eiskalten Politik des Neoliberalismus für die Menschen einsetzt. Wir sind damit hoffentlich auch ein Vorbild für jene neuen Länder und Städte in der Union, die den gefährlichen Versuchungen des außer Rand und Band geratenen Kapitalismus zu erliegen drohen. Wiens Politik ist keinesfalls die einer wirtschaftsfeindlichen Stadt. Ganz im Gegenteil. Wien will ein Zentrum der hochwertigen und menschenwürdigen Arbeit sowie der Qualifizierung und Weiterbildung von ArbeitnehmerInnen und Angestellten sein. Das Grundziel ist die Schaffung und Sicherstellung von Beschäftigungsmöglichkeiten und die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die vorausschauende Arbeitsmarktpolitik muss insbesondere bei der Entwicklung der Wissensgesellschaft abgestimmt werden und Weiterbildung und Qualifikation forcieren. Hier sind auch auf Bundesebene arbeitsmarktpolitische Strategien gefordert, die den ständigen wachsenden Qualifikationsanforderungen an die Beschäftigten mit zielgruppengerechten Aus- und Weiterbildungsangeboten begegnen, so wie dies der Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds mit seinen Aktivitäten auf dem Arbeitsmarkt unternimmt. 

Eine weitere Voraussetzung für eine erfolgreiche Wirtschaftsentwicklung ist die Qualität der Infrastruktur. Infrastruktur und Verkehrspolitik müssen den internationalen Anschluss der Stadt sichern, die regionale Entwicklung unterstützen und die Vienna Region auch in diesem Bereich mit einer zukunftsfähigen Entwicklung beispielhaft machen. Deshalb engagiert sich Wien für den raschen Ausbau der Magistrale für Europa von Paris über Straßburg, München, Wien und Budapest sowie für den Bau des Bahnhofs Wien Europa Mitte. Wir müssen es zudem einerseits schaffen, dass der Verkehr, der nicht nach Wien will, durch den Regionalring für Wien, durch den Ausbau der Bahn und durch die stärkere Nutzung der Wasserwege um Wien herumgeführt wird und wir wollen andererseits, dass der innerstädtische Verkehr möglichst intelligent und umweltschonend erfolgt. Wir wollen eine weitere Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs, die Verdoppelung des Radverkehrs, Verbesserungen für die FußgängerInnen sowie die Steigerung der Verkehrssicherheit. 

Ein wesentlicher Eckpunkt des Strategieplans ist auch die nachhaltige soziale Sicherheit. Die Sicherung sozialer Ausgewogenheit ist eine Grundbedingung für nachhaltige Entwicklung und ein wichtiger Faktor für Lebensqualität und Sicherheit in Wien. Die auch im internationalen Vergleich herausragende Stärke Wiens als soziale Stadt muss für die Zukunft erhalten und weiterentwickelt werden. Dazu gehört eine vielfältige Palette sozialer Leistungen. Zugänglichkeit für alle Bürgerinnen und Bürger zu angemessenen, sozial verträglichen Preisen, die Garantie der Kontinuität und Versorgungssicherheit, die Einhaltung von Gesundheits- und Qualitätskriterien, der schonende Umgang mit Ressourcen sowie demokratische Kontrolle sind wichtige Parameter für die öffentlichen Dienstleistungen.

Ziel einer Vielzahl weiterer Maßnahmenprogramme der aktiven sozialen Präventionspolitik sind die Verhinderung des sozialen Abstiegs der breiten Mittelschicht, die soziale Absicherung und Unterstützung benachteiligter Beschäftigungsgruppen und die soziale Absicherung der Senioren. Sozialhilfe muss noch schneller werden. Benachteiligte Beschäftigungsgruppen sind gezielt zu unterstützen. Angebote zur Sicherung der sozialen Grundbedürfnisse müssen auch schon für sehr junge Bevölkerungsgruppen erstellt werden.

Durch die in Umsetzung befindliche Neustrukturierung der Gesundheits- und Sozialaufgaben sichert die Stadt Wien die hochwertige Betreuung behinderter und älterer Menschen ab. (Beifall bei GRin Erika Stubenvoll.)

Wien ist aber auch eine Stadt des Miteinander verschiedener Kulturen, Religionen und Lebensweisen. Wien steht für eine politische Kultur, die von Demokratie und gesellschaftlicher Beteiligung, von Wissen und Bildung, von Lebensqualität und vor allem von menschlichem Miteinander, Vielfalt und Toleranz getragen wird.

Gestern vor 50 Jahren wurde die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte formuliert und ist nunmehr auch Bestandteil unserer Bundesverfassung. Trachten wir in einer Zeit, wo Menschenrechte weltweit missachtet werden, danach, dass sie in unserer Stadt nicht bloß geschriebenes Papier bleiben. Setzen wir Initiativen und Maßnahmen, die allen in der Stadt ihr Recht auf Bildung, Wohnen, Arbeit, Lebensqualität und politische Beteiligung gewährleisten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Also auch den Zuwanderern und Flüchtlingen. Wenn es in dieser Stadt wieder politische Lautsprecher gibt, die an Fremdenfeindlichkeit appellieren, dann sei ihnen sehr deutlich gesagt, dass wir schlicht und einfach nicht zulassen werden, dass man die Menschen in Wien auseinander dividiert und gegeneinander aufhetzt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die meisten ZuwanderInnen, mit oder ohne österreichische Staatsbürgerschaft, leben mindestens 10 oder 20 Jahre in Wien, oft schon in der zweiten und dritten Generation. Dabei handelt es sich um keinen kleinen Teil der Bevölkerung, sondern um mindestens 25 Prozent der WienerInnen. Zuwanderung und Vielfalt ist in Wien, wie in jeder anderen Großstadt, Alltag und Normalität und stellt eine enorme kulturelle und wirtschaftliche Ressource dar. Die Politik ist daher eine konsequente Weiterentwicklung der erfolgreichen Wiener Integrationspolitik. Sie sieht ZuwanderInnen nicht mehr primär als eine Zielgruppe von sozialpolitischen Maßnahmen, sondern als Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt.

Für mich ganz besonders wichtig ist die Gleichstellung der Geschlechter, das sogenannte Gender Main-streaming als Querschnittsmaterie in allen politischen Handlungsfeldern. Die Stadt muss weiter zur Entwick-lung von Chancengleichheit für alle Bevölkerungsgruppen beitragen, insbesondere auch im Bekenntnis zum Ziel einer Gleichstellung der Geschlechter. Bestehende Benachteiligungen von Frauen, vor allem in der Arbeitswelt, in der Familie und in der Frage der persönlichen Sicherheit, sind daher abzubauen.

Die Gender Mainstreaming-Strategie der Stadt Wien beruht auf zwei Säulen, der Frauenförderung und der Durchdringung sämtlicher Handlungsfelder der Kommunalpolitik unter dem Aspekt der Gleichstellung der Geschlechter. Diese zwei Säulen sind in einer nachhaltigen Gesamtstrategie der Stadt Wien konsequent weiterzuentwickeln und umzusetzen.

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie mich zu jenem Bereich kommen, der für die Wienerinnen und Wiener ein, wenn nicht das wesentlichste, Merkmal ist: Kultur als urbane Lebens- und Erlebnisqualität. Die Qualität des Urbanen und einer in wesentlichen Elementen darauf beruhenden Kultur ist eine besondere Stärke Wiens. Sie schließt vitale Erlebnisqualität ein, die sich am florierenden Städtetourismus, aber auch an der Identifikation der WienerInnen mit ihrer Stadt und deren Kulturangebot zeigt. Die hohe Qualität der urbanen Angebote Stadtraum, öffentlicher Raum, Freizeitangebote, Stadtbild und Architektur muss erhalten und weiterentwickelt werden.

Wien hat als prominente historische Stadt eine besondere Verantwortung für sein kulturelles Erbe. Mit diesem Erbe ist sensibel umzugehen. Dabei müssen wir aber dem Neuen seinen Platz einräumen. Wien lebt von der Bipolarität Alt und Neu. Das Image Wiens als innovative Architekturstadt vom Jugendstil über die Zwischenkriegszeit bis zur Gegenwart und in die Zukunft ist zu pflegen und zu stärken. 

Der Strategieplan formuliert grundsätzliche Vorgaben, wie sparsamen Flächenverbrauch, Schonung 
von Grünräumen, intelligente Mobilität, angemessene Weiterentwicklung des Wirtschaftsstandorts in einer integrierten Standortpolitik. Der Stadtentwicklungsplan STEP 05 wird dies für die gesamtstädtischen Strukturen und die einzelnen Teilräume und Handlungsfelder weiterentwickeln und konkretisieren.

Ebenso gehört zur Lebensqualität einer Stadt ein ausreichendes und vor allem leistbares Wohnen in hoher Qualität. Ein entscheidender Faktor für Wiens Lebensqualität ist ein auch langfristig ausreichendes Angebot an leistbarem Wohnen mit hohem architektonischen und umweltverträglichen Niveau. Wohnbaupolitik in Wien war und ist eine Politik gegen Verslumung, wie sie in anderen Städten leider an der Tagesordnung ist. Sie muss auch in Zukunft dem Anspruch von hoher Gestaltungsqualität und sanftem Umgang mit der Umwelt bei gleichzeitiger Leistbarkeit gerecht werden.

Die Wohnungspolitik in der Kombination von gefördertem Wohnungsneubau, Sanierungstätigkeit und Wohnbauhilfe ist daher weiterhin eine Kernaufgabe der Wiener Stadtpolitik. In Abstimmung mit der gesamten Stadtentwicklung leistet sie darüber hinaus wichtige Beiträge zur Standortentwicklung und setzt Impulse für die Gesamtwirtschaft der Stadt, für den Ausbau der sozialen und urbanen Qualität in der Stadt und nicht zuletzt auch für die ökologischen Zielsetzungen. 

Wien ist nicht nur eine Stadt der Kultur, sondern auch Bildung und Wissenschaft haben hier einen hohen Stellenwert. Die fortgeschrittenen Gesellschaften entwickeln sich derzeit zu Wissensgesellschaften. Der Produktionsfaktor Wissen gewinnt gegenüber dem Produktionsfaktor Kapital, Arbeit und Boden zunehmend an Bedeutung. Wissen wird als intellektuelles Kapital zu einer zentralen gesellschaftlichen Ressource und bestimmt auch die Entwicklung der städtischen Gesellschaft insgesamt - Stadtkultur, intellektuelles Klima, Arbeitsmarkt und soziale Integration. Es geht um die Stärkung von Wiener Kompetenzfeldern zwischen verstärktem Wissenstransfer innerhalb und außerhalb des Hauses, verstärkte Kooperation mit den Universitäten, aber auch um lebenslanges Lernen, Aus- und Weiterbildung. 

Lassen Sie mich nun von der Vision zur konkreten Umsetzung kommen. Im neuen Strategieplan wurde die Umsetzungsorientierung massiv verstärkt. Das den Strategiefeldern direkt zugeordnete Handlungsprogramm enthält eine breite Palette von Maßnahmen. Diese reichen von breit und langfristig angelegten Plänen und Programmen mit vielen Akteuren und vielfältigen Querbezügen zwischen den Themenfeldern bis zu kompakten, kleineren, in der Umsetzung präzise abgegrenzten Projekten. Das Spektrum und die Vielfalt entsprechen der Großstadt, ihrer Pluralität und Komplexität in der strategischen Entwicklung. Innerhalb des Handlungsprogramms wurden 41 strategische Projekte definiert. Diese Projekte sollen besonders beachtete Beispiele für innovative Ansätze mit Vorbildcharakter und von strategischer Bedeutung für die Gesamtstadt sein. Ihre Aufgabe ist es auch, als best practice neue Entwicklungen zu eröffnen. Insgesamt liegt damit ein attraktives und zukunftsorientiertes Programm vor, dessen Vielfalt und Qualität dazu beitragen soll, dass die Umsetzung der anspruchsvollen Ziele in den nächsten Jahren bestmöglich erfolgt.

Bei der Umsetzung des Strategieplanes steht für uns Diskussion und Kooperation im Vordergrund. Offenbar nur für uns. Der Strategieplan soll auch der Integration von sektoralen Leitbildern, Programmen und Projekten dienen und steht auch im engen Zusammenhang mit der Verwaltungsmodernisierung. 

Beginnend mit dieser Mitteilung soll eine ausführliche öffentliche Diskussion erfolgen. Da ersuche ich, wenn Sie schon nicht hier im Saale sind, dann an den Lautsprechern oder künftig im Gemeinderatsprotokoll nachlesend, mitzudenken und mitzutun, auch bei den Oppositionsparteien. Diese öffentliche Diskussion wird auch das Zusammenspiel von strategischer und räumlicher Entwicklung, also von Strategieplan und Stadtentwicklungsplan, betreffen. 

Im Internet wird der Strategieplan ab kommender Woche präsentiert. Ebenso wird eine erste öffentliche Diskussion über www.forum.wien.at möglich sein. Weiters ist für Herbst 2004 eine internationale Veranstaltung der Stadt Wien zum Thema der Standortpolitik geplant.

Der neue Strategieplan für Wien soll einen Rahmen für Dialog und Praxis für alle gesellschaftlichen Gruppen bilden, auch der oppositionellen GemeinderätInnen in diesem Hause, wenn sie sich dann wieder einmal dazu bequemen, an der Diskussion teilzunehmen. Er ist eine Einladung zur kreativen Mitarbeit an der Entwicklung Wiens und richtet sich an Politik und Verwaltung, an Wissenschaft und Wirtschaft, Bevölkerung, Initiativgruppen und Institutionen in Wien sowie an Kooperationspartner auf regionaler, nationaler und internationaler Ebene. 

Sehr geehrte Damen und Herren, es ist nicht zuletzt diese verstärkte Kooperationskultur, die die nachhaltige Qualität kommunalen Handelns in Wien ausmacht. Wien lebt von seiner Internationalität und seiner integrativen Rolle in diesem neuen Europa. Dies muss die Basis für unser tägliches Handeln sein, ob in der Politik, der Verwaltung oder der Wirtschaft. Das hätte ich gerne auch den Oppositionsparteien ins Stammbuch geschrieben. Nur so kann aus den besten Plänen lebenswerte Wirklichkeit werden und nur so erreichen wir unser Ziel, die Lebensbedingungen der Wienerinnen und Wiener weiter zu verbessern. 

Ich lade Sie, auch die Oppositionsparteien, daher abschließend ein, gestalten Sie mit uns die Zukunft dieser Stadt, dieser Region, diesen zentralen Teils Europas! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zur Geschäftsordnung hat sich Herr Mag Kabas gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir wollen diskutieren, aber wir wollen es seriös auf Grund des vorgelegten Entwurfs machen. Deshalb haben wir gemeint, Sie haben uns jetzt einen Entwurf zukommen lassen und wir wollen Zeit haben, damit wir ihn durcharbeiten und das nächste Mal darüber diskutieren können.

Sie haben den anderen Weg gewählt. Sie haben gesagt: "Nein, wir fahren drüber! Heute muss alles geschehen!" (GR Godwin Schuster: Wer hat das gesagt? Woher haben Sie diese Information!) 

Man kann nicht seriös diskutieren, wenn man das Schriftstück nicht kennt! Das geht nicht! (GR Christian Oxonitsch: Es wird ja nichts beschlossen!) Wir kommen selbstverständlich gern der Einladung nach, aber wir können es nicht heute machen. Wir sehen uns außerstande dazu, weil wir das Schriftstück nicht kennen. (GR Christian Oxonitsch: Es gibt nur eine Diskussion über eine Mitteilung!) 182 Seiten kann man nicht in zwei Stunden lesen. (GR Christian Oxonitsch: Es gibt ja keinen Redezwang!)

Das, was der Herr Vorsitzende vorhin gemacht hat, können wir aber nicht so ohne weiteres auf uns sitzen lassen, nämlich, dass er gesagt hat, nur ein Klubobmann hat eine Unterbrechung, also eine Präsidiale, verlangt. Bisher war es immer Gepflogenheit, auch wenn nur ein Klubobmann das verlangt hat, dass dem nachgekommen wurde. Daher, damit der Herr Vorsitzende diese Ausrede nicht hat, schließe ich mich selbstverständlich dem Antrag des Herrn Klubobmanns Dr Tschirf an. Auch ich glaube, dass wir unterbrechen und eine Präsidiale abhalten sollten. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster hat sich Herr Klubobmann Mag Chorherr zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Um zu klären, was ich jetzt beim Lauschen des Referates nicht vernommen habe, auf welcher gemeinderätlichen Ebene Änderungsvorschläge, die zuhauf von uns kommen werden, eingearbeitet werden, wo wir das diskutieren, wo das Gremium dafür ist, unterstütze ich den Vorschlag auf Abhaltung einer Präsidiale, damit man mit auch nach einem verpatzten Fehlstart dazukommen kann, den wichtigen Strategieplan zu diskutieren. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ihr habt euch falsch aufgeregt!)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Konflikt, wie Sie alle gehört haben, ist entstanden, weil die Oppositionsparteien der Meinung sind, dass zu wenig Zeit war, um diesen Strategieplan zu diskutieren.

Ich meine, man sollte jetzt dem Begehren der drei Oppositionsklubobleute sehr wohl nachgeben und diese Präsidiale einberufen. 

Ich bitte daher die Klubobleute zu einer Präsidiale und unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung der Sitzung um 12.15 Uhr.)

(Wiederaufnahme der Sitzung um 12.38 Uhr.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nachdem der nächste Redner nun anwesend ist und ich fairerweise warten wollte, bis er da ist, setze ich die unterbrochene Sitzung fort und möchte berichten, zu welcher Stellungnahme wir jetzt in der Präsidiale gekommen sind.

Wir haben ganz allgemein über den Konflikt diskutiert, wie er entstanden ist, aber, was uns noch viel wichtiger war, wie wir in Zukunft damit umgehen, wenn es derartig wichtige Positionspapiere gibt. Wir haben uns darauf geeinigt, dass dieser Strategieplan weiterdiskutiert wird, dass er noch in die Stadtentwicklungskommission kommen wird, dann noch in der Öffentlichkeit diskutiert wird und dass wir das mit dem Ziel, diese Sache dann noch im Gemeinderat weiterzudiskutieren und eventuell zu einer Beschlussfassung zu kommen, das in der Stadtentwicklungskommission weiterdiskutieren.

Es war ein angenehmes Gespräch. Ich hoffe, dass wir in Zukunft diese Probleme nicht mehr haben werden. 

Jetzt haben wir noch den Herrn Mag Schieder auf der Rednerliste und haben somit nur mehr einen Abgeordneten, der dazu sprechen wird. 

Ich bitte Herrn Mag Schieder, zum Rednerpult zu kommen und das Wort zu ergreifen.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich glaube, es hat sich die Zukunft unserer Stadt verdient, auch bei einer Diskussion, an der sich nicht viele aus den verschiedensten Gründen nicht beteiligen wollten, dass man das trotzdem macht, weil es nicht nur um das Procedere hier geht, es geht nicht nur um den Showeffekt, sondern es geht vor allem um die Zukunft der Stadt. Daher ist es richtig und wichtig, dass man sich hierzu Gedanken macht und auch seine Gedanken offen legt, was wir immer gern tun. 

Ich möchte aber auch noch ein paar Bemerkungen zu der vorher entstandenen Debatte machen, weil ich es durchaus für ein absichtliches Missverständnis halte, denn es wurde ein Entwurf vorgelegt. Der letzte Strategieplan aus dem Jahr 2000 hat nicht einmal hier im Hause vorbeigeschaut. Dieser ist außen vorbeigetragen und dann ausgeschickt worden. Dieser wurde keiner demokratischen Diskussion des Gemeinderats unterzogen, weder im Entwurfstadium noch im fertigen Stadium. Dieser wurde am Gemeinderat vorbei entwickelt. Daher halte ich es durchaus für einen Fortschritt, dass heute und hier der Entwurf im Rahmen einer Mitteilung vorgelegt wird. Wenn ein Entwurf einem zu schön aufbereitet ist, dann kann man das auch sagen, aber ich halte es nicht für richtig, dass man deswegen gleich auszieht. Ich halte es auch für zynisch und doppelzüngig - das ist vor allem an die ÖVP und FPÖ gerichtet -, nicht nur weil Sie ja wissen müssten, wie er beschlossen wurde, weil Sie es sind, die im österreichischen Nationalrat 7 000 Bud-getbegleitgesetze um Mitternacht einbringen und am nächsten Tag in der Früh gleich beschließen, und zwar beschließen, also keinen Entwurf, sondern die gelten sofort. Das ist nämlich das wirkliche Drüberfahren! (GR Mag Christoph Chorherr: Das stimmt!) 

Aber vielleicht ist es von Tschirf und Kabas ein peinlicher Übertünchungsversuch, den sie heute machen, da sie in Wahrheit zur zukünftigen Strategie der Stadt nichts beizutragen haben. (GR Franz Ekkamp: So ist es!) Sie haben jetzt Zeit gewonnen, Ihre Leute darauf auszurichten, ein paar Konzepte zusammenzuschreiben. 

Aber natürlich glaube ich auch, dass es eine psychologische Überreaktion von Schwarz und Blau war. Nach dem letzten Wochenende der Arbeiterkammerwahlen verstehe ich das beim Kollegen Tschirf bestens, dass er jetzt überreagiert hat! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte in dem Zusammenhang auch auf das letzte Wort des Briefes des Herrn Bürgermeisters und des Herrn Stadtrats verweisen. Das ist "einladen", "herzlich zur Diskussion einladen". Wenn man schon schnell Dinge liefert, soll man wenigstens die ersten und die letzten Worte lesen, denn dann weiß man auch, worum es geht.

Zum Strategieplan selbst: Wien im erweiterten Europa ist ein Kompendium, ist der Entwurf, der im Auftrag der Stadtregierung erarbeitet wurde und die Stadtregierung ist ja das politisch verantwortliche Gremium für die Zukunft der Stadt, nämlich die amtsführenden Stadträte. Es ist eben der Start und die Einladung zu einer Diskussion, die sich nicht nur - das möchte ich betonen - an die Fraktionen des Hauses richtet, sondern vor allem eine Einladung zu einer Diskussion über die Strategie und Zukunft der Stadt, die sich an die Bürgerinnen und Bürger, an die Experten und all jene, die an der Zukunft der Stadt mitarbeiten wollen, richtet. Deswegen sind hier auch einige öffentliche Elemente eingebaut. Im Internet, auf der Homepage der Stadt Wien, wird der Entwurf zur Diskussion stehen. Es gibt dann auch die Möglichkeit, in den verschiedensten Veranstaltungen seine Ansichten und Beiträge dazu abzuliefern. 

Es stellt sich die Frage, welchen Sinn hat ein Strategieplan? Es ist der Schirm, unter dem all die Leitpläne, Entwicklungspläne und Programme, die es auf der Stadtebene gibt, zusammengefasst werden. Er ist quasi die Metaebene, auch noch über dem Stadtentwicklungsplan, der eben grobe Leitlinien festlegt und auch das Szenario festschreibt, in dem wir uns befinden. Der große Rahmenbereich ist dabei die Veränderung Europas, der Fall des Eisernen Vorhangs 1989, der Beitritt Österreichs 1995, die Erweiterung 2004. All das sind europäische Entwicklungsszenarien, wo Wien mitten in der Entwicklung war. 

Ich kann mich noch gut daran erinnern, dass bereits vor 1989, vor dem Fall des Eisernen Vorhangs, die Stadt Wien bewusst ihre Fühler und Kontakte zu den anderen Städten, Budapest und so weiter, ausgestreckt hat, um den Demokratisierungsprozess auch von innen voranzutreiben. Auch beim Beitritt Österreichs und der Erweiterung wissen wir, was sie alles getan hat. Wien hat sich nicht nur vorbereitet, sondern war im Zentrum ein Motor dieser Entwicklung, soweit eine Stadt ein Motor sein kann, und hat das Wienhaus und die Wienbüros in verschiedenen Erweiterungsstädten errichtet und vielfältigste Entwicklungen und Kooperationen gemacht. 

Eine davon ist die aktuelle, an der jetzt gerade gemeinsam von Wien, Bratislava, Brünn, Györ, Sopron und all den anderen gearbeitet wird, die CENTROPE Europaregion Mitte, unsere Antwort, unsere Strategie zur Nutzung der Chancen, die sich durch die Erweiterung der Europäischen Union ergeben. Es ist ein kurzer Titel, CENTROPE, und hier auch nur kurz angerissen. Die Chancen und die Perspektiven, die dahinterstehen, sind viel größer und werden uns sicherlich in den nächsten Jahren noch positiv beschäftigen. 

Ich glaube aber auch, dass sich in den Städten Europa in Wahrheit verdichtet. All das, was Europa darstellt, verdichtet sich in den Städten. Es sind die Städte, wo demokratische, soziale und politische Entwicklungen ihren Ausgangspunkt finden. So ist durchaus zu erwähnen, dass es notwendig ist, die politische Dimension weiterzuentwickeln. Es braucht eine Verfassung auf europäischer Ebene, die leider im letzten Dezember von den Staats- und Regierungschefs, auch von Dr Schüssel, nicht beschlossen wurde. Das Argument, dass die Polen-Spanien-Frage dahinter steckt, ist nur vordergründig. Dahinter steckt auch, dass der Entwurf der europäischen Verfassung Macht von den Regierungschefs hin zum Europäischen Parlament verschiebt. Dass natürlich da die Staats- und Regierungschefs, auch unsere, nicht froh sind, wenn sie Macht abgeben müssen und dann jede Gelegenheit nutzen, um diesen Entwurf an die Wand zu fahren, hat sich gezeigt. Ich hoffe, dass sich die politische Reife der Staats- und Regierungschefs für dieses Projekt verbessert hat, sodass alle gemeinsam daran arbeiten, damit es jetzt beschlossen werden kann.

Es zeigen sich aber auch in der Verfassung wichtige Fragen für die lokalen Gebietskörperschaften Europas. Es ist die entscheidende Frage, dass wir gesetzgebende Körperschaft sind und über den Ausschuss der Regionen ein Klagerecht in Fragen der Verletzung der Subsidiarität erhalten sollen und auch wollen. 

Das Zweite ist die soziale Dimension, Beschäftigung und Wachstum. Strategien und Antworten auf diese Frage gibt es. Der neoliberale Weg, der uns von erfolglosen Regierungschefs eingeredet wird, dass man nämlich nichts dagegen tun kann, sondern nur wegschauen kann und den Markt sich selbst überlassen muss, ist falsch. Es gibt erfolgreiche Strategien und Antworten. Wir brauchen uns nur umzusehen. Sie sind in Finnland, in Dänemark und in Schweden umgesetzt. Das sind jene Staaten, die eine sinnvolle Strategie entwickelt haben und die höchsten Wachstumsraten verzeichnen können. Es bedarf auch Antworten auf Ebene der Europäischen Zentralbank. Eine Zinssenkung wäre dringend notwendig, anstatt auch dort den neoliberalen Weg einzuschlagen. 

Es muss uns aber auch klar sein, dass die Umsetzung nur auf nationaler Ebene passieren kann. Hier sind die Strategie und die Möglichkeiten der Stadt Wien insofern eingeschränkt, als fehlende Antworten auf Seiten der Bundesregierung auch die Chancen der Stadt Wien schmälern. Ausbildung, Bildung, Investition in die Arbeitskraft und in Human Ressource sind ein Punkt. Der zweite Punkt ist die Investition in Forschung und Entwicklung. Der dritte Punkt wären Investitionen in die Infrastruktur. Das sind auch jene Punkte, die die Schweden, die Finnen und die Dänen verwendet haben, nämlich anstatt das Budget auszuhöhlen, den Staat immer geringer zu machen und Steuersenkungsgeschenke zu machen, haben sie investiert und auch einen Fortschritt für die Leute gebracht. 

Der Strategieplan soll aber vor allem ein Blick in die Zukunft sein. Wien hat eine hervorragende Ausgangslage, auf der aufzubauen ist. Vor allem, wenn ich den Bereich Forschung und Entwicklung erwähnt habe, kann man auch hier schauen, wo denn die Entwicklungschancen Wiens sind. Schließlich haben wir schon Erfolge im Bereich der Cluster, der Biotech/Lifescience, der Creative Industries, der Automotivecluster und all dieser Bereiche sowie in den öffentlichen Dienstleistungen, die eine soziale Ausgleichsfunktion, auch für die Lebensqualität und für die Standortqualität haben. Wien möchte hier auch weiter aktiv sein. Der letzte Punkt in diesem Bereich: Wissenschaft, Wissen und Bildung sind groß da. Hier gibt es durch die Kooperation mit den Universitäten, mit dem WWCF, mit dem Wissensmanagement, gute Ansatzpunkte, die es in Zukunft zu verbreitern gilt. 

Eine nachhaltige Strategie, eben für Wien ein Strategieplan, braucht eine offene Diskussion. Diese ist heute begonnen worden. Diese offene Diskussion muss alle Ebenen beachten, aber das Wichtigste ist, dass die Wiener Stadtpolitik alle Chancen nutzt. Dieses solide Dach ist gegeben und ich hoffe, dass wir jetzt in eine Phase einer konstruktiven und spannenden Diskussion über die Strategien Wiens steigen können. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Bevor wir die unter der Postnummer 1 vorgesehenen Wahlen vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. 

Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Ich schlage vor, die vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderats, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig der Fall. 

Frau Josefa Tomsik ist durch ihren Mandatsverzicht aus der gemeinderätlichen Europakommission ausgeschieden. 

Der entsprechende Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats lautet auf Frau GRin Erika Stubenvoll. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die Frau GRin Stubenvoll in die gemeinderätliche Europakommission wählen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig der Fall. 

Ich gratuliere der Frau GRin Stubenvoll für ihre neue Aufgabe in der gemeinderätlichen Europakommission. (Beifall bei SPÖ, FPÖ und ÖVP.) 

GR David Ellensohn hat seine Funktion als Schriftführer zurückgelegt. 

Der entsprechende Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Rathaus lautet auf Herrn GR Günter Kenesei. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die Herrn GR Günter Kenesei als Schriftführer wählen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist auch einstimmig der Fall. (GRin Inge Zankl: Ich würde es vorher diskutieren!)

Ich gratuliere Herrn GR Kenesei zu seiner Funktion. (Allgemeiner Beifall) 

Es gelangt nunmehr Postnummer 50 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7644 im 5. Bezirk, KatG Margarethen. 

Ich bitte Herrn GR Dr Mayer die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dr Alois Mayer: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Sie wissen, dass Sie als Erstredner 40 Minuten Zeit haben. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wieder einmal eine Volksgarage. Wieder einmal eine Parkzerstörung. Wieder werden die sozialdemokratischen Betonierer nach dieser Abstimmung die Oberhand gewinnen. Das kann man vorhersehen. Ich habe vor kurzem ein Leibchen von der Doris Bures gesehen, das man käuflich erwerben kann und auf dem gestanden ist: "Wir sind nicht Allesbetonierer." Na, wir werden sehen, ob hier alle Betonierer oder Betoniererinnen sind. 

Noch einmal ganz kurz: Die Volksgaragenpolitik kann man durchaus als ein Trauerspiel bezeichnen. Es ist die Geburt einer rot-schwarzen Koalition in Wien, wobei der Terminus Volksgaragen eigentlich AnrainerInnen- oder Anwohnersammelgarage heißen müsste, wie auch immer, da gibt es Unterschiedliches. Aber wenn man sich einmal anschaut, wie Volksgaragen ökologisch und ökonomisch aussehen oder welche Auswirkungen sie sozial haben, dann kommt man schon auf den Gedanken, das könnte durchaus eine griechische Tragödie und kein Wiener Trauerspiel sein. 

Zum Ökologischen: Bisher war es so, es gibt ja jede Menge Volksgaragen, dass man einfach drüberbetoniert hat. Mittlerweile ist man ein bisschen schlauer geworden und gibt für die Bäume 150 Zentimeter drauf, mit einer Trennschicht dazu, und glaubt, die Bäume werden dann schon wachsen. Mittlerweile hat sich herausgestellt, dass dort kein Grundwasseranschluss vorhanden ist und - ganz wichtig - diese Bäume die nächsten 200, 300 Jahre gegossen werden müssen. Das wird Kosten ergeben, die im Moment wahrscheinlich vernachlässigt sind, aber Faktum ist, keine grünen Wunderdinge, keine grünen Oasen, sondern bestenfalls eine Minioase aus zweiter Hand. 

Ein anderer Punkt, immer wieder, auch beim Bacherpark: "Regt euch nicht auf, es ist ohnehin ein Hartplatz dort!" - Das stimmt, es ist ein Hartplatz dort. Das Problem ist nur, den Hartplatz kann man halt ein Jahr lang nicht benutzen. Die Volksschulen, andere Schüler und Schülerinnen, Menschen, die dort wohnen, Kinder, die dort wohnen, müssen eben ein Jahr lang woanders hingehen, vielleicht auch eineinhalb Jahre lang. Kein Drama, weil die rote Stadtregierung hat eine Zwangsbeglückung vor und da müssen sie zwangsweise halt woanders hinfahren. Das ist überhaupt kein Drama, sagt die Stadtregierung und sagt der Herr Bezirksvorsteher Wimmer, der immer gern mit der Margarete, einer weißen Plastikmargarete am Revers, spazieren geht. (GR Heinz Hufnagl: Margarite!) - Herr Hufnagl, Sie kommen in meiner Rede eh vor, keine Sorge! Ehre wem Ehre gebührt, muss man natürlich sagen! 

Ökonomisch muss man sich anschauen, 30 Milli-onen EUR Förderung sind jedes Jahr aus der Stadtregierung vergraben. BürgerInnenbeteiligung und die Stadtdemokratie sind nur 1,4 Millionen EUR wert, wovon die Hälfte die Bezirke bezahlen müssen. Das ist dann ein Armutszeugnis. 

Wozu ist das eigentlich gut? Wer verdient an dieser Geschichte? Schaut man sich Projekte grundsätzlich an, landen sie hauptsächlich bei einer kleinen Gruppe von Betreibern: STPM, da hat die Gemeinde Wien 51 Pro-zent, die APCOA, beteiligt an der STPM, auch selber Betreiberin, CTF und der Herr Breiteneder mit seiner Firma. Diese haben immer wieder den Löwenanteil an dem Kuchen. Da muss man sich schon fragen. So etwas nennt man in der Ökonomie Oligopol und da gibt es durchaus Menschen, die das beherrschen. 

Wie gesagt, gut für die Betreiber, weil so eine tolle Garagenförderung mit bis zu, ich sage jetzt einmal, 21 000 EUR pro Stellplatz, gibt schon etwas her. Da kann man schon einiges ganz gut verdienen. Auf unseren alten Slogan "Volksschulen statt Volksgaragen" bezogen, kann man sich jetzt ausrechnen, wie viele Volksschulen, wie viele Sozialeinrichtungen, wie viele, sage ich jetzt einmal, grundsätzliche Verbesserungen der Natur für 30 Millionen EUR jährlich möglich wären. Jede Menge! Da hätten wir wahrscheinlich weniger Probleme mit Kürzungen im Sozialbereich, wenn die Garagenförderung zumindest zur Hälfte in Sozialprojekte ginge. 

Die Stadt Wien braucht das nicht. Auch BürgerInnenbeteiligungen brauchen das nicht. Frauenprojekte brauchen das auch nicht wirklich, weil offensichtlich Garagen Nummer eins bei der Stadt Wien sind. Die ÖVP unterstützt das. Die FPÖ hat auch nichts dagegen. Wunderbar! Nur die GRÜNEN haben immer etwas gegen Garagen. 

Überlegen wir uns einmal, was bei einer solchen Garage sozial wichtig ist. Wichtig ist, ein Betreiber bekommt öffentliches Gut, darf es benutzen und wenige bekommen einen Garagenplatz für zehn Jahre gutes Geld, ich sage jetzt einmal 73 EUR, und nach zehn Jahren wird der Preis sowieso auf den ortsüblichen Preis hinaufgeschnalzt werden und außer diesen 200 Besitzern, denn meistens sind es Besitzer, weil die Autos meistens Männern gehören und auch von Männern betrieben oder gefahren werden, haben alle anderen im Grätzel rundherum Lärm, Gestank, keinen Park, keinen Hartplatz und müssen ein Jahr lang in eine Baugrube hineinschauen. Wenn man sich das überlegt, bekommen manche ganz viel und alle anderen haben beim Kartenspiel eine ganz schlimme Karte in der Hand, also eher den Schwarzen Peter, vielleicht auch den Roten Peter, wie auch immer. Faktum ist, die Leute rundherum sind bedient, wie man so schön sagt. 

Wie schaut das im Bezirk aus? Der Bezirk oder in dem Fall die Bezirke werden beglückt. Meines Wissens funktioniert das so, dass der Herr Theuermann über die Landkarte Wiens turnt und sagt, dort und dort braucht er eine Garage und seine 50 000 Stellplätze in dieser Legislaturperiode müssen ja irgendwoher kommen. Die Betreiber sind dann diese und jene und der Bezirk bekommt eben seine Volksgarage, in dem Fall meistens mit einer Oberflächengestaltung, die man als 08/15 bezeichnet. Darüber gibt es einen festen Park, dort wird etwas gemacht und den Rest kann sich der Bezirk schließlich irgendwie selbst zusammenstricken. 

Der Herr Bezirksvorsteher Wimmer war immerhin so freundlich und hat gemeint, die Bürgerinitiative kann bei der Oberflächengestaltung mitreden. Ich meine, interessanter wäre gewesen, wenn er gesagt hätte, sie dürfen noch mitbezahlen, weil Geld dafür wird er wahrscheinlich wenig haben, weil sein Bezirksbudget kein opulentes ist. Das wissen alle, die jemals in den Bezirken in Finanzausschüssen gewesen sind. Die Bezirke haben wenig Geld und so schauen auch die Oberflächengestaltungen aus. Schönstes Beispiel: Dornerplatz, eine Betonwüste. Oder eine nette Geschichte: Volksgarage im 1. Bezirk, zufälligerweise unter einem Hotel. Oder eine andere Volksgarage: Möglicherweise unter dem Neuen Markt. Dort wohnt wahrscheinlich das arme Volk des 1. Bezirks. Oder die vielgerühmte Garage im 16. Bezirk, die mir Herr Theuermann immer als leuchtendes Beispiel für eine ökologisch gelungene Oberflächengestaltung darstellt. Wenn man sich die Garage einmal anschaut, ist die Oberfläche so, dass es dort eine Asphaltwüste mit ein bisschen Schaugrün, ein paar Bäumen, ein bisschen Spielplatz und ganz viel Ausstiege aus der Garage gibt, also eine wunderschöne Oberflächengestaltung!

Das macht jeden Architekturpreis auf der ganzen Welt, kriegt sicher einen Platz, und zwar den letzten. Macht nichts, hat viel Geld gekostet, bringt ganz wenig Geld und das vor allem, das Geld, das wenige, bringt dem Bürger nämlich gar nichts, ganz im Gegenteil, denn das viele Geld rinnt in die Kassen von wenigen Betreibern. 

So, und jetzt natürlich treten Sie auf den Plan und sagen, ja die GRÜNEN; die haben immer was gegen Garagen, die sind autofeindlich, mit dem Fahrrad wollen sie immer fahren oder nur zu Fuß gehen. Wenn man sich aber den Masterplan Verkehr anschaut, so stehen ja da interessante Thesen drinnen. Unter anderem Rückbau an der Oberfläche, ein Drittel in der Peripherie und 1:1 im Stadtzentrum. 

Interessant ist, dass offensichtlich Wien kein Stadtzentrum hat, weil alle Garagenprojekte, die im Stadtzentrum gebaut werden, haben keinen 1:1 Rückbau. Also Wien ist die einzige Weltstadt oder Umweltmusterstadt ohne Stadtzentrum, weil da gibt es keinen Rückbau. Denn sowohl bei der Volksgarage des Herrn Breiteneder beim Robert-Stolz-Platz hat es kaum einen Rückbau gegeben und, jetzt sage ich einmal, in Zentrumsnähe Bacherpark gibt es ganz sicher keinen 1:1 Rückbau. 

Kollege Schuster, Sie werden mir Recht geben, es gibt keinen, sondern der Herr Theuermann tritt auf den Plan und sagt, das muss man mit den Bezirken aushandeln, außerdem ist das ja nur eine Kann-Bestimmung, weil die Bürger, Sie wissen ohnedies, die Bürger, die brauchen einfach (GR Heinz Hufnagl: Auch!) Stellplätze. 

Dass man zum Beispiel, wenn man die Stellplätze vermehrt, die Autos vor Ort auch vermehrt, auf die Idee ist offensichtlich noch niemand gekommen. Das kann man sich aber anschauen – Masterplan Verkehr – gute Lektüre, schauen Sie sich das in Ihrem eigenen Masterplan an. Da steht das nämlich drinnen, und es steht drinnen in der Kritik des Rechnungshofes an der bisherigen Stellplatzpolitik der Stadt Wien. Da steht drinnen "... Lebensmöglichkeiten haben sich nicht wirklich verbessert, weil praktisch Rückbauten nicht stattgefunden haben."

So ist es, mehr Autos, mehr Stellplätze, mehr Gestank, schlechtere Luft, mehr Lärm, für alles das ist die SPÖ zuständig. Also man könnte jetzt sagen, eine Lärmerzeugerpartei, LärmerzeugerInnenpartei. 

Jetzt noch einmal: Ich hatte ja letzte Woche das Vergnügen, mit dem Umweltausschuss in mehrere europäische Länder zu kommen und da waren wir unter anderem auch in Stockholm, der Kollege Hufnagl war dabei, und dort wurde uns erklärt, wie Verkehrsvermeidung funktionieren kann, und zwar mit Hilfe einer Stau-Maut. Wir haben gesagt City-Maut, es ist aber eine Stau-Maut. Eine Stau-Maut gibt es übrigens auch in London, in Oslo, in München wird sie diskutiert, aber in Wien sagen wir ganz klar, wurscht, die brauchen wir nicht, wir haben ohnedies die Parkraumbewirtschaftung. 

Jetzt frage ich mich, warum haben wir die Parkraumbewirtschaftung, wenn sie nur bis um 8.00 Uhr abends geht und nachher gibt es keine. Und dann wird immer gesagt, wir haben ja ein Gesetz, das kommt jetzt im Herbst. Das kommt schon seit zwei Jahren und jetzt kommt es vielleicht wirklich. Und zwar wird es dann rund um die Stadthalle eine Parkraumbewirtschaftung geben. Da wird dann natürlich das Wunderding erfunden, und das kommt dann alles so. 

Noch einmal: In London gibt es meines Wissens keine konservative Stadtregierung, in Stockholm gibt es eine rot/rot/grüne Stadtregierung, in Oslo gibt es eine rote Stadtregierung und in München ist meines Wissens nach nicht die FPÖ an der Macht, sondern irgendeine andere Partei. Sie heißt glaube ich SPD. Die haben dort auch durchaus diskutiert und man kann im Internet die Diskussion verfolgen, wie Verkehrsvermeidung funktioniert und wie es den Leuten vielleicht besser gehen könnte.

In Wien ist es so: Kaum wird davon geredet, dass ein Außenbezirk die Parkraumbewirtschaftung eingeführt hat, oder dass sie eingeführt wird - in dem Fall kurz vom 15. Bezirk - bekommt die Stadtregierung sofort Knie-schnaggeln und der ÖAMTC hat sich in der Zeitung ein bisschen gewunden, und schon hat man alles abgeblasen. Also noch einmal wie gesagt, mehr Mut.

Der Mut hat allerdings die Stadtregierung schon verlassen, weil beim Masterplan Verkehr hat man das Kapitel über mögliche Verkehrsvermeidung einfach aus dem Text heraus gestrichen und gefunden, das brauchen wir ohnedies nicht. Wir wissen, wie es geht, wir haben immer Recht, weil wir haben eine absolute Mehrheit, darum müssen wir Recht haben. So viel übrigens nur zu meinen Erfahrungen auch durchaus während der Ausschussreise, da ist mir ohnedies immer gesagt worden, wir haben Recht und die Absolute. Also, deswegen sage ich ja: Aus dieser Erfahrung denke ich mir, die SPÖ braucht 49 Mandate und nicht 52. (Von der Zuschauergalerie ertönen Trommelschläge.) Das würde ich mir beim nächsten Gemeinderat wünschen, das ist mir ganz besonders wichtig, und deswegen muss unser Projekt heißen Minus drei Mandate für die Sozialdemokratie. Das würde ausreichen, damit Sie keine Absolute mehr haben. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Jetzt noch einmal: Immer wieder werden uns Untersuchungen präsentiert und da wird drinnen geschrieben: 100,4 Prozent Auslastung, also 0,4 Prozent Überauslastung am Abend rund um den Bacherpark zum Beispiel. Untertags ist es ohnedies kein Drama, aber 100,4 ist die Auslastung. Das heißt, wir brauchen sofort eine Garage unter dem Park, es gibt ohnedies keinen anderen Park, nur mehr den Bacherpark, der geht noch. Da schmeißen wir die Bäume um, machen eine tolle Garage und dann wird alles besser, weil dann kommt das sozialdemokratische Paradies, oder eigentlich das Wimmer-Paradies. Eine Gasse hat er ja schon im 5. Bezirk, jetzt kriegt er noch das Paradies dazu, eine Garage, eine wunderschöne Volksgarage.

Eine zweite bekommt er auch noch, beim Klieberpark, dann hat er zwei wunderschöne Volksgaragen im Bezirk. 

Und Bürgerbeteiligung, Bürgerbeteiligung, Bürgerbeteiligung. Wenn man sich überlegt, wie war das mit der Agenda 21, der Bürgerbeteiligung und der Initiative Bacherpark: (Von der Zuschauergalerie ertönen wieder Trommelschläge.) Da war eine klare Aussage des Herrn Bezirksvorstehers, "Das hat in der Agenda 21, in der BürgerInnenmitbestimmung und –beteiligung nichts ver-loren, weil ich bin ich und ich entscheide.“ 

Das haben andere auch schon gesagt und haben dann vielleicht einmal Wahlen verloren, kann ja sein.

Gut. Jetzt zu der Untersuchung noch einmal zurück: Bei der Untersuchung ist es nämlich so, am Abend parken dort jede Menge Menschen aus der nahen Volkshochschule, die sind ein bisschen mitgerechnet worden. Es gibt in der Untersuchung keine Ausweisung, ob das nur Wiener Autokennzeichen waren am Abend oder waren da auch Leute ohne Parkpickerl dort, waren das Menschen aus dem Umland Wiens, es heißt einfach nur 100,4, also brauchen wir eine Garage. Und Hauptsache, viel Geld geht da hinein, ob es uns sozial und demokratisch besser geht, ist völlig egal. 

Noch einmal zurück: Der Masterplan Verkehr sagt, in Wien gibt es einen Personenbedarf pro Auto von 1,1 Personen. Das heißt, in einem von 10 Autos sitzen zwei oder mehr Leute drinnen und in den anderen neun Autos sitzt immer nur eine Person, aber die braucht einen Parkplatz. Was sagt uns die SPÖ darauf: Shell-Studie, Shell-Studie, Shell-Studie. Das sagt sie zwar nicht, aber sie sagt immer, die Shell-Studie, die vor kurzem präsentiert wurde - mit den Daten der MA 18 übrigens, aber das ist egal -, stimme nicht, weil sie von der Firma Shell ist. So kann man es natürlich auch sagen.

Wenn man sich aber die Realität anschaut im 5., im 6., im 7., im 8. und im 9. Bezirk und vor allem in den Gürtelbezirken, wo Sie uns permanent irgendwelche Volksgaragen androhen, so ist es immer genau das Gleiche: Ich habe jede Menge halbleere private Garagen - die übrigens auch mit 20 Prozent Garagenförderung gebaut worden sind - und ich habe immer ein Parkpickerl, das zu kurz greift, nämlich nur bis 20.00 Uhr, und ich will überhaupt keine Verkehrsvermeidung und ich will überhaupt keinen Rückbau an der Oberfläche, sondern so wie es der ehemalige Verkehrskommissionsvorsitzende vom 15. Bezirk zu mir gesagt hat, wir haben uns den 15. Bezirk angeschaut und überall, wo Schrägparken möglich ist, haben wir Schrägparken gemacht.

Der Herr Hartenthaler war ein bekannter Autofahrer offensichtlich, denn der 15. Bezirk und wahrscheinlich auch der 5. Bezirk sind überzogen mit Schrägparkplätzen. Vielleicht könnten Sie auch in Niederösterreich inserieren und sagen, bitte parkt eure Autos bei uns. Das wäre ja auch noch eine Möglichkeit.

Also, jetzt einmal zu den grünen Forderungen. Wir wollen grundsätzlich keine Garagen unter Parks. Wir wollen aber, wenn eine Garage geplant ist, und zwar egal wo, und zwar eine große Garage, AnrainerInnenbefragung haben. Der Terminus heißt: Volksbefragung.

Jetzt haben wir dazu auch einen Resolutionsantrag, den möchte ich noch vorlesen, mit einer sehr guten Begründung. Da steht der Beschlussantrag drinnen:

"Der Wiener Gemeinderat spricht sich für die Abhaltung einer Volksbefragung" – so heißt nämlich der Terminus – "gemäß § 112a der Wiener Stadtverfassung betreffend die Errichtung einer Volksgarage unter dem Bacherpark aus. Der Herr Planungsstadtrat Rudolf Schicker wird ersucht, die dafür notwendigen Schritte, unter Einbeziehung der örtlichen Bürgerinitiative gegen die Volksgarage unter dem Bacherpark, zu unternehmen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages."

Jetzt noch zu dem Punkt AnrainerInnenbefragung. Es ist ja eigentlich das Recht jedes Bezirksvorstehers, jeder Bezirksvorsteherin, eine AnrainerInnenbefragung zu einem Thema durchzuführen, und da gibt es gute Beispiele, sozialdemokratische Beispiele. Und zwar hat sich der Herr Bezirksvorsteher Hohenberger aus dem 3. Bezirk immerhin getraut, eine AnrainerInnenbefragung, gemeinsam konzipiert mit der lokalen Bürgerinitiative, durchzuführen, und die Garage wurde abgelehnt.

Die Frau Bezirksvorsteherin Kalchbrenner hat mir versprochen, auch allen gesagt und auch öffentlich mitgeteilt, sie werde beim Schützplatz für die Volksgarage eine Informationsveranstaltung machen und dann dort eine AnrainerInnenbefragung durchführen im Umkreis von 300 bis 500 Metern, aber das ist noch nicht ganz heraußen. 

Früher hat es auch schon AnrainerInnenbefragungen gegeben. Eine für eine Garage unter dem Esterhàzypark und eine im 18. Bezirk, für ganz Währing, und zwar für die Schubertpark-Garage. Das heißt, vier Bezirke haben sich eigentlich schon getraut, ein fünfter, nämlich der grüne Gemeindebezirk, nämlich der grün-regierte Gemeindebezirk Neubau, hat vor kurzem ein Konzept vorgelegt, das ich Ihnen allen noch einmal in Erinnerung rufen möchte. 

Und zwar geht es zunächst einmal darum: Zuerst informiert man, dann diskutiert man und dann stimmt man darüber ab. Im 5.°Bezirk hat man das nicht gemacht, im Fünften hat man zuerst abgestimmt, dann hat man die Diskussion verhindert und dann hat man die AnrainerInnenbefragung auf Eis gelegt. Das sind drei verschiedene Sachen. 

Es gibt nämlich einen grünen Antrag, der von der ÖVP unterstützt worden ist und der liegt im Keller vom Kollegen Wimmer im 5.°Bezirk und wartet dort, bis das Jahr 3000 gekommen ist. Dann entdecken sie ihn und dann kommt er in ein Museum, mit einem Fragezeichen, weil niemand weiß, was das war. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Okay, also noch einmal, die museale AnrainerInnenbefragung im 5. Bezirk wird offensichtlich nicht stattfinden, weil der Kollege Wimmer die Reihenfolge verwechselt hat. Also noch einmal: Zuerst Information, dann Diskussion und dann AnrainerInnenbefragung. Das heißt, das ist Demokratie, Kollege VALENTIN, denn Sie dürfen ohnedies dann nach mir reden. Demokratie, ich weiß ohnedies genau, ja, ja, du kannst eh gerne, genau. (GR Godwin Schuster: Ich wünsche es mir, im 7. Bezirk am Spittelberg sollte eigentlich der Blimlinger das machen!) Er wird es ohnedies machen, aber zuerst einmal ist euer Wimmer dran im 5.°Bezirk, aber der macht es ganz sicher nicht, (GR Godwin Schuster: Wird er gerne!) der geht mit seiner Plastikmargarete spazieren und hat einen Antrag im Keller liegen, den er nimmer findet. So schaut es nämlich aus, Kollege Schuster. Wahrscheinlich hat er ihn gar nicht mehr, der ist im Rundordner gelandet, wo solche Anträge über demokratische Geschichten ... (GR Godwin Schuster: Wir haben zweimal mehrheitliche Anträge gestellt!) Ja, Kollege Schuster, ich war jetzt auf einer Ausschussreise, da habe ich eine tägliche Schulung bekommen über “wie ist die Demut der Sozialdemokratie“, (GR Godwin Schuster: Neubaugasse!) und da hätte ich gerne gehabt, dass Sie mitfahren. Wirklich, das war politische Bildung vom Feinsten. Also, vielleicht habe ich heute noch Gelegenheit, in einer Replik auf andere Menschen ein bisschen was zu erzählen, wie das so war. Aber das werden wir schon sehen.

Also, je nach dem, ich hatte das Vergnügen. Begonnen hat es im Autobus zum Flieger und aufgehört hat es beim letzten Essen. Das war eine Supersache, wie die SPÖ vor hat, Wien zu regieren. Und ein schönes Zeichen haben wir heute gehabt mit dem Strategieplan. Den kann ich mir vom Internet als Ergebnis runterladen, wenn ich heute nicht da bin, sensationelle Demokratie. (GR Godwin Schuster: Wir haben nur gesagt, was wir zu sagen haben!) 
Liebe Leute, zurück auf die Schulbank, so geht Demokratie nicht, das ist autoritäres Regieren, Josefinismus heißt die Debatte, und ist in Wirklichkeit sozialdemokratisches Credo. Von der Wiege bis zur Bahre wissen wir, wie es in Wien geht. Das ist immer das Gleiche. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Also, noch einmal zurück. Es heißt Information, dann heißt es Diskussion und dann heißt es AnrainerInnenbefragung. Und genau so werden wir es im Siebenten machen und ihr werdet das machen, was ihr immer könnt, ihr werdet darüber fahren. Mit dem Traktor und dem Bagger werdet ihr drüberfahren - die motortechnisch entsprechende Gerätesprache - ihr werdet uns das vorführen, und wenn ihr dann gewonnen habt, geht ihr das Gleiche in der Lobbau an mit uns, ihr seid Weltmeister. 

Bitte, noch einmal zurück, der Herr Bundeskanzler Sinowatz hat einen weisen Ausspruch getan, es ist alles so kompliziert, und er war aber auch sehr, sehr weise, das glaube ich wirklich, Nachdenkpause war die Geschichte bei Hainburg, nicht die Gendarmen sprechen lassen mit Knüppel aus dem Sack. Das ist ein wichtiger Unterschied, Kollege Schuster. 

So, jetzt noch einmal zurück zu meinem Skate sozusagen. Noch einmal zurück, Garagen unter Verkehrswegen: Sie wollen immer wissen, im 7.°Bezirk soll ja eine Garage unter der Burggasse kommen. Nun, wie gesagt, die drei Worte Information, ... (GR Godwin Schuster: Vier Parteien haben das nicht akzeptiert!) Ja ja, genau, der Kollege Hustinak hat nicht einmal die Zahlen lesen können. Soll ich Ihnen einmal etwas sagen, der Kollege Hustinak hat gesagt, 20 000 kostet ein Stellplatz unter der Straße. Er hat nicht einmal das Papier gelesen vom Kollegen Theuermann und vom Rosinak, da steht nämlich auch noch plus 10°000 EUR pro Laufmeter. Das hat er vergessen, er hat offensichtlich nur die erste Seite gelesen und nicht die anderen siebzehn. Wurscht wie, der Kollege Hustinak ist ein bekannter Leser, aber es gibt einfach manchmal mehr als die Seite eins. So ist es, es gibt einfach auch noch andere siebzehn Seiten, und dort steht das drinnen. So, ganz egal, macht nix, wie gesagt noch einmal. 

Und jetzt kommen wir zur tollen Volksgaragensubvention. Sie glauben, wenn man sich das ausrechnet und sich ausrechnet, mit wie viel ein Stellplatz subventioniert wird, dann denke ich mir, ich hätte gerne, dass ihr so viel Geld ausgebt für sozialen Wohnbau, denn da hätten wir dann nämlich doppelt so viele Wohnungen, da gäbe es nämlich überhaupt kein Problem, weil nämlich euch dieses Blechkisterl einfach doppelt soviel wert ist wie sozialer Wohnbau. Das muss man sich einmal geben, 30 Millionen Förderung, jedes Jahr kommt irgendwie das Projekt Goldesel, da wird ein bisschen ausgestreut unter den 5 oder 6 Garagenbetreibern und schon werden die Schatullen geöffnet, und dann wandert es in die Kassa des Garagenbetreibers. 

Also, noch einmal. Wir wollen, vor Volksgaragen sollen endlich soziale Projekte damit finanziert werden, Gesundheitsprojekte, besserer Umweltschutz, mehr Öffis und dass endlich einmal aufgehört wird mit dieser wirklich unnützen Zweckbindung auf Garagenbetreiber. (Beifall bei den GRÜNEN.)
So, noch einmal zurück zu Stockholm. Stockholm war eine nette Ausschussreise. Da wurde uns erzählt, wie so eine City-Maut, wie so eine Stau-Maut funktionieren kann. Und komischerweise ist der Bürgermeister kein Grüner, sondern ein Sozialdemokrat. Vielleicht haben wir ihn gewendet, kann ja sein. Faktum war, es war ein tolles Projekt. Das war zum Beispiel eine nette Geschichte, das schicke ich euch dazu, nämlich beim Strategieplan gebe ich den Plan von Stockholm mit, ich übersetze ihn euch auch vom Englischen ins Deutsche, dann könnt ihr euch das dann durchlesen, sensationelle Geschichte.

So, ein weiterer wichtiger Punkt ist die zeitliche und örtliche Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftungszone. Also, ich denke mir von 20.00 Uhr auf 22.00 Uhr traut ihr euch bei der Stadthalle, in allen anderen Bezirken nicht. Warum nicht? 

Glaubt ihr, dass ihr nicht mehr gewählt werdet, ihr habt ohnedies die Absolute im Sack, die FPÖ zerbröselt ja sowieso, oder nicht? (GR Godwin Schuster: Können Sie auch dazu sagen, wie Stockholm vorging, es war ja auf 13 Monate befristet!) Ja, also nachdem wir auf der Ausschussreise waren, hat mir ja der Vorsitzende und der Stellvertreter des Umweltausschusses immer gesagt, es ist wurscht, was wir machen, mehr oder weniger, wir machen eh gute Politik, und die FPÖ zerbröselt sowieso, deswegen ist es ja egal. 

Risiko, Mut zum Risiko, Kollege Schuster. Warum nicht ein bisschen mehr Mut oder nicht, es kann ja nicht sein, dass die Sozialdemokratie das Projekt volle Hose hat, das gibt es ja nicht. Also noch einmal, mehr Mut zu Politik und zwar zu einer BürgerInnenbeteiligung. 

So, noch einmal zurück. Herr Kollege Wimmer glaubt in Wirklichkeit, dass er mit der Bevölkerung Gewinnen und Verlieren spielen kann. Er glaubt in Wirklichkeit, die Welt ist ein Mensch Ärgere Dich Nicht, da würfle ich, und sein Würfel hat nur lauter Sechser und alle anderen haben nur Einser und Zweier. So ist es aber nicht, man kann durchaus eine Wahl verlieren, immerhin haben 5 Prozent der Margaretner und Margaretnerinnen für die Bürgerinitiative unterschrieben. Es könnte sich ausgehen, dass er dann keine Absolute hat und es vielleicht dann auch ein bisschen schwierig wird für ihn, oder nicht?

Also, wie gesagt, noch einmal: Margareten muss Landstraße werden, Margareten muss 7.°Bezirk werden, Margareten muss 14.°Bezirk werden, heißt die Devise. Vielleicht ist es ein bisschen übertrieben, wenn ich sage die Grünen sollen dort die Mehrheit kriegen, aber 14.°Bezirk, 3.°Bezirk, da wird abgestimmt, da wird AnrainerInnenbefragung durchgeführt, da wird Information gegeben und, wie gesagt, noch einmal, ich muss mir ja ein bisschen was aufheben für die Rede nach dem Herrn VALENTIN, aber noch einmal, wie gesagt, Information, Diskussion, dann demokratische Abstimmung. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Gerstl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Flächenwidmungsplan im 5.°Bezirk steht zur Diskussion, Hauptpunkt ist die Errichtung einer Volksgarage. Es war bereits im Jahr 1996, als der 5.°Bezirk in seinen Bezirksleitlinien auch Garagen für Margareten festgelegt hat, und es war dann auch die ÖVP/SPÖ-Regierung, in welcher Vizebürgermeister Dr°Görg den Vorschlag gemacht hat, Volksgaragen in Wien einzuführen, weil der Parkraum knapp geworden ist. Dank Frau Finanzstadträtin Ederer, ist dieses Programm auch sehr rasch umgesetzt worden. Ein Programm, das sehr erforderlich ist, weil die Mobilitätsszenarien für die kommenden Jahrzehnte eine, glaube ich, ganz eindeutige Sprache sprechen. Und es war ja auch der jetzige Verkehrsstadtrat Schicker, der diese Mobilitätsszenarien 2035 mit dem Universitätsprofessor von der Bodenkultur, Professor Sammer, und dem Auftraggeber, der Shell Austria, präsentiert hat. Aus dieser Studie geht sehr klar hervor, dass die Summe der zurückgelegten PKW-Kilometer in den nächsten Jahren um 90 Prozent zunehmen wird und der Anteil der Einwohner mit PKWs weiter enorm steigen wird, ganz konkret wird sich der Anteil in Wien um 35 Prozent erhöhen. Das heißt, 35 Prozent mehr Autos in Wien als heute. 

Weiters zeigt die Studie auf, dass wir mit einer enormen Straßenüberlastung, mit mehr als fünf Stunden in den nächsten Jahrzehnten rechnen müssen. Und das alles unter Einbeziehung des Masterplans Verkehr 2003, den wir hier im Vorjahr verabschiedet haben. Bei der Straßenüberlastung über zwei Stunden haben wir heute 279 km in Wien, die eine solche Straßenüberlastung aufweisen und sie wird im Jahr 2030 646 km betragen in Wien, das heißt eine Steigerung um rund 130 Prozent. Und wenn Sie sich das bildlich anschauen, (Redner hält eine Aufstellung hoch.) dann glaube ich, spricht das Bild eine ganz besonders deutliche Sprache. Sie sehen in diesem Plan nur mehr blaue und rote Striche und die bedeuten, dass man dort unter den derzeitigen Bedingungen mindestens vier Stunden oder über fünf Stunden Verkehrsbelastung haben wird. Das sollte uns Anlass geben nachzudenken. (GR Mag Christoph Chorherr: Garagen zu bauen wie jetzt schon!) Nachzudenken ganz konkret, wie wir dieses Mobilitätsszenario auch in Zukunft bewältigen können, und da ist es ja ganz besonders wichtig, dass wir nicht eine Linie fahren, die bedeutet, liebe Wienerin und lieber Wiener, du darfst dich mit deinem eigenen KFZ nicht mehr weiterbewegen, sonders dass es darum geht, dass Mobilität gefördert werden muss und es geht darum, um welches Ausmaß. Sie werden in mir nicht dieselbe Fundamentalposition finden, die Sie von den Grünen kennen. Im Grundsatz sind Sie aber sicherlich nicht überrascht, denn wir sind nicht grundsätzlich gegen Garagen, wir lehnen nicht grundsätzlich Garagen ab, so wie Sie das machen. Ich habe nämlich den Eindruck, Sie schieben manchmal den Bürger vor, indem Sie sagen, er ist jetzt in seinen Rechten verletzt worden, wenn die Garage kommt. Aber ich habe noch keinen Ausschuss erlebt, keinen einzigen Verkehrsausschuss erlebt, wo es um Flächenwidmung gegangen ist - und Herr Kollege Chorherr, da sind Sie meistens drinnen gesessen -, wo Sie sich in irgendeiner Diskussion wirklich intensiv damit auseinander gesetzt haben, warum Sie gegen die Garage sind, sondern sie haben zu jedem Flächenwidmungsplan, der vorgelegt worden ist, und wo eine Garage drinnen war, einfach gesagt, nein. Das ist derselbe Moment wie bei den Freiheitlichen, die machen das jetzt so, wenn in einem Flächenwidmungsplan ein Radweg drinnen ist, sagen sie auch grundsätzlich, nein. (StR Johann Herzog: Grundsätzlich!) Da unterscheiden wir uns in der Politik von Grün und Blau, von diesen fundamentalen Oppositionen. (StR Johann Herzog: Nicht überall!) Wir sagen, dort, wo es sinnvoll ist, soll eine gemacht werden, und dort, wo die Bürger eingebunden werden sollen, das ist uns ein ganz besonders wichtiges Kapitel. Denn es war auch Vizebürgermeister Dr Görg, der in seiner Amtszeit ... (Auf der Besuchergalerie ertönt lautes Pfeifen aus einer Trillerpfeife, es werden Transparente entrollt, eines davon wird in den Sitzungssaal geworfen.) Genau, ich danke Ihnen herzlich für das Plakat. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Ich fordere die Personen auf, sofort ihre Transparente einzurollen und sofort den Raum zu verlassen. Sie haben nicht das Recht, hier Transparente aufzuhängen. Ich bitte Sie, sofort zu gehen. Sie können nur oben sitzen und ruhig zuhören. Ich bitte sie, sofort den Raum zu verlassen, wenn sie hier pfeifen. (Das Pfeifen verstummt und einige Personen werden von der Rathauswache aus der Galerie geführt.)
GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Ich danke, das Plakat hat schon etwas Wichtiges gezeigt. Es geht darum, wie man mit dem Bürger in dieser Stadt umgeht. Und es war Vizebürgermeister Dr Görg, der als Erster die Bürgerbefragung eingeführt hat und er war derjenige, der versucht hat, diese Sachen mit den Bürgern zu diskutieren, aber wir haben jetzt das Gegenbeispiel. Bezirksvorsteher Wimmer musste mit den Stimmen der Opposition dazu gezwungen werden, überhaupt einmal mit Bürgern zu reden. 

Und da gibt es andere Beispiele: Wenn ich nur an den 14. Bezirk denke, wo es passiert ist, dass eine Bezirksvorsteherin, die der Mehrheitsfraktion angehört hat, gesagt hat, ich will mit den Anrainern reden, und sie hat sich dafür eine Schelte der eigenen Partei anhören müssen. Das kann es nicht sein, und das ist eigentlich die Fortsetzung dessen, was Sie zuvor mit der Präsentation des Strategieplanes aufgezeigt haben, nämlich einen Umgang mit den Menschen, wie er nicht würdig ist, sondern es geht darum, Projekte, die sinnvoll sind, auch gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern und nicht gegen sie durchzuführen. Aber es geht auch nicht darum, so wie die Grünen gesagt haben, einfach gegen ein Projekt zu sein, egal ob es sinnvoll ist oder nicht, denn Volksgaragen haben schon ihren Sinn, weil sie ermöglichen es, dass Bürgerinnen und Bürger, die nicht über die entsprechenden Mittel verfügen, auch einen Garagenplatz in der Stadt bekommen, der gefördert ist, den sie sich leisten können und der nicht nur auf Leute ausgelegt ist, die mehr Geld verdienen, sondern dass jeder in dieser Stadt auch einen Parkplatz bekommen kann. Das ist uns ein Anliegen und dafür setzen wir uns auch sehr ein. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben danach auch einen Antrag der Grünen zur Abstimmung hier liegen, wo unabhängig vom Inhalt eine Volksbefragung nach § 112 der Stadtverfassung verlangt wird. Was ich besonders bedauernswert finde, ist dass der Grüne Klub hier einen Antrag einbringt, mit dem er nichts erreichen kann, denn im § 112 der Wiener Stadtverfassung steht eindeutig, dass wenn man eine Befragung in einem bestimmten Stadtgebiet haben möchte, dann muss dieses bestimmte Stadtgebiet auch schon von einem Gemeinderatsbeschluss umfasst sein. Und das ist nicht ausgeführt, daher können sie formal nicht einmal einen tauglichen Beschluss herbeiführen. Jetzt weiß ich nicht, warum Sie das gemacht haben. Vielleicht nur, um den Bürgern zu zeigen, dass Sie für sie sind, aber in Wirklichkeit haben Sie einen untauglichen Antrag eingebracht, der gar nicht zum Ziel führen kann, oder Sie haben es einfach noch nicht gewusst, wie man wirklich einen Antrag nach der Stadtverfassung einbringt, aber da sollten Sie eigentlich in der Zeit, in der Sie jetzt schon im Wiener Gemeinderat sind, soweit sein, dass sie das in Zukunft nicht mehr falsch machen, wenn sie schon den BürgerInnen helfen wollen. (GR Godwin Schuster nicht zustimmend.)

Also, meine Damen und Herren, wir sind der Auffassung, dass wir noch viel mehr Park and Ride-Plätze und Volksgaragen in dieser Stadt benötigen würden, dass wir viel zu langsam sind, dass alle Studien auch zeigen, dass wir auf einen gigantischen Zuwachs an Kilometern auf PKW, am Individualverkehr und in der Mobilität verweisen können, dass es notwendig ist, die zusätzliche Motorisierung herunterzubringen, und dass solche Instrumente wie ein so genanntes Parkabgabengesetz, das Sie nun vorhaben, und aus dem Punkt Stadthalle daraus ein Gesetz für die gesamte Stadt zu schaffen, aus unserer Sicht absolut untaugliche Mittel sind. Denn Sie müssen es sich auf der Zunge zergehen lassen, mit diesem Parkabgabengesetz, wo Sie versuchen, für die Stadthalle ein gesetzliches Instrument nun in der Hand zu haben, mit dem Sie dann diesen Versuch in der Stadthalle machen können, mit diesem Gesetz schaffen Sie es, in ganz Wien eine Parkraumbewirtschaftung zu machen. Zu erhöhten Kosten nämlich noch, nicht zu denen wie heute, sondern Sie schaffen es in ganz Wien, dass man in ganz Wien pro halbe Stunde 1,50 EUR zahlt. 

Ja, meine Damen und Herren, das ist nicht unser Wunsch, das ist nicht das, was wir glauben, dass es die Bürger auch wollen, sondern ganz im Gegenteil. Sie werden sich damit auseinander setzen müssen, wenn Sie für die Stadthalle das machen wollen, das auch entsprechend zu definieren, dass Sie dann nicht so Allerweltsbegriffe in ein Gesetz hineinschreiben, die soweit ausgelegt werden können, dass sie das gesamte Stadtgebiet umfassen, sondern dass Sie sich wirklich mit den Anliegen der Bürgerinnen und Bürger befassen und dass Sie das vor allem von Bezirk zu Bezirk durchdiskutieren mit allem, wo Sie Erweiterungen, Änderungen oder Abänderungen durchführen wollen. Das wäre eigentlich etwas, wie man sich Politik in der Stadt vorstellt, wie man sich Politik für den Menschen vorstellt, wie man sich Politik mit den Menschen vorstellt. Aber all das ist nicht das, was Sie tun, sondern Sie zeigen die rote Karte oder Sie legen Strategiepläne auf den Tisch und legen einen Mantel darüber als Entwurf und glauben, uns alle für dumm verkaufen zu können. 

Das ist es nicht, meine Damen und Herren. Sie müssen endlich einmal einen Kurs machen und nachdenken, was bedeutet Demut, was Ihnen der Herr Bürgermeister gesagt hat. Und ich bin sicher, dass es auch nicht im Interesse des Bürgermeisters ist, dass der Strategieplan so besprochen wird, wie er heute besprochen worden ist, nämlich vor niemandem, in einem leeren Raum, wo niemand mehr da ist und vielleicht auch nicht besprochen wird in einem Bereich, wo auch keine Bürger da sind, dass mit dem Bürger nicht mehr diskutiert wird, sondern dass ihnen etwas Fix-und-Fertiges hingelegt wird. Das ist nicht die Art und Weise, wie Sie in Ihrer Politik in Zukunft erfolgreich sein werden. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das sieht man bei den Arbeiterkammerwahlen!) Und das sage ich auch nicht, weil ich nicht den Geringheitsanspruch habe wie die GRÜNEN, minus drei Mandate. 

Nein, nein, meine Damen und Herren, wenn wir in dieser Stadt wirklich mehr erreichen wollen, dann geht es darum, viel mehr zu reduzieren, viel mehr zu reduzieren, und da geht es darum, auch einmal hier in dieser Stadt ein Ende von 80 Jahren SPÖ‑Herrschaft zu setzen. Das ist einmal wirklich der Punkt, worum es geht und wo es einmal notwendig ist, auch eine andere Kultur in dieser Stadt herbeizuführen. (Beifall bei der ÖVP – GR Dr Kurt Stürzenbecher: 14 Prozent!) 
Und ich sage Ihnen, Herr Kollege Schuster, wenn Sie noch länger bei Wahlveranstaltungen als Schiedsrichter so herum laufen mit roten Karten, dann wird es Ihnen einmal so gehen wie es vielen Schiedsrichtern schon gegangen ist. Wenn Sie zu Unrecht rote Karten zeigen, dann werden Sie von den Wählerinnen und Wählern nicht mehr gewählt werden, sondern werden Sie aus diesem Gemeinderat hinaus gejagt werden. (Beifall bei der ÖVP – GR Dr Kurt Stürzenbecher: Bei den Arbeiterkammerwahlen, 14 Prozent!)
Und eine Europawahl dafür zu verwenden, Innenpolitik zu machen, das entspricht überhaupt nicht der Verantwortung einer Regierungspartei, Herr Kollege Schuster. Da sollten Sie zurücktreten als Regierungspartei und in die Opposition gehen. Da können Sie in solcher Form reden, aber nicht als verantwortungsvolle Partei. (Beifall bei der ÖVP – GR Godwin Schuster: Sozial, Realitätsgefühl!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Volksgaragen sind wichtig, Park and Ride‑Garagen sind wichtig und die Mittel, die Sie für die Parkraumüberwachung dafür eingenommen haben, sollten auch dafür verwendet und eingesetzt werden. 

Sie haben in den vergangenen Jahren, von 1993 bis 2003, zwischen 10 Millionen EUR und 42 Millionen EUR an Parkraumbewirtschaftungsgebühren eingenommen. Sie haben in den vergangenen 4 Jahren knapp 170 Milli-onen EUR - nur in vier Jahren - eingenommen, und in der parlamentarischen Anfragebeantwortung von Herrn StR Schicker weisen Sie diese 164 Millionen EUR als Ausgaben für 1993 bis 2003 aus. Das heißt, aus den Einnahmen von 11 Jahren haben Sie nur aus 4 Jahren die Einnahmen genommen, um Park and Ride‑Projekte und Garagenbau zu finanzieren. Ich frage Sie, was haben Sie mit den Einnahmen aus den restlichen Jahren getan, wo sind diese Mittel, die in den Garagenbau hineingehörten. Jetzt ist mir schon klar, ich ziehe noch ein Jahr ab für Personalkosten, weil die fallen da auch hinein, die müssten auch aus der Parkraumbewirtschaftung gezahlt werden, es bleiben aber noch immer Einnahmen aus 6 Jahren über. Was haben Sie mit den Einnahmen aus 6 Jahren Parkraumbewirtschaftung gemacht. Sie wurden offensichtlich nicht in Park and Ride-Projekte und in Garagenbauten, wie es die Zweckbindung vorsieht, hineingesteckt. Und das werden wir in der nächsten Anfrage noch einmal hinterfragen. Denn das kann es nicht sein, dass die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt für die Parkraumbewirtschaftung zahlen, dass sie aber keinen dementsprechenden Ausbau von Park and Ride-Plätzen, von Garagenplätzen und von öffentlichen Stellplätzen erhalten. Das kann es nicht sein, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Ein Letztes noch zum Umgang, zum persönlichen Umgang der Stadtregierung mit den Bürgerinnen und Bürgern. Garagengegner machen mobil, sie laden die Politiker der Stadtregierung und viele andere, Anrainer und Bewohner, ein, doch wer kommt nicht, der Verkehrsstadtrat. (GR Godwin Schuster: Das stimmt doch nicht, reden Sie nicht so!) Bitte, da gab es eine Versammlung, da waren nicht Sie dabei. Da gab’s auch ein Bild in der Zeitung, wo Herr Ing Theuermann in Ihrer Vertretung da hingeschickt worden ist, aber Sie selber sind nicht hingegangen, Herr Stadtrat. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Schauen Sie sich die Zeitungsberichte richtig an, dann werden Sie lesen, dass das sicher nicht eine Versammlung war, sondern dass im Rathaus beim Kollegen Theuermann die Unterlagen übergeben worden sind, weil er für die Garagen zuständig ist!) 

Dann lese ich Ihnen vor, “Wiener Zeitung“, 5.3.2004: “Aktuell verärgert sind die Garagengegner nicht nur über Verkehrsstadtrat Rudolf Schicker, der ihrer Unterschriftenübergabe am vergangenen Montag fern geblieben war, sondern auch ...“ Das heißt, Sie waren nicht anwesend. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sie reden von irgendwelchen Versammlungen!) Ich rede nicht von irgendwelchen Versammlungen. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sie haben gerade von einer Bürgerversammlung gesprochen, zu der ich nicht hingegangen bin!) Wenn die Bürgerinnen und Bürger dazu eingeladen haben und Sie nicht dazu gekommen sind, Sie können ja dazu stehen, Herr Stadtrat, ist ja kein Problem, (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Es war der zuständige Mann anwesend!) bei diesem Punkt waren Sie nicht dabei, ja, da waren Sie nicht dabei. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Richtig, weil Ing Theuermann zuständig war!) 

Herr Kollege Schicker, wenn das jetzt heißt, wenn Sie nicht hingehen, dann sind die Beamtenwege kürzer als wie wenn Sie hingingen, dann zeigen Sie das Versagen der Stadtregierung auf. Das heißt, es ist besser, Sie gehen nirgends hin, weil dann geht es einfach schneller in der Stadt. Das wird es ja wohl nicht gewesen sein, was Sie gemeint haben. (Beifall bei der ÖVP – Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sie stellen etwas dar, was nicht stattgefunden hat!) Herr Kollege Schicker, Sie müssen auch zur Kenntnis nehmen, dass auch Ihre Partei in Ihrem Bezirk, in dem rot dominierten Bezirk Margareten, auch mit den Stimmen der Opposition überstimmt werden musste. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Dass Sie die Dinge verdrehen, das stimmt!) Anders wäre es gar nicht möglich gewesen, dass man den Antrag überhaupt in eine Bezirksentwicklungskommission bringt und dort auch über Bürgerbefragung diskutiert, sonst hätten Sie nämlich mit einer Mehrheit sozusagen auch den Antrag auf Bürgerbefragung im Bezirk umgebracht. Sie, jetzt Sie als Partei SPÖ und nicht Sie persönlich, das nehme ich an, das haben Sie auch verstanden.

Meine Damen und Herren, Sie müssen auch zur Kenntnis nehmen, dass Sie auch einen Garagenbau nicht in dem Sinn in der Stadt machen können, dass Sie sagen, Sie bauen 200 Stellplätze auf einem Fleck und gleichzeitig reduzieren Sie auf der Oberfläche auch 200 Stellplätze. Ja, das ist nicht die Form, meine Damen und Herren, wie wir uns vorstellen, wie man zusätzlich Stellplätze in Wien schafft, das kann es sicherlich nicht sein, oder dass das Ihre Maßgaben sind. Okay, wenn es nicht 1:1 ist, aber mindestens ein Drittel müssen wir schon reduzieren, und da machen wir jetzt die Vorgabe, damit wir ja an der Oberfläche die Stellplätze verlieren. 

Da wollen Sie den GRÜNEN entgegen kommen, aber Sie helfen ihnen auch nicht. Sie haben sie sowieso als Gegner beim Garagenbau und es nützt Ihnen nichts, wenn Sie ihnen bei ihrer Forderung auf 1:1 Stellplatzreduzierung auf der Oberfläche entgegen kommen. Das schadet nämlich nur wieder den Bürgerinnen und Bürgern, die damit wieder weniger Stellplätze haben.

Meine Damen und Herren, ich glaube, Garagen sind in Wien notwendig, sie müssen noch viel schneller gebaut werden. Ich fordere Sie auch auf, dass Sie die Mittel, die Sie für den Garagenbau erhalten haben, auch umfassend und zur Gänze in Wien einsetzen und dass es zu keinen weiteren Verzögerungen kommt beim Ausbau von Garagen und von Stellplätzen in dieser Stadt. Ich danke Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! 

Dem vorliegenden Flächenwidmungsplan werden wir zustimmen, wir haben das ja auch bei der Bezirksvertretung getan. Wir werden aber auch dem Garagenbau zustimmen. Allerdings bitte, zu den Bedingungen, wie sie in der Bezirksvertretung Margareten, auf Grund nicht zuletzt freiheitlicher Anträge auch beschlossen wurden. Ich verstehe natürlich, dass die betroffenen Bürger über die Tatsache, dass sie natürlich jetzt über längere Zeit mit Baulärm und anderen Dingen gequält werden, nicht glücklich sind, aber ich glaube, wenn man Bedingungen schafft, dass der Bau so zu gestalten ist, dass er zuträglich gemacht wird, wird man damit leben können.

Ich glaube allerdings auch, dass ein bisschen ein Rückblick notwendig ist, um das Schwanken und die verschiedenen Meinungen der GRÜNEN zum gleichen Thema Bacherpark etwas anzusprechen. Die Drehungen und Wendungen der GRÜNEN sind nämlich mehr als deutlich. 

1996 die Leitlinien - sie wurden schon angesprochen - der Bezirksentwicklung, die ja doch eine langfristige Planung des Bezirkes umfassen und somit nicht etwas sind, was man nach 2, 3, 4 oder 5 Jahren wieder ad acta legen sollte. Diese langfristigen Wünsche des Bezirkes haben in Bezug auf Garagenprojekte gelautet, dass man drei Projekte unterstützen soll. Die Garage Hundsturm, die es schon gibt, den Klieberpark, der im Entstehen ist und wo gerade auch eine Bürgerversammlung stattgefunden hat, die sehr erfolgreich verlaufen ist und wo es sehr wohl zu einer Aussprache und auch zu einem Abbau von Meinungsverschiedenheiten zwischen Betreibern und den Bürgern gekommen ist, und eben die Garage Bacherpark. 

Die Leitlinien, das möchte ich feststellen, sind sehr wohl mit Zustimmung der GRÜNEN wie auch mit Zustimmung aller anderen Parteien erfolgt. Somit ist also diese Vorgangsweise eine einstimmige im Bezirk gewesen. Der Bacherpark selbst ist, was die gegenständliche Flächenwidmung betrifft, allerdings ohne die grünen Stimmen, mit Stimmen der anderen Parteien erfolgt. Allerdings, 2001 hat es diese schon angesprochene Stellplatzerhebung rund um den Bacherplatz von Rosinak gegeben und es wurde eben, auch wenn es dem Herrn von den Grünen nicht so richtig gefällt, eine mehr als hundertprozentige Überparkung festgestellt, die natürlich tagesmäßig sehr unterschiedlich ist, Herr Kollege, keine Frage, aber alles in allem immer nur eine sehr dichte ist, darüber brauchen wir gar nicht reden. Und auf Basis dieser Erhebung hat die Bezirksvertretung, und zwar der zuständige Bezirksentwicklungs- und Verkehrsausschuss einstimmig, also auch mit grünen Stimmen, sehr wohl diesem Projekt Bacherpark zugestimmt, allerdings um kurze Zeit darauf, nämlich in der ersten BV 2002 da wieder eine grün-alternative Gegenmeinung zu entwickeln. Das heißt, in dieser Frage haben die Grünen schon einige Volten vorwärts und rückwärts geschlagen, und zwar eigentlich sonder Zahl.

Was nun die Sache selbst betrifft, möchte ich feststellen, die Bauzeit wird zirka ein Jahr umfassen. Gedacht ist an eine gedeckte Bauweise, das heißt also, dass der Innenbau untertags zu erfolgen hat, womit die umwohnende Bevölkerung doch deutlich geschont wird. Die ungedeckte Bauweise, das heißt die offene Baugrube, wird in etwa, wenn die Planung so ungefähr wie vorgesehen stattfindet, von Herbst 04 bis zum Frühjahr nächsten Jahres dauern, das heißt zirka ein halbes Jahr. Sicherlich, genügend Lärm für die Anrainer noch immer, aber dessen ungeachtet eine Vorgangsweise, die die Dinge ziemlich kurz halten will. Dann, was den Bauplatz selbst betrifft, umfasst er nur die Hälfte des Bacherparkes, möchte ich feststellen, und berührt nur die Flächen, die Spiel- und Sportplätze sind. Der Park - entgegen den Feststellungen des Herrn Maresch - bleibt unberührt und unbeschädigt. Es werden auch nur zwei Bäume gefällt und nicht mehr, das ist festgestellt worden, und hier gibt es sicher Ersatzpflanzungen. Und es gibt erfreulicherweise auch grüne Zustimmung zu Anträgen der Bezirksvertretung, die sich genau mit diesem Thema beschäftigen. Daher sind das Falschmeldungen der Grünen, die in der Öffentlichkeit verbreitet werden, um Umruhe zu stiften und die allgemeine Ablehnung von Garagenprojekten überhaupt der Grünen zu untermauern. Sonst taugen diese wohl nicht. (Beifall bei der FPÖ.) 
Die Finanzierung erfolgt nicht aus dem allgemeinen Steuertopf, auch das wurde von den Grünen in den Raum gestellt, sondern aus den eigentlich zweckgebundenen Mitteln der Parkometerabgabe. Allerdings, wie wir gehört haben und wie wir wissen, gibt es hier ganz offensichtlich offene Fragen, die zu beurteilen sind, wo die Fragen gestellt werden müssen, wo wir Antworten hören wollen, was mit dem Geld eigentlich geschehen ist und wofür es verwendet wurde und wie viel davon in den eigentlich vorgesehenen Zweck hineingeflossen sind. Dass natürlich eine vierzigjährige zinsenlose Darlehensgewährung eine sehr, sehr positive und sehr, sehr günstige Art der Finanzierung ist, das wissen wir. Dessen ungeachtet stimmen wir diesen Garagenbauten zu, schlicht und einfach deswegen, weil wir sie brauchen. Und immerhin, wir brauchen sie, das ist gar keine Frage, Herr Kollege, und immerhin gibt es die Verpflichtung, Dauerparkplätze zu schaffen, die zu günstigen Preisen um 73 EUR oder 72 EUR, also zirka 1 000 S, angeboten werden. Und ganz überwiegend sind diese Dauerparkplätze in der Zahl auch, ich glaube 15 Prozent, für die anderen Kurzparker vorgesehen. Auch hier liegen also Fehlmeldungen der Grünen deutlich vor. Was nun die Bürgerbeteilung betrifft, Herr Kollege, Ihr Antrag ist offensichtlich unvollständig und ich weiß nicht, ob er zur Abstimmung kommen wird. Aber in der Bezirksvertretung hat es ja eine ganze Reihe von Initiativen gegeben, die meistens oder fast immer mit Zustimmung der Grün-Alternativen erfolgt sind. Es gibt einen 4°Parteien-Antrag auf Grund freiheitlicher Anregung, dass, sobald Planstudien vorliegen, eine Bürgerversammlung stattfinden soll. Der Klieberpark hat, wie gesagt, bereits stattgefunden und war eine sehr erfolgreiche Veranstaltung. Informationen und Anregungen sind gemacht worden und wurden auch aufgegriffen. Auch das ist also von der Bezirksvertretung gemeinsam mit den Stimmen der Grün-Alter-nativen beschlossen worden. Es hat dann eine Reihe von freiheitlichen Anträgen gegeben, die also die Zustimmung aller Parteien, also auch der Grün-Alternativen gefunden haben, genau dieses Gebiet betreffend. Es geht um die Spielplatzersatzflächen, die geschaffen werden müssen, weil eben ein Kinderspielplatz betroffen ist, der eine Ausweiche bekommen wird, es geht um die Ein- und Ausfahrten der künftigen Garage, die also nicht in die Wohnstraße gelegt werden sollen, sondern in die Arbeitergasse, es geht darum, dass die Errichter der Garage und die Bauführer mit der Schonung der Bäume beauftragt werden und dass für eine ausreichende Erdbedeckung zu sorgen ist, um also praktisch im Oberflächenbereich die Grünpflanzen und die Grünpflanzung zu ermöglichen und zu sichern. 

Hier scheitern - das habe ich schon gesagt - die Ersatzpflanzungen für die Baumfällungen, das sind ganze zwei. Es soll also nicht irgendein Strauch sein, sondern ebenfalls ein Baum mit mindestens 30 Zentimeter Umfang und die Oberflächengestaltung ist ganz besonders wichtig und soll und muss gemeinsam mit den Anrainern gestaltet werden, das ist was Wichtiges. Und weiters, das Wichtige und fast Wichtigste daran, die Oberflächengestaltung, hat also vor dem Innenausbau der Garage zu erfolgen, das heißt also gedeckelte Bauweise und diese gedeckelte Bauweise dient dem Bürger der Umgebung, dass er vom Lärm die längste Zeit befreit sein wird und ich darf zu meiner Freude feststellen, dass die Grünen hier voll zugestimmt haben, und daher offensichtlich unterschiedliche Meinungen zu diesem Thema in dieser Fraktion existieren. Die Mitgestaltungsmöglichkeit für die Bürger und für die Bevölkerung könnte und kann weitestgehend Schutz bieten und ich glaube auch, unnötige Belastungen während der Bauzeit vermeiden, wenn im Magistrat entsprechende Vereinbarungen und ein entsprechendes Festhalten an diesen Beschlüssen bei den Verhandlungen mit den Bauträgern erfolgt, beziehungsweise entscheidend wird natürlich auch sein, dass eine entsprechende Kontrolle gewährleistet, dass die Dinge, die beschlossen und so ausgemacht sind, auch eingehalten werden. 

Ganz allgemein, wie heute schon gesagt, der Garagenbau wird auch in Zukunft ein ganz, ganz wesentlicher Teil der Verkehrspolitik sein, wir werden in Wien ohne den sicher nicht auskommen. Der Herr Kollege hat ja bereits die Mobilitätsstudie genannt, ich brauche sie ja nicht weiß Gott wie wiederholen, ich darf nur feststellen, dass alleine, was die Verkehrsmengen betrifft, die Verkehrsleistung des PKW-Verkehrs von heute 45 Milli-onen PKW pro Werktag um 91 Prozent auf 86 Milli-onen PKW ansteigen wird und dass auch die Verkehrsentwicklung im Untersuchungsgebiet, also von Wien, in Bezug auf Österreich und die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union und der Schweiz um ein Drittel zunehmen wird und mit dem Planungsgebiet von Wien, der Slowakei und den neu beigetretenen Mitgliedsländern mit einer Verdreifachung zu rechnen sein wird. 

Wie man hier glaubt, ohne eine geordnete Garagenpolitik auskommen zu können, ist also etwas, was mir völlig unverständlich ist. Ich glaube, wir müssen jetzt und hier für eine Zeit vorsorgen, die vor uns liegt. Wenn wir es jetzt nicht machen, werden wir in kurzer Zeit in irgendwelchen verkehrschaotischen Verhältnissen ersticken. Auch wenn wir uns bemühen werden, dass die Szenarien, die also in dieser Studie 2035 genannt wurden, nicht in dem Ausmaß eintreten, müssen wir davon ausgehen, dass sie zu einem Teil auf alle Fälle Wirklichkeit werden und daher ist letzten Endes der Dauerkrieg der Grünen gegen den motorisierten Individualverkehr sicherlich ein falscher Weg und auch ein fruchtloses Begehren.

Wir Freiheitliche stimmen, wie gesagt, dem Tagesordnungspunkt zu. (Beifall bei der FPÖ) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR VALENTIN hat sich zum Wort gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Ich denke mir, das Besprechen von Sachthemen, von Entscheidungen, die die Bevölkerung betreffen, das ist schon wert, emotional zu sein, das ist schon wert, einen Wettstreit der besten Ideen aufeinander prallen zu lassen. Ich denke mir aber doch - und das ist mir in der Tat ein persönliches Anliegen -, dass das Abwägen von Argumenten, das Gegenüberstellen von Programmen, von Zielsetzungen sicherlich auch einer sachlichen Diskussion bedarf und ich halte in der Tat nichts davon, wenn Debatten dann in schauspielerische Aktivitäten ausarten. Ich finde es auch nicht wirklich witzig und sinnvoll - das sage ich als einer von hundert in diesem Hause -, auch wenn jemand Lehrer ist, sich deshalb als Oberlehrer aller anderen aufzuspielen. Ich denke mir, das haben wir allesamt nicht notwendig und wir werden auch daran von den Bürgerinnen und Bürgern gemessen, welchen Stil wir selber an den Tag legen, wenn wir miteinander umgehen. (Beifall bei der SPÖ) 

Und es ist schon richtig, und das möchte ich ganz massiv in Richtung des Kollegen Maresch sagen: Es ist schon sehr legitim, wenn man programmatische Zielsetzungen hat, dass man diese auch vertritt, das ist auch Sinn einer politischen Partei. 

Ich glaube aber nicht, auch wenn man von seinem Ziel überzeugt ist, dass wirklich jede argumentative Methode oder jede argumentative Hilfskonstruktion wirklich anwendbar ist und ich möchte das einmal aufarbeiten, weil ich denke mir, dass die Damen und Herren des Hauses, die sich vielleicht nicht das Stockholmer Modell angesehen haben, oder die sich vielleicht nicht die Shell-Studie angesehen haben, aber noch viel mehr jene Damen und Herren, nämlich die Bevölkerung unserer Heimatstadt, durchaus das Recht hat, auch die Dinge im richtigen Licht zu sehen. 

Vorerst einmal festhaltend: Das, was im Masterplan Verkehr zur Garage festgeschrieben ist, was nach den einzelnen Teilkapiteln unterschiedlich stark auch in diesem Hause begrüßt worden ist, alle diese Punkte sind angenommen worden, manche einstimmig, manche mit den Stimmen einer Partei, manche mit den Stimmen zweier und dreier Parteien. Dieser Masterplan Verkehr gilt auch für Garagenbauten und gilt auch in seinen Zielsetzungen für Garagenbauten im 5. Bezirk. Zu behaupten, das würde nicht der Fall sein, ist eine Unterstellung. Eine von vielen, die wir heute gehört haben, die aber nichts mit der Realität zu tun haben. 

Ein Zweites: Es ist schon legitim, dass man der Ansicht ist, dass eine City-Maut, dass eine Stau-Maut, wie wir heute gehört haben, kommen sollte. Wenn eine Partei sich nach einer reiflichen Diskussion dazu findet, ist es ihr gutes Recht, das zu vertreten. Aber dann soll man auch den anderen erzählen, was tatsächlich in Stockholm geplant ist und wie die Kolleginnen und Kollegen, die dort in der Stadtregierung sitzen, das sehen. 

Zum Punkt 1: Das Gebiet, das in Stockholm ab Juni die City-Maut haben wird, ist ein Gebiet, das unter 200 000 Einwohner hat. Die grüne Politikerin, die uns das vorgetragen hat, hat uns das nicht genau sagen können, was uns auch nicht gerade sehr bestärkt hat, dass man damit seriös umgeht, aber es sind zumindest unter 200 000, soweit haben wir es festlegen können. Innerhalb des Gürtels und in dem Bereich, der von Ihnen angedacht wird, leben zwei Drittel der Wiener Bevölkerung. Ein wichtiger Unterschied. 

Ein zweiter Unterschied: Stockholm hat im Vorfeld keine Parkraumbewirtschaftung gehabt, wie wir sie haben. Und sie sagen, die geringen Regelungen, die sie haben, werden sie mit der Einführung dieses neuen Projektes adaptieren. Die Stadtregierung in Stockholm ist offensichtlich auch nicht sehr von ihrer eigenen Zielsetzung überzeugt, denn sie haben Folgendes festgelegt, und das sollte man auch den Kolleginnen und Kollegen sagen, die nicht mit waren und die sich noch nicht schlau haben machen können. Sie haben nämlich gesagt, ein halbes Jahr vor der nächsten Kommunalwahl - sicher ist sicher - stoppen sie den Prozess und machen eine Volksabstimmung, weil sie selber noch nicht wissen, wie ihre Bevölkerung dazu steht. Und dann, sozusagen das Sahnehäubchen der Argumentation, ist dass man in dem Modell Stockholm, auch dann, wenn man halbstündig über jene Grenze drüberfährt und sich protokollieren lässt zur Abgabe der Maut, weniger maximal entrichten muss als jemand bei uns entrichtet, wenn er den ganzen Tag in einer Kurzparkzone steht. 

Das heißt, meine Damen und Herren, wir haben weder vom Effekt noch in den Zielsetzungen die Sicherheit. Ganz im Gegenteil, es gibt viele, viele Punkte, die uns eher skeptisch machen sollten. Und eines ist auch gewiss, es gibt, wenn wir uns die Parkraumbewirtschaftung in Wien ansehen, ein Potential von ca 20 bis 25 Prozent Verkehrsvermeidung. Diese Verkehrsvermeidung ist ein Potential, das wir in Wien ausgeschöpft haben. Es wurde nicht in London ausgeschöpft, wo nur ein sehr kleiner Teil der Bevölkerung in dem Stadtteil lebt, der die City-Maut hat, es wurde nicht in Trontheim ausgeschöpft zuvor und auch nicht Stockholm. 

Ich denke mir, seriöse Politik, seriöse Verkehrspolitik, bedingt auch, dass man Argumente zulässt und diese auch abwägt. Ich sage einmal mehr, Verkehrspolitik ist keine Glaubensfrage, sondern sollte im Sinne und im Interesse der Bevölkerung entschieden werden. 

Und zur Shell-Studie, meine Damen und Herren: Die Shell-Studie, die gerne jetzt von dem einen oder anderen Parteisprecher argumentativ verwendet wird, hat einen immensen Nachteil, der auch leicht begreiflich ist und der auch leicht nachvollziehbar ist. Wenn Sie auf Ihrer Wirtshausrechnung mehr Speisen drauf finden werden als Sie gegessen haben, dann werden Sie zurecht sagen, die Rechnung stimmt nicht. Und wenn eine Verkehrsprognose U-Bahn-Ausbauphasen und deren Effekte, die beiden Tangentiallinien der Straßenbahn, die Renaissance der Straßenbahn in Wien, nicht berücksichtigt und das als wertneutral durchlaufen lässt, dann werde ich eine Verkehrsprognose bekommen, die nichts mit der Realität zu tun hat, und einzig und allein Stagnitas ist. 

Und da mag auch noch so viel gedrucktes Papier dahinterstehen, Fakt ist, wenn ich nicht die richtigen Dinge zusammenzähle, dann werde ich auch kein seriöses Ergebnis haben. Das haben wir hier ewig lange schon diskutiert. Ich halte es nicht für ratsam und sinnvoll, wenn die Studie immer wieder für etwas herangezogen wird, nur weil einem das Ergebnis gefällt und man nicht weiß, wie man zu dem Ergebnis kommen soll. 

In Richtung des Kollegen Gerstl, der bekrittelt hat, dass nicht das, was eingenommen worden ist, ... Ich sehe ihn jetzt gerade nicht, vielleicht soll ich warten, bis er wiederkommt und wieder Interesse an der Debatte findet. Nein, ich würde sagen, wir warten, bis er kommt und er wieder Interesse an der Debatte hat, vielleicht ist das schon vor Ende meiner Wortmeldung der Fall. Ich weiß nicht, wie lange der Herr Kollege Gerstl vor hat, der Debatte, zu der er sich eingebracht hat, zu folgen. Ich denke mir, so wie die Rednerinnen und Redner, die sich heute zu dem Geschäftsstück seitens der Sozialdemokratie gemeldet haben, sich das angehört haben, was die Kolleginnen und Kollegen der anderen Fraktion zu sagen haben, denke ich mir, wäre es auch ein netter Zug gewesen, aber sei es drum. 

Meine Damen und Herren, was ist tatsächlich die Grundvoraussetzung, die Voraussetzung im 5. Bezirk am Bacherplatz. Es wird etwas weitgehend ausgeblendet, was in Wirklichkeit die Grundlage dieser Flächenwidmung ist. Am 18. November 1997 haben alle Parteien, also auch die GRÜNEN, einstimmig die Leitlinien für die Bezirksentwicklung Margareten beschlossen. Und darin ist unter anderem festgelegt worden, dass gerade unter dem Bacherplatz ein Garagenbau entstehen soll. Und es ist auch falsch, wenn im Zuge des Garagenbaus von zusätzlichen Verkehrsbewegungen gesprochen wird, die befürchtet werden. Das wäre wahrscheinlich anwendbar und richtig, wenn es sich um eine Kurzparkgarage handeln würde, aber hier gibt es Dauerstellplätze. Dauerstellplätze, die eindeutig für die Wohnbevölkerung reserviert werden. Und jetzt denke ich mir, lade ich auch den Vertreter der Grünen in der Debatte ein, mit mir abzuwägen, was weniger Schadstoffe verursacht: Ein Auto, das einmal in die Garage hereinfahrt oder ein Auto, das eine halbe Stunde lang in dem Grätzel kreist und auf Parkplatzsuche ist. Ich denke mir, wenn man Verkehrsfragen, und ich sage dies dreimal mehr, zu Glaubensfragen hochstilisiert, dann wird auch dann jedes argumentative Mittel recht sein, wenn die Fakten nicht stimmen. Und wenn ich sage, es geht, oder wenn ich höre, es ist nicht daran gedacht, Bürgerbeteiligungsmodelle anzuwenden, dann muss man zwei Dinge auseinander halten. Ich denke mir, es ist auch eine Form der Bürgerbeteiligung, wenn 80 Prozent der Wählerstimmen erhaltenden Parteien, nämlich alle Parteien eines Bezirks außer einer Fraktion, sich für ein Projekt entscheiden, dieses auch beschließen und dieses auch verwirklicht haben wollen. 

Ich denke mir, das ist ein sehr breiter Willensbildungsprozess, wenn ich davon ausgehe, dass die Fraktionen sich auch in der Bevölkerung umhören, dass sie mit ihrer Klientel sprechen und dass dann schlussendlich ein politischer Wille heraus hörbar und auch nachvollziehbar ist. Und in dem gegenständlichen Fall, meine Damen und Herren, sind es 80 Prozent der Wählerstimmen, die durch die Parteien, die sich zu diesem Projekt bekennen, eingebracht worden sind. Und klar und deutlich hat die Bezirksvertretung und auch der Herr Bezirksvorsteher des 5. Wiener Gemeindebezirks festgehalten, dass es eine Bürgerbeteiligung bei der Gestaltung geben soll und geben muss. 

Eine Firma ist deshalb extra mit einer Ausschreibung beauftragt worden, und beginnend im Juni und im Herbst dann fortsetzend, wird es dieses Gestaltungsbeteiligungsmodell geben. 

Eines ist interessant: Auch in der Analyse der möglichen Vorgangsweisen sind sich viele dieser Firmen einig, die ihre Meinung oder ihre Vorarbeiten zu einem Bürgerbeteiligungsverfahren abgegeben haben, und weisen ein Attest vor, das offensichtlich gerade bei der Debatte im 5. Bezirk einen besonderen Stellenwert gehabt hat. Es sagen nämlich alle aus - und das kommt immer wieder vor -, dass bemerkenswert ist, mit welcher Emotionalität, aber auch mit welcher Nichtbeachtung der Argumente in der Diskussion vorgegangen wird und wie das persönlich verhärtet ist.

Ich denke mir, wir haben auch heute wieder ein Schauspiel erlebt, das nicht wirklich erquicklich ist. Ich denke mir, in einer politischen Debatte in einer öffentlichen Sitzung, für die es Spielregeln gibt, ist es wahrlich nicht notwendig, dass sich eine Fraktion sozusagen eine zusätzliche Inszenierungskomponente aneignen sollte. Ich halte das in der parlamentarischen Debatte auch nicht wirklich für sinnvoll.

Obgleich Kollege Gerstl noch immer nicht den Weg zu uns gefunden hat, möchte ich doch auf etwas zurückkommen, was er gesagt hat. Er hat nämlich unterstellt, wir würden die Mittel, die für den Garagenbau einzusetzen sind, nicht für diesen Zweck verwenden. Er hat jedoch bei seiner politischen Betrachtung und bei seinem Rechenwerk zwei Buchstaben, lediglich zwei Buchstaben, verwechselt: Er hat den Betrag, der je Jahr, also für jedes Jahr vorgesehen ist, mit einem kumulierten Betrag verwechselt. Wenn ich das tue und wenn ich unterstelle, dass das, was für ein Jahr vorgesehen ist, als Budget für mehrere Jahre vorgeschrieben ist, dann werde ich zu dieser politischen Schlussfolgerung kommen. Es ist aber unwahr, dass der Betrag kumuliert ist! 

Ganz im Gegenteil, die Förderung für das Jahr 2002 für Volksgaragenstandorte beträgt 6,1 Millionen EUR, 
für 2004 sind es 7,063 Millionen, für 2004 sind es 28,274 Millionen, für 2005 sind es rund 8,5 Millionen, und rund 7,6 Millionen EUR sind es für das Jahr 2006. Vielleicht können Sie das dem Kollegen Gerstl mitteilen, wenn er vom Mittagessen zurück ist. Ich denke mir, er hat auch eine Ambition, seiner Bevölkerung mitzuteilen, was mit dem Geld tatsächlich passiert.

Meine Damen und Herren! Wir haben ... (StR Johann Herzog: Die Aufwendungen werden wie verwendet?) Ich sage es noch einmal - darf ich es wiederholen? Ich nannte soeben, Kollege Herzog, die Förderungen für Volksgaragenstandorte nach Jahren und habe ausgeführt - noch einmal -, dass zwischen 6,1 Millionen EUR und 28,2 Mil-lionen EUR in den einzelnen Jahren aufgewendet wurden, respektive für jene Jahre, die in der Zukunft liegen, aufgewendet werden sollen. Hingegen hat Kollege Gerstl in seinem Rechenbeispiel eine Gesamtsumme für die Gesamtperiode und nicht nur für das Einzeljahr angesetzt. Das kann passieren, gehört aber, denke ich, richtig gestellt.

Meine Damen und Herren! Wir beschließen heute eine Flächenwidmung für ein Plangebiet, das trotz optimaler Ergebnisse durch die Parkraumbewirtschaftung eine Überparkung in den Abend- und Nachtstunden aufzuweisen hat und wo - ohne zusätzlichen Verkehr in das Grätzel zu ziehen - die Wohnbevölkerung einen Anspruch, ein Bedürfnis nach Parkraum hat.

Im Übrigen eine interessante Fußnote aus der empirischen Sozialforschung: Kollege Maresch, wir haben uns angesehen, welche Bevölkerungsschicht in den urbanen Bezirken die meisten PKWs angemeldet hat, und haben das in dieser Umfrage mit der Frage nach dem Wahlverhalten korreliert. Ein kleiner Hinweis: Charmant ist, dass gerade sich deklarierende Grünwähler zu den stärksten Autobesitzern im innerstädtischen Bereich gehören. Das heißt nicht - und da warne ich davor, dass sich jetzt die GRÜNEN-Politikerinnen und ‑Politiker von ihrer Klientel trennen -, dass diese Bürger grüne Zielsetzungen nicht verstanden hätten. Sie haben sie verstanden, denn sie tun etwas sehr Gescheites: Sie verwenden das Auto nur für jene Fahrten - und das sind keine innerstädtischen Fahrten -, für die das Auto eigentlich auch nach dem Masterplan Verkehr einen Platz hat, nämlich dort, wo es den Freizeitbereich betrifft, oder dort, wo schwere Lasten zu tragen sind. Das heißt, ich würde mir eher wünschen, dass die Einsicht und das vernünftige Umgehen mit dem Auto - und damit auch mit Stellplätzen und mit Tiefgaragen -, das grüne Wählerinnen und Wähler offensichtlich an den Tag legen, auch die Politikerinnen und Politiker derselben Fraktion an den Tag legen würden.

Meine Damen und Herren! Ich denke mir, es ist dies eine Flächenwidmung, die dem Grätzel nützt, die Impulse liefert und die im Sinne des Masterplans Verkehr ist. Da fließen Rahmenbedingungen und Parameter des Masterplans Verkehr ein, da sind in der Oberflächengestaltung ausreichend demokratische Elemente vorhanden, da hat es eine breite Diskussion gegeben, da hat es im Bezirk eine 80-prozentige Mehrheit bei der Abstimmung durch die Parteien gegeben, da hat es eine öffentliche Diskussion gegeben und da liegt in der Gestaltung des Oberflächenraumes noch viel an öffentlicher Diskussion vor uns.

Ich ersuche Sie, dieser Widmung, die im Sinne des Bezirks und des Grätzels, aber auch im Sinne der übergeordneten Verkehrspolitik ist, Ihre Zustimmung zu geben. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Kollege Maresch hat sich ein zweites Mal gemeldet. Er hat noch 15 Minuten Redezeit.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Zunächst einmal: Kollege VALENTIN hat mich als Oberlehrer bezeichnet und war jetzt am Schluss auch ein bisschen Oberlehrer, möglicherweise hat er ein wenig von mir angezogen. Aber nach meinen Erfahrungen mit ihm möchte ich jetzt eigentlich ganz am Schluss anfangen. Er sagt, die Garage nützt dem Grätzel, sie bringt Impulse und hat ausreichend demokratische Elemente bei der Oberflächengestaltung. (GR Johann Driemer: Das ist richtig!) Da würde ich einmal sagen, "Gesundbeter" ist das Mindeste, was man zu so etwas sagt. 

Punkt eins: Was es dem Grätzel nützt, weiß man nicht wirklich, weil es vor allem einmal den Betreibern nützt. Die bekommen zunächst einmal Geld. Was den Rückbau an der Oberfläche betrifft, ist das überhaupt nicht "gegessen", es ist noch überhaupt nicht heraußen, was dort passieren soll.

Zweiter Punkt: Es bringt Impulse. - Ja, für den Tiefbau, das stimmt, da bringt es Impulse, und wahrscheinlich für irgendeine Gärtnerei, die die Bäume nachliefern kann, die oben umgeschnitten worden sind, das stimmt! Also Impulse für die Gärtnerei oder für die Gärtnereien, vielleicht auch für die MA 42 oder irgendwelche bekannte Lieferanten von solchem Material, und letztendlich für den Tiefbau. (Zwischenruf des GR Johann Driemer.) Wahrscheinlich irgendwie auch für die Banken, weil sie die Kredite geben werden.

"Ausreichend demokratische Elemente" ist ein Euphemismus, den ich hier noch überhaupt nie gehört habe. Kollege VALENTIN, wenn Sie jetzt hergehen und sagen, es ist ein "ausreichend demokratisches Element", dass die Bürger bestimmen dürfen, ob der Baum 2 Meter oder 3,5 Meter oder 2,46 Meter vor der Einfahrt steht - wenn das ein "ausreichend demokratisches Element" ist, dann sage ich: Demut ist irgendwie das Stichwort dazu; oder Arroganz, das ist das Gegenteil. Ich würde daher noch einmal sagen, den Bürgern so eine Karotte hinzuhalten, und zwar nicht in Wien, sondern in Las Vegas - dort sind die Karotten so weit weg, sichtbar überhaupt nur mit einem Superfernrohr -, dann sage ich: Okay, es ist ein "ausreichend demokratisches Element". 

Dann noch der Exkurs zu den autofahrenden Grünwählern: Das wird schon stimmen, es gibt wahrscheinlich genug Menschen, Grünwählerinnen und Grünwähler, grüne Abgeordnete, grüne FunktionärInnen, die ein Auto haben. Na und? Sie benutzen es hoffentlich sinnvoll. Ich nehme einmal an, bei den Sozialdemokraten - weil im Grunde genommen wir wie Sie die gleich hohen Bezüge haben - wird es genauso Autobesitz geben. Es wird wahrscheinlich die Frage sein, wer von den Abgeordneten oder von den WählerInnen wohin mit dem Auto fährt. Das wäre eine interessante Sache. 

Sie haben ja soziologisch untersucht, dass die Grünwähler und Grünwählerinnen gerne mit dem Auto fahren. Da würde es mich interessieren, ob es die Untersuchung schriftlich gibt oder ob das so etwas ist: In der Früh rühre ich ein bisschen im Häferl, und dann finde ich etwas. Das gibt es ja. Ich habe vor kurzem nach einer so genannten "Elefantenrunde" im Fernsehen von einem Meinungsforscher gehört: Er hat es sich angeschaut und hat gewusst, wie die Wählerinnen und Wähler reagieren werden, da braucht er gar nicht nachzufragen. Kollege VALENTIN wird das auch kurz gemacht haben. 

Die Shell-Studie hat er mit einer Rechnung verglichen, auf der Dinge draufstehen, die nicht existieren. Ich habe es interessant gefunden, dass die Zahlen von der MA 48 gekommen sind. Wenn Sie die Shell-Studie ein bisschen mit dem Masterplan Verkehr korrelieren, dann sehen Sie, dass da schon auch die Rede von Zunahme und Verkehrsvermehrung ist, wenn man so will. Das ist durchaus drinnen gewesen. Ich weiß, die Shell-Studie hat die Firma Shell gemacht - es war zwar das Institut für Verkehr auf der BOKU, aber das macht nichts, es passt schon.

Dann zu Stockholm: Es ist richtig, was Sie über Stockholm sagen, völlig richtig. Es ist nur das Problem, dass die darüber abstimmen. Ihr stimmt in Wien nicht darüber ab! Ihr sagt: "Wir wissen, wie es geht, und so ist es."

Jetzt gleich für den Kollegen VALENTIN, aber auch für den Kollegen Herzog: Kollege Herzog hat uns ja gesagt - und zwar wörtlich, glaube ich -, "Überparkung ist evident", oder so ähnlich hat er es formuliert. Die Studie - und zwar nennt sie sich Bacherplatz-Stellplatzerhebung - ist Ihnen auch zugänglich, Kollege Herzog. Ich meine, Ihre Blauen im 5. Bezirk haben zu diesem Thema ein bisschen wenig gesagt, aber in der Studie steht drin ... (Zwischenruf des StR Johann Herzog.) Ich weiß eh, Sie haben immer Recht, und deswegen haben Sie auch heute wieder Recht. 

Die Stellplatzauslastung ist am Vormittag - bei Ihnen hat es geheißen: Viel, ganz viel! - 83,6 Prozent, einmal gemessen, und um 20.00 Uhr am Abend 100,4 Prozent. Nicht berücksichtigt wurden Nicht-Wiener Kennzeichen, nicht berücksichtigt wurden Autos ohne Parkpickerl, die sind bei diesen 100,4 Prozent nicht dabei. Übrigens, ganz kurz nur - Entschuldigung, eine Zeile überlesen: Abends Anteil an Kfz mit Nicht-Wiener Kennzeichen 9,3. Wenn ich das von 10,4 abziehe, komme ich auf rund 91 Prozent, und 91 Prozent sind keine Überparkung. 

Aber jetzt wieder zurück, so wahnsinnig Interessantes haben Sie uns nicht mitgeteilt. Dazwischen muss ich kurz auf Kollegen Gerstl eingehen. Er ist noch nicht da, aber sein Slogan heißt: "Freie Fahrt für freie Bürger." Das war der CSU-Slogan in der Bundesrepublik - wurscht, ist egal. 

Jetzt noch einmal zurück: In den hundert Punkten steht etwas von ganz besonders vielen Stellplätzen drin. Kollege Theuermann hat immer gemeint, 50 000 Stell-plätze muss man in Wien schaffen. Das erscheint mir wahrscheinlich notwendig, wenn man von der Autodemokratie spricht. Das ist richtig, wenn man meint, es wird immer mehr, deswegen brauchen wir das einfach, ganz Wien muss man untertunneln. Die SPÖ hat damit kein Problem, also schaffen wir Stellplätze.

Wenn man sich das einmal in Euro ausrechnet, ist das eine horrible Summe. Die SPÖ hat vor, 50 000 Stell-plätze in dieser Legislaturperiode zu schaffen, aber das wird sich nicht ganz ausgehen. Es hat vorhin ein wenig eine Lizitation zwischen der FPÖ und der SPÖ gegeben, aber nehmen wir an, diese 50 000 Stellplätze wären Garagenplätze. Ein Stellplatz kostet in der Herstellung - und zwar nicht unter der Straße, sondern unter einem Park - 20 000 EUR. Wenn ich also 50 000 mal 20 000 multipliziere, dann bekomme ich eine runde Summe, meines Wissens - aber vielleicht habe ich mich auch geirrt - komme ich auf 1 Milliarde EUR. In einer Legislaturperiode! Na, da denke ich mir: Den Goldesel möchte ich sehen! Da ist irgendwo eine Notenpresse, entweder im SPÖ-Keller oder sonst irgendwo. (StR Johann Herzog: Ein Stellplatz ist keine Garage!) Denn 1 Milli-arde EUR für Garagen in Wien auszugeben, ist ein Wahnsinn! Und zwar auch dann, wenn es zwei Legislaturperioden sind.

Noch einmal: Es wird genug Geld in Wien vergraben. Ich glaube, das Geld gehört in soziale Projekte, in Bildung, in Arbeitsplätze investiert, aber nicht in die Tiefbauindustrie! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet, somit können wir gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Wir kommen sogleich zur Abstimmung über den von den GRÜNEN eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Volksgarage Bacherpark. In formeller Hinsicht wird, wie gesagt, die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen. - Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es gelangt die Postnummer 44 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7604 im 2. Bezirk.

Es liegt hier keine Wortmeldung vor, sodass wir gleich zur Abstimmung kommen können.

Wer von den Damen und Herren für dieses Plandokument ist, bitte ich um ein Zeichen. - Dies ist ebenfalls mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Die nächste Postnummer ist die Post 48. Sie betrifft das Plandokument 7597 im 11. Bezirk.

Auch hier liegt keine Wortmeldung vor.

Wer von den Damen und Herren für dieses Plandokument ist, bitte ich ebenfalls um ein Zeichen. - Dies ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen. 

Postnummer 51 kommt als Nächstes zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7545 im 22. Bezirk.

Auch hier gibt es keine Wortmeldung.

Wer von den Damen und Herren für dieses Plandokument ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN und der FPÖ, angenommen. 

Es gelangt nun die Postnummer 58 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Ermächtigung zum Verkauf der Liegenschaften EZZ 280 und 375 in der Ka-tastralgemeinde Reiterndorf - nomen est omen.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Mag Schieder, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die GRÜNEN werden diesem Geschäftsstück nicht zustimmen, und ich möchte in aller Kürze erklären, 
warum nicht. Es geht um den Verkauf einer Liegen-
schaft in Bad Ischl, knapp 32 000 Quadratmeter, die um 500 000 EUR abgegeben werden. Bisher ist diese Liegenschaft von der MA 11 als Jugendferiengästehaus verwendet worden, in der letzten Zeit nicht mehr. Es wird verkauft, weil - das ist die Begründung im Akt - die MA 11 keinen Bedarf mehr für ein Jugendferienhaus in Bad Ischl hat. Das ziehen wir schon einmal in Zweifel, ob dafür kein Bedarf besteht oder ob es nicht vielmehr so ist, dass man dafür kein Geld mehr zur Verfügung stellen möchte.

Es sind in der Folge Diskussionen geführt worden, unter anderem mit der Volkshilfe Linz, die sich hat vorstellen können, eine Flüchtlingsbetreuungsstelle einzurichten. Das Gespräch, das wir GRÜNE mit dieser Volkshilfe darüber geführt haben, warum das nicht konkreter geworden ist und warum es schlussendlich nicht zu einem Angebot kam, hat ergeben: Das Angebot ist auf wenig Gegenliebe gestoßen. Das hat jetzt mit dem eigentlichen Akt und dem Grundstücksverkauf wenig zu tun, aber es zeigt, wie die momentane Situation in der Flüchtlingsfrage in Österreich ist. Es denkt die Volkshilfe kurz darüber nach, es gibt ganz schnell einen Aufschrei aus der bekannten Ecke, und der Bürgermeister vor Ort, ein SPÖ-Bürgermeister, zieht sofort zurück und sagt, dass er damit nichts zu tun haben will. Die Idee hat sich auch nicht materialisiert, das war nur ein Anfangsangebot.

Es sind in der Folge nur wenige Kontakte zum Land Oberösterreich vorgekommen. Jetzt gibt es nur ein einziges Angebot, dieses wird angenommen, das sind die 500 000 EUR. Das Problem, das wir mit dem Akt haben, sind die fehlenden Kontakte mit dem Land Oberösterreich. Nur weil es von anderen Fraktionen regiert wird, kann Wien sich einer Diskussion mit dem Land Oberösterreich nicht verschließen, ob dieses Grundstück vielleicht anderweitig verwendet werden könnte. Die Problematik von Flüchtlingsunterkünften ist hier sehr schnell abgebogen worden, mit Beteiligung eines Bürgermeisters der SPÖ. 

Der Denkmalschutz wird auch leicht entsorgt. Es steht nämlich in dem Akt auch drin, dass man zuerst mit dem Käufer klären muss, wie es mit dem Denkmalschutz ausschaut. Ich sage Ihnen, wie es ausschaut: Das Gebäude ist, wenn man es so stehen lässt und wenn man damit weiterhin so wie in den vergangenen Jahren verfährt, in ungefähr zwei Jahren technisch abbruchreif. Der Denkmalschutz spielt hier also einfach gar keine Rolle, es wird mit höherer Wahrscheinlichkeit abgerissen. Das war auch die Auskunft, die ich im Wohnausschuss bekommen habe. 

Weiterer Punkt, der zumindest Stirnrunzeln verur-sachen sollte: Die MA 69 bewertet das Grundstück mit 676 000 EUR. 500 000 EUR liegt doch beträchtlich da-neben, ein schönes Stück daneben!

Der letzte Kritikpunkt ist der, den ich am Anfang angeführt habe: Ich glaube, dass die MA 11 sehr wohl Bedarf hätte. Sie hat nämlich nicht weniger, sondern mehr Bedarf an Jugendferienheimen, an Jugendgästehäusern als früher. Dieses Grundstück hätte von der Stadt Wien, wenn es denn gewollt worden wäre, anderweitig verwendet können, als in einem Schnellverfahren unter Preis abgestoßen zu werden. - Danke.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Fuchs. Ich erteile es ihm.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wenn man die Geschichte des Hauses Sulzbach, dieses Kindertagesheimes, eines Grundstücks mit über 30 000 Quadratmetern, betrachtet, so kommt einem schon das Weinen, weil das in den gesamten Jahrzehnten ein wertvolles Juwel für die Stadt gewesen ist. Das ist es natürlich heute noch immer: Dieses Kindertagesheim, das auch für Projektwochen, Landschulwochen von Schulen, Erholungsaufenthalte und so weiter verwendet worden ist, ist ein "hervorragendes Gebiet", wie es in der Beschreibung heißt. Es hat den Menschen viel Erholung gegeben, vor allem den Jugendlichen, aber auch den sozial Schwächeren. 

Meine Damen und Herren! Es sind zwei Dinge: Wenn die MA 11 sagt, sie hat keinen Bedarf, so möchte ich hier ganz klar sagen, dass es da am Engagement gefehlt hat, einerseits an dem Engagement, daraus etwas zu machen und dort eine Auslastung zu erreichen. Daher ist es so bergab gegangen, dass nur zwei Schulen aufgrund dieses mangelnden Engagements oder der mangelnden Managementqualität, wie ich das so schön nennen möchte, eingetreten sind. 

Es ist jetzt zum Niedergang dieses Jugendheimes gekommen, und ich möchte auch klar ausdrücken, dass es eine mangelnde Kooperation mit den anderen Bundesländern gegeben hat. Wenn Wien schon nicht auslastet, so kann man dort andere Bundesländer mit einbeziehen, in der Umgebung gibt es genügend Interessenten. Oder wenn man das schon nicht möchte, hätte man zum Beispiel auch für Senioren in diesem Bereich etwas tun können. 

Ich möchte schon fragen: Wo bleibt hier die Strategie, etwas zu erhalten, was sehr, sehr wertvoll ist? Ich komme zu dem Schluss, dass das ein ganz großer Fehler gewesen ist, der dann bei den entsprechenden Preisverhandlungen natürlich ausgenützt worden ist, weil man nichts getan hat. Kein Mensch wollte sich hier mehr engagieren. 

Wie ist es mit dem Geschäftsstück weitergegangen? Gleich zu Beginn im Jahr 2002 hat sich Herr Bereichsdirektor Podkowicz der Sache angenommen und hat eine Interessentensuche gemacht. Er ist auf einen Sportartikelhändler in Bad Ischl gestoßen, und dort wurde schon im Jahre 2002 ein Angebot in Höhe von 500 000 EUR gemacht. Es hat gleich danach ein Schreiben der Jugend- und Familiengästehäuser in Graz gegeben, auch wieder an Podkowicz, und Gespräche mit anderen Ländern, um das weiterzuführen. Diese Gespräche sind dann nicht weitergelaufen, sondern mehr oder weniger abgebrochen worden. 

Es ist dann zu dieser Finalisierung mit der Sporthandels-GesmbH gekommen. Nachdem Podkowicz in diesem Bereich alles abgehandelt hatte, nachdem also Podkowicz dieses Unternehmen aufgegabelt hatte - mit anderen zwar auch gesprochen hatte -, ist er zur MA 69 gegangen und hat darum ersucht, dass die MA 69 eine Finalisierung betreibt. Bitte, es ist ja niemand anderer als diese Sporthandels-GesmbH mehr da gewesen! 

Am 22. April 2003 übergibt Podkowicz - erst ein Jahr, nachdem er schon alles verhandelt hat - das Aktenkonvolut der MA 69, mit Korrespondenz der Vereine der Wiener Jugendgästehäuser in der Steiermark, Bekanntgabe des Kaufinteresses von Pro Mente Oberösterreich und diesem Kaufansuchen von der UP Sporthandels-GesmbH, und teilt mit, dass die MA 11 keinen Bedarf mehr hat - eineinhalb Jahre später! Er will das Ganze sehr beschleunigen. 

Jetzt macht die MA 69 eine Ausschreibung in ein paar Tageszeitungen, und in der Zwischenzeit gibt es auch die Liegenschaftsbewertung, die ebenfalls Podkowicz mitgeliefert hat, mit 676 000 EUR, die dann auch von der MA 69 B unterstrichen wurde. Es erscheint gleich darauf bei der MA 69 ein gewisser Rechtsanwalt Hübl, der einen Betrag von 650 000 EUR bietet, also wesentlich mehr. Das ist jener gewesen, der für diese Sporthandels-GesmbH fungiert hat. 

Meine Damen und Herren! Es handelt sich bei diesem Grundstück, diesen 32 000 Quadratmetern, absolut um ein Schnäppchen. Das ist für die gesamte Region ein Juwel. Diese 32 000 Quadratmeter werden zum landwirtschaftlichen Nutzungspreis verkauft, nicht bewertet und überhaupt nicht berücksichtigt werden die baulichen Einrichtungen. Es gibt dort eine einzigartige Verkehrsanbindung, die Leute weinen bereits, weil diese Liegenschaft nicht mehr zur Verfügung steht. Jetzt kauft dieser von Podkowicz anscheinend Protegierte, ein Privater, der auch den ersten Kontakt zu Podkowicz hatte, und sucht sich selbst die Investoren.

Meine Damen und Herren! Warum hat das die MA 69 nicht tun können? Warum hat sie nur eine bloße Ausschreibung, keine richtige Interessentensuche gemacht? Es waren ein paar einzelne Inserate, ein paar einzelne Einschaltungen in der "Krone", im "Kurier" und in der "Presse", die praktisch untergehen. So sucht doch kein Unternehmen entsprechend einen Käufer für ein hoch qualitatives Grundstück! Jetzt wird dieser private Investor selbst jemanden suchen, weil er für die Führung dieses Fünf-Mann-Betriebs kaum einen Betrieb aufziehen wird. 

Meine Kritik betrifft also nicht nur die Haltung, dass die MA 11 zu wenig Power dahinter gesetzt hat, zu wenig Managementqualität gezeigt hat und zu wenige Partner gesucht hat. Meine Kritik geht auch dahin, dass die Interessentensuche zu sehr eingeschränkt gewesen ist. Warum nicht bei Großunternehmen? Warum nicht bei Projektfirmen? Warum hat man nicht eine Verpachtung in Betracht gezogen oder mit anderen Bundesländern kooperiert? Das sind doch Dinge, die eigentlich selbstverständlich sind.

Jetzt soll der Verkauf dieser 32 000 Quadratmeter um einen landwirtschaftlichen Quadratmeterpreis über die Bühne gehen. Das ist ein Ausverkauf, das ist, bitte, keine Privatisierung! Sie kritisieren doch ständig die Privatisierungen, aber Sie verkaufen gemeindeeigenes Gut, das zum Wohl der Kinder unserer Stadt gewesen ist, das vielleicht auch hätte ausgebaut werden können, zu einem Spottpreis, zum Schaden des Steuerzahlers!

Meine Damen und Herren! Es bleibt für mich die Frage offen: Warum hat nicht von Anfang an die MA 69 verhandelt? Warum hat Podkowicz all die Verhandlungen gemacht, ist erst dann mit dem Konvolut zur MA 69 gekommen und hat gesagt, bitte macht jetzt die Finalisierung? Es wäre dies eine schöne, saubere Geschichte gewesen. Aber die MA 69 ist unter Zugzwang gestanden und hat dann handeln müssen, nachdem das alles von Podkowicz mehr oder weniger finalisiert gewesen ist. Ich sehe darin eine Vorgangsweise, die nicht ganz in Ordnung ist, und ich glaube, dass das der dritte Punkt ist, der zu bemängeln ist. 

Dem Antrag auf Verkauf können wir keine Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es geht bei dem gegenständlichen Verkauf um ein Grundstück in Bad Ischl, wobei der Großteil der Widmung auf Grünland/Forstwirtschaft/Wald beziehungsweise Grünland/Sonstige Spiel- und Lagerwiesen und Grünland/Sonstige Parkanlagen bezogen ist, ausgenommen natürlich die Flächen, die Bauland/Sondergebiet beziehungsweise den geringeren Teil, nämlich die bebauten Flächen des Grundstücks, betreffen. 

Es gab eine Fülle von Interessenten, die sich für das Grundstück interessiert haben. Wenn man sich den Akt durchsieht, erkennt man auch, dass es viele Interessenten gab, deren Zusage oder deren Interesse für das Grundstück davon abhing, dass eine andere Stelle, nämlich meist das Land Oberösterreich, ihnen ihr vorgehabtes Projekt finanziert und subventioniert hätte. Nachdem sie diese Zusage nicht bekommen haben, hat auch ihr Interesse an dem Projekt nachgelassen. 

So gesehen, ist ein Interessent übrig geblieben. Ich halte es für durchaus richtig, dass wir heute damit den Akt beschließen und diesem verbliebenen Interessenten das Grundstück verkaufen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung.

§ 25 ist erfüllt, wir können somit gleich zur Abstimmung schreiten.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 58 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Volkspartei, so beschlossen.

Ich schlage jetzt vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 35 und 36 - sie betreffen die Umwidmung eines Betrags aus der Subvention an die Wiener Kinoförderung für den Kulturverein Schikaneder sowie einen Teilbetrag der Subvention für das Jahr 2004 an den Wiener Film Fonds - zusammenzuziehen, jedoch die Abstimmungen darüber getrennt durchzuführen.

Gibt es dagegen einen Einwand? - Dies ist nicht der Fall, wir können daher so verfahren.

Die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Frau Mag Ringler hat das Wort.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte heute zu einem Tagesordnungspunkt reden, der uns leider auch in den letzten zwei Jahren ein paar Mal hier im Gemeinderat beschäftigt hat, nämlich das "identities. Queer Film Festival". Das "identities. Queer Film Festival" ist sicherlich eines der profiliertesten und wichtigsten Filmfestivals in dieser Stadt, und ich weiß, dass der eine und andere von Ihnen auch schon dort war. Es ist sicherlich ein ganz wichtiger Beitrag zur kulturellen Vielfalt in unserer Stadt, und es ist außerdem, nebenbei bemerkt, das zweitgrößte Filmfestival in Wien.

"Identities" war früher Teil der Viennale, wurde dann - und ich glaube, ganz zu Recht - in einen eigenen Verein ausgelagert und hat eine eigene Trägerschaft bekommen. Denn "identities" ist zu groß geworden, um Teil der Viennale sein zu können, "identities" ist nämlich eines der erfolgreichsten Projekte, die es in diesem Bereich in der Stadt gibt. Es ist auch eines der zwei größeren und professionell veranstalteten Festivals oder Veranstaltungsreihen, die wir in dieser Stadt haben, die dieses Thema oder die Community der Queers anspricht. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn ich mich recht erinnere, waren eine ganze Menge von Ihnen dieses Jahr am Life Ball und haben sich dort in der Sonne des Life Balls gesonnt. Ja, Herr STEFAN, ich sehe Sie lächeln; ich hoffe, Sie werden uns dabei unterstützen sicherzustellen, dass das "identities"-Filmfestival mehr Geld bekommt. 

Dieses Festival hat Ausbaupotential, und es kann mehr, als es in den letzten Jahren schon gezeigt hat. Ich glaube, das ist unbestritten, und auch der Herr Stadtrat hat bei der letzten Eröffnung gesagt, wie wichtig es ihm ist. Wenn Sie auf die Webseiten und in die Informationsbroschüren des Wien Tourismus schauen, dann sind wir dort auch sehr stolz auf diese Veranstaltungsreihe, und der Wien Tourismus tut bekanntlich solche Dinge nur dann, wenn sie dort wissen, dass es in irgendeiner Form Potential im touristischen Bereich hat. Es scheint also offensichtlich so zu sein, dass die Zielgruppe der Schwulen und Lesben für uns interessant ist. 

Dann frage ich Sie aber, sehr geehrte Damen und Herren: Warum bekommt das Filmfestival dieses Jahr weniger Geld als letztes Jahr? Warum bekommt das "identities"-Filmfestival dieses Jahr nicht 210 000 EUR wie letztes Mal, sondern nur noch 110 000 EUR? Steck dahinter Unachtsamkeit? Schlichtes Desinteresse? Oder ist es einfach nicht so glamourös, 200 000 EUR für ein tolles Filmfestival auszugeben, statt auf dem Life Ball herumzustehen und sich dort zu sonnen?

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist sehr bedauerlich, und ich erkenne gewissermaßen auch ein bisschen System darin, dass es offensichtlich nicht möglich ist, dass die Kulturpolitik dieser Stadt erkennt, dass das, was Potential hat, auch entsprechend gefördert werden muss. Entsprechend gefördert heißt sicherzustellen, dass die Mittel da sind, damit das Festival professionell, hoch qualitativ und in dem Sinne durchgeführt werden kann, wie wir alle uns das erwarten, nämlich als glanzvolles zweitgrößtes Filmfestival dieser Stadt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Die 110 000 EUR - denen wir natürlich zustimmen werden - sind entweder genug, um ein Festival zu veranstalten, aber keine Filme zu zeigen, oder um Filme zu zeigen, aber die Leute, die die Veranstaltung machen, nicht zu bezahlen. Ich glaube nicht, sehr geehrte Damen und Herren von der Sozialdemokratie, dass es in Ihrem Interesse ist, dass Leute in dieser Stadt völlig umsonst Kulturarbeit machen sollen. Ja, das ist ein wichtiger Standpfeiler von Kulturarbeit in dieser Stadt, aber es aufzuzwingen kann wohl nicht im Interesse sein. 

Es ist schade, dass der Herr Stadtrat sich dort hinten auf der Bank versteckt hat; ich glaube, er ist hier. Mich würde schon sehr interessieren - und ich würde ihn auch bitten, uns das heute vielleicht auch persönlich mitzuteilen -, was seine weiteren Schritte bei dem Filmfestival sind. Denn ich wünsche mir und hoffe, die Signale richtig gehört zu haben, dass das Festival für das nächste Jahr noch zusätzliches Geld bekommen wird, um jene Arbeit fortzusetzen, von der wir wissen, dass sie hervorragend ist, dass wir sie brauchen und dass sie wichtig ist für diese Stadt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie mich schließen mit dem Text der Würdigung, die das Festival bekommen hat, als der große "GALA Gay and Lesbian Award 2003" an das Festival verliehen wurde: Gewürdigt wird die Festivalmacherin für ihre wegweisende, initiative Arbeit im Projekt des 'identities. Queer Film Festivals', dem biennalen Wiener Filmfestival des lesbischen und schwulen Films. Die Jury würdigte besonders die sozialintegrative Funktion des Filmprojekts, auch das heterosexuelle Publikum mit den Lebenswelten von Lesben und Schwulen vertraut zu machen und Berührungsängste abzubauen. Noch dazu haben Barbara Reumüller und ihr Team 'identities' innerhalb weniger Jahre zu einem Publikumserfolg gemacht, der auch in den Medien ein beachtliches Echo hervorruft.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es wäre doch wirklich schade, wenn dieser Preis umsonst vergeben worden wäre. Ich hoffe, dass wir noch einmal in diesem Jahr und möglichst sehr bald die restlichen 75 000 EUR, die dem Festival noch fehlen, um dort die Arbeit gut zu machen, hier beschließen werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bin ausnahmsweise noch ein bisschen bescheidener, als Frau Ringler es diesmal war. Ich will nämlich gar nicht mehr Geld für ein Projekt, ich will nur, dass es anders ausgezahlt wird. Das heißt, ich rede zum Wiener Film Fonds, der zwar ... (GRin Mag Marie Ringler: Warum bescheiden sein?) Ich sollte nicht bescheiden sein? Egal, ob bescheiden oder unbescheiden, der Herr Stadtrat leiht uns eh nicht sein Ohr, wenngleich ich heute hier bescheiden bin und versucht habe, ihn ein bisschen hervorzulocken - aber erfolglos.

Der Wiener Film Fonds hat derzeit ein Budget von 8 Millionen EUR im Jahr, was an sich eine gute Ausstattung ist, die wir auch damals in unserer Zeit der Regierung durchsetzen konnten. Allerdings wird jetzt schon zum zweiten Mal hintereinander das Geld nicht auf einmal, sondern in zwei Raten ausgezahlt. Das ist schlicht und einfach falsch, weil wir alle wissen, dass es bei Filmzusagen - und diese Filmförderung ist ja nicht nur eine Kulturförderung, sondern sehr wohl auch eine Standortförderung und eine Wirtschaftsförderung - um langfristige Zusagen geht. Daher ist das natürlich eine starke Einschränkung, weil ein Geschäftsführer eines Fonds ja nur Zusagen machen kann, die tatsächlich gedeckt sind.

Überhaupt glaube ich, dass es beim Film - wir bekennen uns ja sehr zum Filmstandort Wien und haben auch eine Menge dafür getan - sinnvoll wäre, einen Dreijahresvertrag einzurichten, wie das übrigens immer geplant war. Warum das nicht der Fall ist, ist mir, ehrlich gesagt, unklar. Wir haben ja eine Diskussion hier im Ausschuss gehabt, in der argumentiert wurde, dass man uns in der Opposition die Möglichkeit der Information geben will und dass wir ganz genau wissen, welcher Film damit gefördert würde. Ich habe damals schon gesagt, ich würde mir vielmehr wünschen, zum Beispiel das erste Mal in meinem Leben eine Bilanz der Vereinigten Bühnen zu sehen. Das würde meinem oppositionellen Geltungsdrang viel mehr nachkommen als die Möglichkeit, hier im Nachhinein über die Bewilligungen von Filmen etwas zu erfahren, weil mein Vertrauen zur Geschäftsführung des Filmfonds ohnehin ein sehr großes ist. Ich glaube daher, dass man ihm die Handlungsmöglichkeit geben sollte, wirklich die besten Projekte für Wien langfristig an Land zu ziehen. Beim Film ist es einfach so, dass es einen Standortwettkampf gibt, und diejenigen, die zuerst eine Zusage geben können, bekommen klarerweise auch die attraktivsten Projekte.

Daher bringe ich in meinem eigenen Namen folgenden Antrag ein: 

"Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass das Kulturamt der Stadt Wien dem Filmfonds Wien die Jahressubvention am Anfang des Jahres als Einmalzahlung zur Verfügung stellt und darüber hinaus mit dem Filmfonds Wien einen Dreijahresvertrag abschließt, um so für die optimale Planungssicherheit zu sorgen, um die gewohnte Qualität gewährleisten zu können. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vitouch. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): "Die fetten Jahre sind vorbei" - so der Titel des Films, der einem österreichischen Regisseur vorgestern bei den 57. Filmfestspielen in Cannes eine Viertelstunde lang Standing Ovations eingebracht hat. Die schrille Politgroteske des Vorarlbergers Hans Weingartner - der übrigens im Brotberuf Neurologe ist, und als Filmschaffender braucht man ganz offenbar einen Brotberuf - wurde von der internationalen Presse triumphal gefeiert, nicht zuletzt wegen pointenreicher, witziger Dialoge, vor allem aber aufgrund seines Themas, nämlich des Unbehagens an der globalisierten Welt. 

Während gleichzeitig die so genannten "Intermittents" - das sind jene 113 400 französischen Künstlerinnen und Künstler, die sich mit Teilzeitverträgen eher schlecht als recht durchschlagen müssen - das Festival als Sozialkampf-Plattform für ihre durchaus berechtigten Forderungen nützen, versuchen die Hotel- und Restaurantbesucher von Cannes, ihre geschätzten 120 Millionen EUR an Ertrag durch den Aufmarsch von 1 000 Gendarmen aus dem Innenministerium absichern zu lassen. Es schaut also glatt so aus, als wäre Film ein wichtiger Wirtschafts- und Tourismusfaktor. 

Das ist eigenartigerweise der österreichischen Bundesregierung bisher noch nicht so richtig aufgefallen. Denn seit Monaten fordert die österreichische Filmwirtschaft steuerliche Anreize für privates Kapital, um - nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund der EU-Erweiterung - ihre Wettbewerbsfähigkeit erhalten zu können. Erst vor einer Woche stellte der Fachverband der Audiovisions- und Filmindustrie ein an europäische Vorbilder wie Irland, Luxemburg und die Niederlande angelehntes Steuergutscheinmodell vor, das neben der Entlastung der Produzenten auch einen volkswirtschaftlichen Multiplikatoreffekt bis zum Drei- und Vierfachen hätte und dazu die Attraktivität Österreichs als Location für ausländische Produktionen steigern würde. Leider hat es von Seiten des Finanzministeriums bisher kein einziges diesbezügliches Gespräch gegeben, und auch das Versprechen, im Rahmen der Steuerreform Berücksichtigung zu finden, wurde von der blau-schwarzen Regierung nicht eingehalten. Die verprellte Filmwirtschaft kann also dem NLP-Phrasendreschen des Herrn Finanzministers leider keine Perspektiven entnehmen. 

Dass sich auch der ORF in Sachen Filmförderung konsequent abmeldet und auf das Abspielen von Hollywood-Schrott spezialisiert hat beziehungsweise sich mit Hingabe den Peinlichkeiten eines Eurovisions-Songcon-tests widmet, ist gerade im Hinblick auf die EU-Erwei-terung eigentlich skandalös. So blieb es dem Linzer Filmfestival "Crossing Europe" und natürlich dem Filmarchiv Austria mit "Grenzenlos - Filme aus dem neuen/ alten Europa", noch bis 8. Juni im Metro-Kino zu sehen, vorbehalten, Panoramen des europäischen Films zu zeigen. 

Erfolgreich agiert auch der Filmfonds Wien unter seinem von StR Mailath-Pokorny wiederbestellten Geschäftsführer Dr Peter Zawrel. Die Stadt Wien fördert 
ja schon seit 25 Jahren die heimische Filmproduk-
tion. Allein in den letzten drei Jahren konnten vom FFW 255 Projektzusagen mit einem Gesamtfördervolumen von 27 Millionen EUR ausgesprochen werden. Im Vorjahr kamen 17 Filme, mit 5,7 Millionen EUR gefördert, in die in- und ausländischen Kinos, und die gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung im Inland betrug rund 23,5 Millionen EUR. Das heißt, jeder in die österreichische Filmwirtschaft investierte Euro ist vierfach zurückgekommen.

Jetzt sind gerade wieder die Förderungen für neun Produktionen in der Gesamthöhe von 1,02 Million-en EUR zugesagt, darunter die österreichisch-tsche-chisch-US-amerikanische Verfilmung von Emile Zolas "Therese Raquin" mit Franka Potente und Joseph Fiennes, ein österreichisch-deutsch-luxemburgischer Kinderfilm über einen Neandertalerbuben - "Lapislazuli", Regie Wolfgang Murnberger -, ein Filmprojekt von Kurt Palm über "das wilde Leben des Wolfgang Mozart" sowie diverse Dokumentarfilme, zum Beispiel über die Palmers-Entführung im Jahr 1977, oder "Unerwünschtes Kino" über jüdische Produzenten und Filmkünstler der dreißiger Jahre. 

Nicht zuletzt geht auch die gegenwärtige Präsenz österreichischer Filme auf internationalen Festivals - wie zum Beispiel Jessica Hausner mit dem Horrorfilm "Hotel" derzeit in Cannes - auf die Unterstützung des Filmfonds Wien zurück, der auch für seine Gebarung vom Rechnungshof und vom Kontrollamt gelobt wurde. Auch das Auszahlen der Subventionen in dieser Form wurde hier ausdrücklich als positiv hervorgehoben. 

Natürlich geht aber dieser Erfolg, der ja langfristig zu sehen ist, auch noch auf die seinerzeitige Förderung durch den sozialdemokratischen Bundeskanzler Viktor Klima zurück. Das ist die einhellige Meinung der Filmschaffenden derzeit in Cannes. Nur können diese Erfolge leider nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Situation der heimischen Filmwirtschaft insgesamt alles andere als rosig ist. StR Mailath hat daher erst unlängst einen umfassenden filmpolitischen Maßnahmenkatalog zur Stärkung der Vienna Region vorgestellt und die Stadt Wien als Plattform einer von Bund, Ländern, ORF und audiovisueller Industrie getragenen Initiative angeboten. Wir können nur hoffen, dass dieser Vorschlag angenommen wird und alle Kräfte für den Film gebündelt werden können. Denn der österreichische Markt ist, wie wir wissen, für Einzelvorstöße ein bisschen zu klein. 

Aber vielleicht "wackelt" bei diesen Verhandlungen und Bündelungen "der Boden unter den Füßen", weil die "Antworten schwer zu finden sind", um es mit den Worten von Jessica Hausner zu sagen. Zitat weiter: "Ich hab genug von den Filmen, die auf die Schulter klopfen und sagen: Alles wird gut." In diesem Sinne: Alle Kräfte für den österreichischen Film! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Mag Unterreiner hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wieder spreche ich nach Frau Dr Vitouch; sie ist diejenige, die immer die Jubelmeldungen bringt, ich bin immer diejenige, die kritisiert. Denn ich denke mir, es gibt Jubelmeldungen zum österreichischen Film zuhauf, aber wer immer sich diesen Akt genau angeschaut hat und wer immer diesen Akt ganz genau durchgelesen hat - und ich nehme doch an, dass das zumindest diejenigen tun, die im Kulturausschuss sitzen -, der weiß ganz genau, dass es in Wirklichkeit sehr, sehr trist um den österreichischen Film ausschaut. Jahr für Jahr werden ja allein vom Wiener Film Fonds an die 8 Millionen EUR vergeben, und das Österreichische Filminstitut gibt ungefähr gleich viel an Geldern dazu. 

Etwas, was Sie jetzt verschwiegen haben, Frau Dr Vitouch, ist: Es wurde sogar, was das Österreichische Filminstitut angeht, der Etat erhöht, und es wurde von Morak ein eigener Posten eingerichtet, und zwar der Fernsehfilmfonds. Es sind sozusagen 10 Millionen EUR mehr für die österreichische Filmbranche da. 

Trotzdem - und wir kennen die Diskussionen seit Jahren - verbessert sich nichts, die Gelder fließen immer wieder zu denselben Institutionen, zu denselben Filmschaffenden, aber das Produkt, der Film, verbessert sich nicht. Daher würde ich sagen, objektiv gesehen ist es mager, subjektiv gesehen - so wie ich das sehe - ist es katastrophal! Und noch einmal: Lassen Sie sich nicht durch Jubelmeldungen in den Medien einlullen, sondern lassen Sie einfach nur die Zahlen sprechen. Ich würde sagen, der Film hängt am Dauertropf, am staatlichen und am städtischen, und wenn der abgeschaltet werden sollte, dann stirbt der Patient österreichischer Film!

Lassen Sie mich drei Beweise für die Erfolglosigkeit anführen. Nämlich als Punkt eins: Es wird schon einmal als ganz großer Erfolg verbucht, wenn Filme nur bei den Festivals aufscheinen. Allein das genügt aber nicht, ich muss bei den großen Filmfestivals auch Preise erringen. Das allein, würde ich sagen, ist also noch kein Kriterium für einen Erfolg. 

Zum Beispiel wird im Akt erwähnt, dass Michael Hanekes "Wolfszeit" seine Uraufführung feierte. Dass aber kein Mensch sich freiwillig den Film anschaut und nur wenige sich den Film angeschaut haben, wird gleichzeitig nicht erwähnt. Ich würde jedoch meinen, Film ist ein Medium, das viele Menschen erreichen soll, Filme werden für viele gemacht, Film ist ein Massenmedium. Wenn nur ein paar Tausend hingehen - und ich habe die Zahlen, ich werde sie dann noch vorlesen -, dann ist das einfach ein Flop. Das heißt, es muss auch bei den großen Festivals ein Erfolg verbucht werden können, und es nützt gar nichts, wenn irgendwo in Kuala Lumpur ein dritter Preis oder in Catalonia irgendein Preis zu verzeichnen ist. Das ist ganz einfach zu wenig. 

Punkt zwei: Es gibt zum Beispiel an Geldern für Projektentwicklung 472 000 EUR, es gibt Gelder für 39 Filmvorhaben von 7,3 Millionen EUR. Jetzt stellen Sie sich vor: Von all diesen Vorhaben und Projektentwicklungen sind im Jahr 2003 ausschließlich 19 Filme in die Kinos gekommen! Was das Schicksal der Filmvorhaben und dieser ganzen Projektentwicklungen ist, weiß man nicht. Allein das ist ja schon armselig! Wenn ich von vielen, vielen Millionen Euro ausschließlich 19 Filme in den Kinos starten lasse, zeigt das ja schon, dass da etwas nicht stimmt. Denn es muss natürlich so sein, dass Filme gemacht werden, die dann in die Kinos kommen, und nicht nur 19 von so vielen Vorhaben. 

Ich nehme nur die Zahlen aus dem Akt, und was die Besucherzahlen angeht, ist das besonders traurig. Ich kann es Ihnen nicht ersparen, ich muss es Ihnen diesmal vorlesen, damit Sie sich vorstellen können, wie uninteressant der österreichische Film für das österreichische Publikum ist. Wir haben hier Kinostart und Besucherzahlen 2003 aus dem Akt, ich zitiere also nur den Akt und nichts anderes:

"Vielleicht habe ich Glück gehabt" 2 800 Zuschauer, "Richtung Zukunft durch die Nacht" 1 900 Zuschauer, "2 Väter 1er Tochter" 14 000 Zuschauer, "Am anderen Ende der Brücke" 29 000 Zuschauer - übrigens ein 
Film, der in den Medien unglaublich hochgespielt wur-
de -, "Rocco" 2 000 Zuschauer, "Move!" 700 Zuschauer, "Kaltfront" 1 400 Zuschauer, "Struggle" 1 100 Zuschauer, "Fast Film" 2 300 Zuschauer, "Twinni" 10 086 Zu-schauer, "YU" 749 Zuschauer, "011 Beograd" 1 172 Zu-schauer, "Auswege" 455 Zuschauer, "Bockerer IV - Prager Frühling" 10 560 Zuschauer, "Weg in den Süden" 285 Zuschauer, "Böse Zellen" - der in den Medien hochgejubelte Barbara Albert-Film - 13 500 Zuschauer, "Donau" 7 853 Zuschauer, "Ein Sommer mit dem Burg-gespenst" 2 773 Zuschauer, "MA 2412" 165 122 Zu-schauer. 

Das war es, meine sehr geehrten Damen und Herren! Für das wird jährlich ein riesiger Brocken Geld ausgegeben. Wir müssen doch selbst zugeben, dass das beschämend ist. Was soll das? Das kann man doch nicht als Erfolg werten! 

Ich habe heute ganz bewusst einmal wirklich die bitteren Zahlen genannt. Denn ein Film ist erst ein Erfolg, wenn mehrere Millionen ihn sich anschauen. Sagen Sie nicht, dass Österreich so klein ist! Wir können natürlich Filme machen, die weit über die Grenzen hinaus berühmt werden können. Denn Film ist kein Medium, für das die Sprache ein Hinderungsgrund wäre, Film ist weltumspannend, Bilder versteht jeder. Daher muss ich sagen: Der österreichische Film ist erfolglos! Das ist nicht so schwierig zu verstehen, weil ich einfach nur die Zahlen genannt habe. Das heißt, der Film findet keinen Zugang beim Publikum, das heißt, es werden Gelder für die Filmbranche, für die ewig gleiche Clique gewährt, aber das Produkt, das herauskommt, wird nicht akzeptiert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe mir erlaubt, mir einmal anzuschauen, wie es in den anderen Ländern ist. Ich habe mir einen Film genommen, der ohne öffentliche Gelder, ohne Filmbranche-Gelder oder irgendeine Unterstützung, sondern nur mit privaten Geldern gemacht wurde. Es ist der Mel Gibson-Film "Die Passion Christi". Er hat ganz, ganz schlechte Kritiken gehabt, gar kein Geld wurde zur Verfügung gestellt, Gibson hat das allein vorfinanziert. Obwohl der Film privat finanziert werden musste und obwohl er in der Öffentlichkeit am Anfang auch keine guten Kritiken hatte, ist er innerhalb weniger Wochen zu einem unglaublichen Publikumserfolg und auch zu einem finanziellen Erfolg geworden. Das heißt, alles was hineingesteckt wurde, ist wieder zurückgeflossen. (GR Mag Christoph Chorherr: Aber in Österreich hat er noch keine Million! Wissen Sie, was er in Österreich hat? Ich weiß es! Eine Million hat er nicht gehabt!)
Nein, Herr Mag Chorherr, ich würde mich aber freuen, wenn zum Beispiel ein österreichischer Film im Ausland Erfolge hat. Ich würde mich ja schon freuen, wenn er irgendwo Erfolg hat. Wissen Sie, ich möchte das ja nicht irgendwie messen, ich sehe nur den Film ganz allgemein ... (GR Mag Christoph Chorherr: Lesen Sie Zeitungen?) Ich lese die Zeitungen. Ich verstehe auch nicht, warum Sie sich so dagegen sträuben, das als Erfolg zu werten. Es ist ein Film, der einen großen Erfolg hat, obwohl er von verschiedenen Seiten her nicht gefördert wurde und von den Medien überhaupt nicht gepusht wurde. Obwohl man gesagt hat, das sei ein ganz schlechter Film, ein ganz brutaler und grauenhafter Film, stimmt das in Wirklichkeit überhaupt nicht. Er zeigt eben das Leid Jesu Christi in den letzten Stunden, hat aber nichts zu tun mit dieser Brutalität, wie man sie immer in den Medien gezeigt hat. Das ist überhaupt scheinheilig, weil Fernsehen und auch Filme voll mit Gewalt- und Pornoszenen sind - das dann als besonders brutal hinzustellen, stimmt nicht. 

Das heißt, man kann gute Filme machen, und Filme können auch Welterfolge werden, wenn man den Film ganz einfach gut macht. Mir tut es einfach leid, dass das seit vielen Jahren in Österreich nicht gemacht wird. Der Film steckt in einer Sackgasse - ich sage das seit Jahren -, die Besucherzahlen beweisen es. Ich habe es diesmal dargelegt, Herr Mag Chorherr, daran kann man leider nicht rütteln. Ich bin ja selber sehr traurig. 

Wir haben immer wieder gesagt, man muss eine grundlegende Reform machen. Der jetzige Filmfonds und das Filminstitut ist so angelegt, dass nur die ewig gleichen österreichischen Filmemacher Gelder bekommen. Das heißt, die werden subventioniert, das Produkt - der Film - nicht. Ohne eine grundlegende Reform werden wir natürlich wiederum dieser Subvention keine Zustimmung erteilen können. (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Christoph Chorherr: Wir werden es ertragen, dass Sie nicht zustimmen!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Eine zweite Wortmeldung liegt von Dr Salcher vor. Er hat noch 17 Mi-nuten Redezeit.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Manchmal kann man sich wirklich, auch wenn man sich festbindet, nicht halten bei einem Redebeitrag der Frau Kollegin Unterreiner. (GR Mag Christoph Chorherr: Ich habe mich festgebunden!) Es wird mich keine 17 Minuten kosten, aber, liebe Heidi Unterreiner, dein Redebeitrag hat mich wirklich so animiert, dass ich mich nicht einmal festbinden konnte. Ich muss das Folgende sagen zu dem Vergleich von Mel Gibson, den ich sehr schätze als Schauspieler und als Regisseur von "Passion Christi" - den ich auch gesehen habe -, mit dem österreichischen Film, so nach dem Motto: Das ist ein Supertyp, der hat kein staatliches Geld, keine Filmsubvention, aber einen Riesenerfolg, alles ist gelaufen - warum machen wir das nicht in Österreich? (GR Harry Kopietz: Macht ein Privatissimum!)
Nur ein bisschen was zu den Zahlen: "Die Passion Christi" hat 200 Millionen Dollar gekostet. Gehen wir jetzt einmal großzügig davon aus und sagen wir, alles, was in Österreich an Filmförderung in Wien und auf Bundesebene passiert - in den Ländern passiert ja relativ wenig -, beträgt in etwa 20 Millionen EUR. Das heißt (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das habe ich nicht gesagt!) - das Beispiel hast ja du gebracht -, um so etwas wie "Passion Christi" zu machen, wäre es die Strategie, zehn Jahre lang in Österreich keinen Film zu produzieren, dann alles auf eine Karte zu setzen und zu hoffen, dass dieser ... (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Er hat es privat gemacht!) 

Was heißt privat? Herr Gibson hat dieses Geld mit einer Risikofinanzierung aufgebracht und ein Risiko selbst auf sich genommen, aber natürlich mit einem völlig anderen Markt und mit einer völlig anderen Dimension. Ich bin ein großer Freund des österreichischen Films, und ich bin ein großer Freund des Hollywood-Films, aber es geht nicht, die zwei Dinge miteinander zu vergleichen. Das hat miteinander wirklich nichts zu tun! 

Es ist wahnsinnig schwer - und ich verstehe 
nicht, warum ihr euch mit Händen und Füßen dagegen wehrt -, die Ebene eines Hollywoods, wo heutzutage durchschnittliche Produktionskosten von 200 Millionen, 250 Millionen EUR gegeben sind, mit der österreichischen Filmlandschaft zu vergleichen.

Die Ebene eines Hollywoodfilms, wo heutzutage durchschnittliche Produktionskosten von 200, 250 Milli-onen EUR gegeben sind, mit der österreichischen Filmlandschaft zu vergleichen, das ist ja abstrus. 

Wir haben bei mir im 21. Bezirk einen Windkanal. Es kommt jetzt der neue Film von Roland Emmerich heraus, der mit der Eiszeit zu tun hat. Natürlich könnten wir dort den Windkanal auch einmal für ein halbes Jahr mieten und sozusagen im kleinen Österreich einmal ein bisschen spielen: Wie schaut eigentlich Wien aus, wenn die Klimawende eintritt? 

Aber Hollywood und Österreich, das sind zwei völlig verschiedene Paar Schuhe. Du warst ja selbst dort, du hast ja auch gesehen, um welche Dimensionen es geht, und das zu vergleichen und zu sagen, in Österreich ist alles Mist, das stimmt einfach nicht. 

Ich meine, die österreichischen Filme – da kann man jetzt darüber diskutieren, wie man will – haben, von "Poppitz" angefangen und was da alles in der letzten Zeit produziert wurde, mit allen großen Hollywood-Produk-tionen durchaus gut mithalten können. Wir waren relativ knapp zumindest mit einer Oscar-Nominierung dabei mit dem Film eines Österreichers. Da kann man ja nicht sagen, wir sind nirgendwo. Es ist sicher so, dass es in den letzten zehn Jahren eine deutliche Steigerung der Qualität der Filme und auch der Besucherzahlen gegeben hat – trotz eines sehr, sehr harten Wettbewerbs. 

Man kann dem österreichischen Film sicher kritisch gegenüberstehen – das tue ich auch, es kann immer noch besser werden –, aber diese Pauschalverurteilung, indem man sagt, da gibt es irgendwie so eine kleine nette Privatperson, den Herrn Mel Gibson, der hat dort in einer Sozialinitiative 200 Millionen EUR zusammengebracht und hat halt einen riesig erfolgreichen Film gemacht, also das hat mit einer ernsten Auseinandersetzung – und mir sind alle Beiträge in diesem Haus im Kulturbereich wichtig und ernst – nichts zu tun. 

Daher mein großer Appell an die Freiheitliche Partei, einmal ein bisschen die Scheuklappen beim Thema Film zu weiten, sich mit der Themenstellung auseinander zu setzen, dann hier herzukommen und eine ernsthafte Auseinandersetzung zu machen, zu der wir gerne bereit sind. Aber irgendwelche Nacht- und Nebelträume vom Mel Gibson bringen, glaube ich, den österreichischen Film nicht sehr weiter, sie bringen ihn höchstens um. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der SPÖ. – GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Na geh bitte! – Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort mit Handzeichen verzichtet.

Wir kommen somit gleich zur getrennten Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren des Gemeinderates für die Postnummer 35 ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen somit gleich zur Postnummer 36. 

Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen. – Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so beschlossen.

Wir kommen somit auch gleich zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht vom Kollegen Salcher, betreffend Jahressubvention in Teilzahlungen an den Filmfonds Wien für den Dreijahresvertrag.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das hat nicht die Mehrheit gefunden.

Wir kommen somit gleich zur Postnummer 38 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an die Projektgruppe "Wörterbuch der Fackel". 

Es gibt auch hier keine Wortmeldung. Wir können somit diese Post gleich abstimmen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Österreichischen Volkspartei und der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 41 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Errichtung einer Landesleitstelle zur Umsetzung der Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige Fremde in Wien im Bereich des Fonds Soziales Wien. 

Der Berichterstatter hiezu, Herr GR Deutsch, wird einleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche, diesem Geschäftsstück die Zustimmung zu geben.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet hat sich Frau StRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

StRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!
Die GRÜNEN werden dem vorliegenden Akt heute ihre Zustimmung erteilen, und an dieser Stelle gebührt der Stadt Wien durchaus auch etwas Lob, Lob dafür, dass die Stadt Wien bei der Umsetzung der § 15a-Vereinbarung zwischen Bund und Ländern zur Grundversorgung für AsylwerberInnen einen Schritt weiter gegangen ist und hier eine Reihe von Angeboten entwickelt hat, die es in anderen Bundesländern so nicht gibt und wo ich schon sehr hoffe, dass die Wiener Regelung, zumindest was die zusätzlichen Angebote betrifft, auch in anderen Bundesländern Nachahmung finden wird.

Exemplarisch führe ich nur die psychologische Betreuung an, die es hier in Wien für AsylwerberInnen gibt und die es in anderen Bundesländern nicht gibt. Die ist dort zum Beispiel nicht vorgesehen, und das ist seitens der GRÜNEN in anderen Landtagen auch vielfach kritisiert worden, und es ist auch angeregt worden, so etwas doch auch andernorts in Österreich zu schaffen.

Nichtsdestotrotz gibt es ein paar Punkte, wo die Kritik der GRÜNEN aufrechterhalten wird, und die möchte ich an dieser Stelle kurz bekräftigen und nochmals in Erinnerung rufen. Ich werde mich auch deshalb kurz halten, weil wir demnächst im Landtag die Gelegenheit haben werden, uns vielleicht ein bisschen detaillierter mit der Grundvereinbarung auseinander zu setzen, nämlich dann, wenn die entsprechende Gesetzesnovelle hier zur Beschlussfassung vorgelegt wird.

Ich möchte daher zunächst einmal in Erinnerung rufen, dass diese § 15a-Vereinbarung, ja, eine Verbesserung ist, eine dringend notwendige Verbesserung ist, auch etwas ist, wofür die GRÜNEN sich in den letzten Jahren mit aller Kraft eingesetzt haben, nämlich dass eine Vereinbarung zur Grundversorgung von AsylwerberInnen in Österreich kommt, aber dass sie der Weisheit letzter Schluss bei weitem nicht ist, dass sie zu kurz greift, ja sogar, könnte man meinen, in manchen Bereichen leider etwas kleinlich ausgefallen ist. 

Das heißt, hier gilt es, Verbesserungen zu erreichen, und es gilt unter allen Umständen, nicht zu glauben, dass die Debatte jetzt zu Ende ist. Es gibt jetzt eine Grundversorgungsvereinbarung, und sie sollen quasi froh sein, dass sie überhaupt versorgt werden. So können wir mit Menschen, die Schutz brauchen, nicht umgehen, und dazu gibt es, wie gesagt, detailliert meine Kritik und die Kritik der GRÜNEN dann, wenn die Novelle an dieser Stelle diskutiert wird.

Zweitens: Der nicht vorhandene Rechtsanspruch. Es hätte rechtlich durchaus die Möglichkeit gegeben, Flüchtlinge, AsylwerberInnen mit einem Rechtsanspruch auf Grundversorgung auszustatten. Dieser Weg ist leider nicht eingeschlagen worden. Er ist bis jetzt weder in einem anderen Bundesland eingeschlagen worden noch leider in Wien. Die Novelle, die jetzt vorgelegt worden ist, und die dieser Tage begutachtet wird, sieht für Wien ebenfalls keinen Rechtsanspruch vor, und das finde ich schade. Das finde ich deshalb schade, weil wir ja in Wien mehrfach betont haben, dass wir gerade im Bereich der Asylpolitik und der Integrationspolitik einen eigenen Weg gehen wollen, ja sogar ein Vorzeigemodell für andere Bundesländer sein möchten. In diesem Fall, denke ich, sind wir der Rolle, die sich Wien selbst vorgenommen hat, nicht gerecht geworden, und diesbezüglich haben die GRÜNEN einen Antrag vorbereitet, den wir in der entsprechenden Debatte im Wiener Landtag auch einbringen werden.

Zwei Punkte noch im Zusammenhang mit der Umsetzung der Vereinbarung, so wie sie heute hier vorgelegt wird. 

Erstens wird von den GRÜNEN kritisiert, dass diese Umsetzung der Vereinbarung im Rahmen des Fonds Soziales Wien erfolgt. Das dürfte, denke ich, für die meisten hier nachvollziehbar sein. Ich denke, ich brauche ob der etwas fortgeschrittenen Stunde und ob des äußerst geringen Aufmerksamkeitspegels hier im Raum die Kritikpunkte der GRÜNEN nicht im Detail vorzutragen, aber nur so viel zur Erinnerung: Der Fonds Soziales Wien bedeutet wenig Transparenz, es bedeutet wenig Demokratie, wenig demokratische Entscheidungen innerhalb der Gremien des Fonds, es bedeutet wenig Kontrolle, es bedeutet auch mangelnde Berichtspflichten. Und all diese Kritikpunkte, die für den Fonds Soziales Wien gelten, gelten selbstverständlich auch für die Art und Weise, wie nun die Grundversorgung von Flüchtlingen in Wien stattfinden soll.

Wir finden das sehr bedauerlich. Wir hätten uns gewünscht, dass das umgesetzt wird im Rahmen einer anderen Stelle. Wir hätten uns gewünscht, dass der Fonds Soziales Wien anders wäre. Aber das ist jetzt eine andere Debatte, die heute auch spätestens in der Debatte zur Dringlichen geführt wird. Insofern brauche ich auf diese Kritikpunkte im Detail nicht einzugehen. Ich rufe es nichtsdestotrotz in Erinnerung und finde es, wie gesagt, bedauerlich, dass man diesen Weg zur Umsetzung gewählt hat.

Und ein Letztes noch, denn es hat auch etwas zu tun mit dem Umgang in diesem Hause mit Oppositionsparteien, ein Umgang, der heute bereits kritisiert worden ist im Zusammenhang mit der Art und Weise, wie der Strategieplan vorgelegt worden ist. 

Es ist, meine Damen und Herren, kein Zufall, dass ein Strategieplan für Wien so vorgelegt wird, dass man ein Cover hat, darauf steht "Entwurf", und hinter dem Cover befinden sich gerade fertig gedruckte Entwürfe. Das heißt, das ist nicht nur eine Veräppelung der Opposition, in meinen Augen ist es schon auch eine Veräppelung der Bevölkerung, denn wenn man sagt, den will man öffentlich diskutieren, den hat man aber schon fertig gedruckt, dann stellt sich hier die Frage, wo und wie soll man in einem fertig gedruckten Werk die vielen, vielen Anregungen, die die interessierte Bevölkerung einzubringen hat, einfließen lassen? Wo sollen sie sich dann niederschlagen? 

Genauso ist man mit einem anderen Punkt vorgegangen. Vielleicht ist es ein Detail, aber es zeigt auch den Umgang, es verdeutlicht ihn. Im Rahmen der Umsetzung der Vereinbarung, so wie sie heute hier beschlossen werden soll, soll auch eine Servicestelle eingerichtet werden, an die sich die Personen, die einen Anspruch auf die Leistungen aus dieser Grundversorgung haben, wenden können. Und in dieser Vereinbarung, die wir eigentlich heute erst beschließen, wohlgemerkt, steht, dass es ein Vergabeverfahren geben soll, damit man entscheidet, welche NGO oder welche Stelle, wie also überhaupt diese Servicestelle vergeben wird und an wen. Das heißt, beschlossen wird das alles heute, und zwar dann, wenn ich hier mit meinem Redebeitrag zu Ende bin. Allerdings am 3.5.2004, das heißt bereits vor mindestens zwei Wochen oder länger, durften wir den Medien entnehmen, dass man beschlossen hat, nein, genau genommen, damit ich korrekt bin, dass die Caritas den Auftrag bekommen hat. 

Meine Damen und Herren! Ja, die Caritas ist eine gute Wahl, es ist eine angesehene Stelle, es ist eine Stelle, der ich durchaus zutraue, diese Servicestelle bestens zu betreiben. Mir geht es hier nicht um die Caritas, mir geht es einfach darum: Was ist das für ein Umgang, wenn man dem Wiener Gemeinderat jetzt eine Vereinbarung zu Beschlussfassung vorlegt, wenn man schon Wochen davor bereits einen Auftrag vergeben hat, der eigentlich auf Basis von etwas erfolgt, das erst heute und hier beschlossen werden soll? Auch das ist meines Erachtens, wie gesagt, ein Zeichen für den Umgang mit der Opposition.

Die Grünen werden nichtsdestotrotz diesem vorliegenden Akt ihre Zustimmung geben, aber eigentlich nur deshalb, weil es um Asylwerberinnen und Asylwerber in Wien geht, und eigentlich deshalb, weil es die Menschen dringend brauchen und weil es ein guter Schritt ist für schutzbedürftige Menschen in der Stadt. Aber diese Zustimmung gilt unter keinen Umständen Ihrer Vorgangsweise. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. – Bitte. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wie Sie wissen, ist am 1.5.2004 die Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß dem bereits erwähnten Artikel 15a der Bundesverfassung über gemeinsame Maßnahmen zur vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige Fremde in Österreich in Kraft getreten, und es war ein Ziel dieser Vereinbarung, eine Vereinheitlichung der Grundversorgungsleistungen für hilfs- und schutzbedürftige Fremde, aber auch die Sicherstellung der Rechtssicherheit zu erreichen. Gleichzeitig soll auch eine Verteilung der Zielgruppenangehörigen im gesamten Bundesgebiet erreicht werden, um regionale Überbelastungen zu vermeiden. Es wurde aber mit dieser Vereinbarung auch ein Schritt zur Umsetzung der EU‑Richtlinie vom 27.1.2003 bezüglich der Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylwerberinnen und Asylwerbern in den Mitgliedsstaaten gesetzt. 

Frau StRin Vassilakou hat ja auch bereits auf die Angebote der Stadt hingewiesen, die über die Grundversorgungsleistungen wie Unterbringung, Verpflegung, Sach- und Geldleistungen, Krankenversicherung sowie medizinische Leistungen bis zur Information, Beratung und Betreuung, die ja in dieser Vereinbarung festgehalten sind, hinausgehen. Ich denke etwa an Integrationsmaßnahmen, die für Personen geplant sind, bei denen eine relativ hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass sie in Österreich bleiben werden, oder an Maßnahmen für Konventionsflüchtlinge, bei denen es einfach oft auch darum geht, eine Schnittstelle zum AMS herzustellen. 

Es wurde gleichzeitig auch von der Landesleitstelle gesprochen – und darum geht es ja auch in diesem heutigen Akt –, die eingerichtet werden soll, die die Organisation und auch die Steuerung dieser Grundversorgung übernehmen soll, die die Zuweisung der neu nach Wien kommenden Asylwerber auf Wohnplätze, die Qualitätskontrolle, aber auch die Administration der Leistungen vornehmen soll. Mit der Schaffung dieser Landesleitstelle wurde auch die Vereinbarung mit dem Bund über die Grundversorgung erfüllt. Die Stadt Wien hat bezüglich der Aufnahme von Flüchtlingen damit auch die ihr zugeteilte Quote bei weitem erfüllt. 

Der Bund hat darüber hinaus – und das ist ja auch in dieser Vereinbarung so geregelt – für Reservekapazitäten in Notsituationen zu sorgen, und jetzt sind insbesondere auch die westlichen Bundesländer gefordert, die ihnen übertragenen Quoten entsprechend zu erfüllen. Ich denke hier speziell an Vorarlberg und auch an Tirol.

Es wurde die Servicestelle der Caritas von der Frau Stadträtin angesprochen, wo in der Unterlage im Akt davon die Rede ist, dass es zu einem Vergabeverfahren kommen soll. Wir wurden im Ausschuss vom Geschäftsführer des Fonds Soziales Wien über Anfrage darüber informiert, dass es ein Gutachten gibt, dass ein eigenes Vergabeverfahren für diese Servicestelle nicht erforderlich ist, dass es aber sehr wesentlich ist, dass der Betreiber der Servicestelle eine Organisation ist, die auf eine langjährige Erfahrung zurückblicken kann und natürlich auch die organisatorischen Voraussetzungen mitbringt. 

Die Kritik am Fonds Soziales Wien betreffend mangelnde Transparenz kann ich nicht nachvollziehen. Sie wissen, es wurde ein eigener Beirat eingerichtet. Darüber hinaus erfolgte auch die Dotierung über den Gemeinderat, und damit ist ja auch die Mitwirkung des Gemeinderates gegeben. 

In diesem Sinne ersuche ich nochmals um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. – Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Post 41 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 12. Sie betrifft die 5. Gemeinderatssubventionsliste. 

Ich bitte Herrn GR Fritz Strobl um Einleitung.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. – Herr Dr Tschirf, bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Gegenstand dieser Subventionsliste ist auch eine Subvention von 100 000 EUR, die die Stadt Wien für die Bischofskonferenz und somit für den mitteleuropäischen Katholikentag in Mariazell gibt. Das ist ein kleiner, aber wichtiger Beitrag zu einem Ereignis, das weit über die Fragen der katholischen Kirche und des Glaubens hinaus geht, sondern hier wird tatsächlich Völkerverständigung gelebt. Der Ort Mariazell hat ja eine ganz besondere Bedeutung. Da ist mir in Erinnerung, wie ich mit einem ehemaligen Dissidenten im heutigen Tschechien gesprochen habe und wie er gesagt hat, die erste Reise in den Westen, die er nach 1989 unternehmen konnte, ist nach Mariazell gegangen. Dieser Katholikentag, dieser erstmals mitteleuropäische Katholikentag ist daher ein ganz wesentlicher Beitrag zu jenem Wiederzusammenwachsen Europas, das politisch mit dem 1. Mai dieses Jahres vor sich gegangen ist. 

Diesem Beitrag, den Wien hier leistet, sollten daher alle Fraktionen dieses Hauses zustimmen, weil es ein Zeichen dafür ist, was hier für das Zusammenwachsen Europas geschehen sollte. Es ist in jener Tradition, in der sich gerade die katholische Kirche nach 1945 befunden hat, die sehr viel dazu beigetragen hat, den Eisernen Vorhang löchriger zu machen und ihn letztlich zu überwinden. In diesem Sinne mein Aufruf, dass alle hier zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Wir kommen gleich zur Abstimmung, denn der Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen als erstes zur Abstimmung über die Position Österreichische Bischofskonferenz. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Grünen, so angenommen.

Ich lasse den Rest der Subventionsliste abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 4 zur Verhandlung. Sie betrifft den Ankauf und die Implementierung eines durch Chipkarte unterstützten Arbeitszeiterfassungssystems. 

Hiezu liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Grünen, so angenommen.

Wir gelangen nun zur Postnummer 10. Sie betrifft eine Subvention an die Aktiengesellschaft "Sozial Global". 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor.

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen. 

Es kommt nunmehr Postnummer 11 zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Orient Express – Beratungs-, Bildungs- und Kulturinitiative für Frauen". 

Hierzu gibt es keine Wortmeldung. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Postnummer 15 betrifft eine Subvention an den Verein Rosa Lila Tip. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 22. Sie betrifft das Vorhaben Tiefgarage Märzpark. 

Herr GR Lindenmayr bitte als Berichterstatter. 

Berichterstatter GR Siegi Lindenmayr: Ich ersuche um Zustimmung zum Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Ellensohn. – Bitte.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Mit der Zustimmung wird es nichts werden. Sie werden sagen, das ist nichts Neues. Eine Tiefgarage – die Grünen sind dagegen. Aber ich glaube, der Akt ist es wert, dass wir ihn uns etwas genauer anschauen. Es geht heute um eine Nachdotierung der Märzparkgarage, die schon ursprünglich – damals noch in Schilling – exakt 280 Millionen verschlingen hätte sollen, das ist ein bisschen über 20,3 Millionen EUR, und die heute mit den Stimmen zumindest der Sozialdemokratie – weiter weiß ich jetzt nicht genau – noch einmal 1,2 Millionen EUR bekommt, weil man eine Reihe von Fehlern begangen hat. 

Ich möchte den Akt im Einzelnen durchgehen. Es beginnt schon mit einer schönen Position von fast einer halben Million Euro, nämlich 465 847 EUR, an Vorlaufkosten der Wiener Stadthalle. Da wird alles mögliche hineingerechnet, was man natürlich niemals im ursprünglichen Budget hätte wissen können. Denn das hat man ja nicht gewusst, dass die Stadthalle zum Beispiel eine Standortuntersuchung macht, oder man hat nicht wissen können, dass man für die Garage Planung, Vorentwurf, Entwurf, Einreichung beauftragt und dass man das bezahlen muss. Das steht nämlich alles im Nachtrag drinnen, als ob man nicht bei einem Ursprungsbudget wissen könnte, dass diese Kosten anfallen. 

Ein Highlight dieser Abrechnung ist die Bürgerinformationsveranstaltung – die heißt hier nicht BürgerInneninformationsveranstaltung, sondern Bürgerinformationsveranstaltung –, die schlägt sich mit 34 673,74 EUR nieder. Das Komma kommt daher, dass man früher in Schilling gerechnet hat. Wir beschließen nämlich heute Geld für eine Veranstaltung, die im November 2000 stattgefunden hat. Also, vor dreieinhalb Jahren hat es eine Veranstaltung in der Stadthalle gegeben, bei der auch ich als Klubobmann der Grünen im 15. Bezirk anwesend sein durfte, bei der auch die Gemeinderätin der Grünen, Susanne Jerusalem, anwesend war und vielleicht an die 100 Personen, die eingeladen wurden auf Briefpapier des Bezirksvorstehers, mit der Unterschrift des Bezirksvorstehers. Wieso dafür zusätzliche Kosten veranschlagt werden, wissen wir nicht genau. 

Die Veranstaltung hat dann so ausgeschaut: Bei der Einladung wurde schon einmal darauf hingewiesen: "Nur für Sie persönlich". Eine Initiative "Leben in Fünfhaus", die damals ins Leben gerufen wurde, wurde dezidiert nicht eingeladen, obwohl mehrere Personen dieser Initiative als AnrainerInnen zu bezeichnen sind, nachdem sie zwei Querstraßen weiter weg im Nibelungenviertel wohnen. Die aktuelle Klubobfrau der Grünen im 15. Bezirk, Waltraut Antonov, wohnt im Nibelungenviertel und war nicht eingeladen. 

Diese Kosten sind hier beschrieben mit Anschauungstafel, dazugehöriges Video, die ganze PR-Begleitung, die Veranstaltung selbst und die Moderation. 34 000 EUR. Ich war dort, ich habe die Veranstaltung gesehen. Wenn wir Wiener Grüne Wahlkampfveranstaltungen mit 100 Leuten machen würden, die so viel Geld schlucken, oder auch die Sozialdemokratie oder eine andere Fraktion, dann hätte die Person, die so etwas vorschlagen würde, vermutlich große Probleme. Denn was da so viel Geld kostet, das weiß wahrscheinlich nur die Stadthalle selbst. Dem Akt ist es nicht zu entnehmen. 

Wir werden eine Anfrage stellen und das genau überprüfen lassen. Denn weder die Miete der Stadthalle kann soviel kosten noch die Moderation. Okay, es war ein Herr vom ORF, der mag vielleicht 1 000 oder 2 000 EUR nehmen pro Abend. Da fehlt aber immer noch einiges auf die 34 000 EUR. Ich glaube, dass man da ganz andere Rechnungen damit gezahlt hat. Es ist mir völlig unerklärlich. Und bevor jemand glaubt, dass wir ein großes Büfett gekriegt haben: Wir haben damals anschließend an Stehtischen ein Glaserl Wasser, ein Glaserl Wein und kleine Brötchen bekommen. Auch das kostet kein Vermögen. In altem Geld eine halbe Million Schilling hinauszuwerfen für eine Veranstaltung, die im Übrigen eine Veräppelung der Anrainer und Anrainerinnen war, eine Tatsache, die nicht nur unsere Fraktion damals scharf kritisiert hat. Es sind ausschließlich Pro-RednerInnen für die Garage eingeladen gewesen, ein sehr, sehr breites Podium mit in etwa fast zehn Sprechern auf dem Podium, die allesamt in eine einzige Stoßrichtung gegangen sind: Die Garage muss unbedingt her! Die AnrainerInnen durften an diesem Tag in einen Kasten Karten einwerfen, was sie für Wünsche hatten, die Flächenwidmung ist natürlich schon ein paar Tage vor der Veranstaltung erfolgt. 

Ich nehme an, dass man mit den Karten nichts anderes gemacht hat, als die Adressen aufzuschreiben, denn als Beruhigung gibt es jetzt jährlich für die AnrainerInnen dort beziehungsweise für andere Personen, die sich einmal aufgeregt haben über den Bau der Garage, eine Einladung zu einer Veranstaltung in der Stadthalle. Ich glaube, es ist im Regenfall Holiday on Ice, das weiß ich nicht genau, aber es ist jedes Jahr eine Veranstaltung. 

Diese 34 673 EUR sind nur ein Bruchteil dessen, was die Garage kostet, aber dreieinhalb Jahre nach einer Veranstaltung da hereinzugehen und das Geld einzukassieren, das schaut mir aus wie: Da haben wir noch einen alten Beleg. Wo können wir das hinschieben? Ich bin die Stadthalle, ich schiebe das da hinüber. Das werden sie schon machen im Gemeinderat. 

Im Übrigen sind wir momentan beim Ausschuss für Bildung – das wird es wohl nicht sein –, Jugend, Information und Sport. Ich nehme an, diese Veranstaltung fällt meinetwegen noch unter Information. Insgesamt reden wir hier vom Sportbudget der Stadt Wien. Einmal mehr! Aus diesem Sportbudget kommen die gesamten 1,2 Millionen. 

Nächster Brocken: Rechtsberatungskosten 36 000 EUR. Das klingt nicht so gefährlich, man braucht immer wieder Rechtsberatung. Gebraucht hat man sie wegen Eingaben von Firmen, die nicht berücksichtigt worden sind beim Vergabesenat der Stadt Wien. Die sind genau aufgeführt. Auch hier wurde schlampig gearbeitet, und diese Schlamperei kostet den Steuerzahler und die Steuerzahlerin 36 000 EUR. 

Im Vorfeld der Garage – damit sind wir beim nächsten Punkt – ist darauf hingewiesen worden, dass bis 1845 ein Friedhof vor Ort war, der Schmelzer Friedhof, der noch bis 1875 belegt wurde, und dass vermutlich noch sehr viele Gebeine in der Erde platziert sind, wo jetzt die Märzparkgarage entsteht oder nahezu fertig ist. Da hat es geheißen von Seiten der SPÖ im Bezirk: Nein, nein, das ist kein Problem, das hat man alles schon viel früher gemacht. Da war irgendwann eine Verlegung, die liegen sicher alle am Zentralfriedhof. Die neue Auskunft im Ausschuss lautet: Was früher mit den Gebeinen passiert ist, die man abtransportiert hat, das wissen wir nicht. Das ist die eine Antwort, und die andere Antwort hat die Stadtarchäologie gegeben, die nämlich gesagt hat: Moment! Das müssen wir uns genauer anschauen. Dieses genaue Anschauen schlägt sich mit 120 000 EUR nieder. Wieder 120 000 EUR. Das hat im Übrigen die gesamte Opposition im Bezirk vorher gesagt, dass es so sein wird. Uns hat man einreden wollen: Kein Problem! Alles nicht wahr. Kaum hat man angefangen zu graben, hat man es gesehen. Man hat auch kurzfristig die Grabungen stillgelegt, und die Archäologie hat mittlerweile 120 000 EUR verrechnet. 

Dann gibt es ein paar Baugebrechen. Irgendwelche WCs brechen ein, weil man davon ausgegangen ist, dass ... Das hat halt nicht gestimmt: 216 000 EUR. 

Sicherung: Zusatzleistungen zur Sicherung der E-Trasse im Bereich Vogelweidplatz Ost. Bei der Projektierung der Garage wurde davon ausgegangen, dass die vorhandenen alten E-Kabel auf eine zu schaffende Konstruktion aufgehängt werden können. Wer immer davon ausgegangen ist, dieser Fehler – man konnte es nämlich nicht, man muss neue Kabel legen – kostet den Steuerzahler und die Steuerzahlerin 381 000 EUR. Man ist halt von irgendetwas ausgegangen, das hat dann nicht gepasst. 

Leitungssicherung Hütteldorfer Straße. Es wurde von der planmäßigen Lage der Einbauten in der Hütteldorfer Straße ausgegangen. Das hat wieder nicht gestimmt. Diesmal fast günstig im Vergleich zur vorigen Zahl: 235 000 EUR. – Die nächste Schlamperei.

Dann haben wir noch ein Pech gehabt mit dem Stahlpreis. Der ist auch hinaufgegangen und kostet gleich 116 000 EUR. Es war auch nicht möglich, das im Vertrag festzulegen. 

Insgesamt sprechen wir heute über eine zusätzliche Summe bei einer Garage, bei er es natürlich einmal mehr vorher keine Befragung gegeben hat, selbstverständlich keine AnrainerInnenbefragung, selbstverständlich keine Abstimmung, sondern eine Informationsveranstaltung, die den Namen wirklich nicht verdient hat. Alle, die dort waren, werden das bestätigen können. Das war eine Propaganda der Personen, die Geld verdienen an Garagen, die daher nach meiner Meinung auch selber zuständig sein sollten, ihre eigenen Werbemittel zu zahlen. Das ist eine Werbeveranstaltung für die Garage gewesen, die sollte nicht der Steuerzahler und schon gar nicht die AnrainerInnen dort, die sich hundertfach schriftlich beschwert haben, bezahlen, sondern, wenn schon, soll das der Garagenbetreiber selber machen.

Tatsache ist einmal mehr: 1,2 Millionen EUR für eine Garage. Dieses Mal aus dem Budget des Sports. Darauf kommen wir später noch zurück. Es gibt heute noch einen Tagesordnungspunkt, bei dem deutlich wird, wie knapp das Budget im Bereich des Sports ist. Aber in diesem Punkt wird mit dem Geld des Sportamtes dort groß plakatiert – ich sage das, bevor wieder einer herauskommt und sagt, das hat mit dem Sportbudget nichts zu tun –: "Hier errichtet das Sportamt der Stadt Wien die Tiefgarage Märzpark." Das hängt groß dort, eine große Tafel. Ich weiß, jetzt kommt dann wieder einer heraus und erklärt mir, das ist ein finanztechnischer Trick. Was ich weiß, ist dass es sich im Budget niederschlägt und dass es dann wieder heißt, das Budget im Sportbereich ist so groß gewesen und ist so viel gestiegen. In Wirklichkeit hat man damit eine Garage finanziert.

Ich glaube, dass ich mit den einzelnen Punkten zumindest klarlegen konnte, dass hier serienweise Fehler begangen wurden, dass hier ein Baufehler und ein Planungsfehler nach dem anderen begangen wurde, dass obendrein hier jemand die Frechheit besitzt, die Brötchenrechnung, die Videorechnung und die Rechnung von einem Moderator einer Veranstaltung aus dem November 2000 heute hier abzurechnen. Das finde ich eine solche Unverfrorenheit! Der sagt natürlich, logisch, dass das geht, das geht nämlich nur dort, wo eine Person am Werken ist, die offensichtlich von niemandem mehr kontrolliert wird in der Stadtregierung, die offensichtlich auch solche Anträge ohne Probleme durchbringt. 

Dieser Antrag ist eine Zumutung und wird von uns nicht in erster Linie abgelehnt, weil es sich um eine Garage handelt, sondern weil das ein Fuhrwerken mit Steuergeldern ist, das unglaublich ist. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Und es ist unglaublich, dass Sie das über das Sportbudget der Stadt Wien machen. Die GRÜNEN werden dem Antrag selbstverständlich nicht zustimmen. Ich hoffe, wir sind nicht die Einzigen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag Reindl, bitte.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats.): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wenn man sich meinen Vorredner und seine Ausführungen angehört hat, kommt man recht rasch zu dem Ergebnis, dass offensichtlich die GRÜNEN vom Baugeschäft nicht sehr viel verstehen, zumindest nicht der Kollege Ellensohn, wiewohl sie ja durchaus in ihrer Mitte Leute haben, die etwas davon verstehen.

Heute haben wir den Abschluss eines sehr erfolgreichen Projektes, und vielleicht ist es das, was die GRÜNEN stört: Dass eine verteufelte Garage gebaut wird und dieses Projekt doch relativ konfliktfrei und friedlich über die Bühne gegangen ist. Heute liegt eine detaillierte Abrechnung vor. Hätten wir keine detaillierte Abrechnung vorgelegt, hätten Sie auch kritisiert, dass wir das nicht gemacht haben. Ich möchte feststellen, dass hier eine ordnungsgemäße und detaillierte Abrechnung für dieses Nachtragsbudget vorliegt.

Weiters möchte ich feststellen, dass die Mehrmittel nicht aus dem Sportbudget kommen, sondern die MA 51 hier nur ein Durchläufer ist, weil die Mittel aus den Mehreinnahmen, sprich aus dem allgemeinen Budget, kommen und daher mit dem Sportbudget überhaupt nichts zu tun haben. 

Dass es, wenn man so ein Projekt angeht, Vorlaufkosten gibt, ist jedem klar. Dass vielleicht die Einbautenpläne auch nicht alle up to date sind, weiß auch jeder, der selbst baut. Dass man möglicherweise bei Friedhöfen, die vielleicht vor Jahren, vor 50, 60, 70 Jahren geschlossen wurden, nicht mit hundertprozentiger Sicherheit sagen kann, dass alles beseitigt wurde, was sich unter der Erde befunden hat, ist auch klar. 

Umso verwunderlicher finde ich es, dass es, wenn man hier für klare Verhältnisse sorgt, uns als ein Fehler angelastet wird und dass die Stadt verantwortlich gemacht wird für einen ganz normalen Ablauf.

Dass Sie zum Schluss, Herr Kollege Ellensohn, im Schutze Ihrer Immunität auf einen Beamten dieses Hauses losgehen, ehrt Sie nicht. Ich würde eher sagen, dass sich das auf einem sehr tiefen Niveau befindet, zu dem ich nicht mehr hinzufügen möchte. 

Insgesamt bitte ich Sie um eine Zustimmung zu diesem Antrag. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Wir haben keine Wortmeldung mehr. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung der Postnummer 22 in der vorliegenden Fassung.

Wer ist dafür? – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen und ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Es gelangt nun Postnummer 23 zur Verhandlung. 

Der Herr Mag Reindl hat schon Platz genommen. – Bitte.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Und wiederum ist als Erster Herr GR Ellensohn zu Wort gemeldet. – Bitte.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Jetzt sage ich noch, sonst hätte ich mich vorhin nachmelden müssen, einen Satz zum vorigen Akt. Von wo kommt das Geld? Im Akt, der allen vorgelegen ist, die ihn sich anschauen wollten, steht im Punkt 2 eine erste Überschreitung in der Höhe von ... netto aus dem Ansatz X, Errichtung einer Tiefgarage, wird genehmigt, die in Mehreinnahmen aus dem Ansatz 2620, Sportplätze, Post 828, Rückersätze von Ausgaben, bedeckt werden. 

So ist es, so steht es ihm Akt. Das klingt für mich so, als ob das Geld aus dem Ansatz Sportplätze, Post 828, kommen würde. Sonst weiß der, der das wieder geschrieben hat, auch nicht genau, wie es geht.

Zum aktuellen Akt: Sportförderung der Stadt Wien, Subventionen. Eine ganze Serie von Vereinen bekommt 352 000 EUR. Da würde es viel dazu zu sagen geben, es sind sehr viele einzelne Punkte, und das zeigt auch die Schwierigkeit einer Oppositionspartei zu entscheiden, wann man mit Ja und wann man mit Nein stimmt. Denn angebracht wäre des Öfteren ein Nein, nur kommunizierbar ist es ein bisserl schwieriger. Manchmal ist es auch okay, dass ein Sportverein die Finanzmittel zur Verfügung gestellt bekommt, aber es wäre notwendig, dass genauere Unterlagen vorliegen.

Mehrere dieser Förderungen beziehen sich wieder einmal auf einen Durchlaufposten, da gibt es ein paar tausend Euro, es sind einmal 6 300 und zweimal 7 300 EUR. Die beziehen sich direkt auf den "Sport am Montag". Da finanzieren wir in Wirklichkeit nicht den Sportverein und die Jugendarbeit oder sonst irgendeine Arbeit, die im Verein passiert, sondern das Geld wird ausschließlich für die Bedeckung von Inseratenkosten für "Sport am Montag" verwendet, was so weit auch okay wäre, nur man könnte ja gleich hergehen und sagen, der Gemeinderat ist der Meinung, der "Sport am Montag" ist ein wichtiges Instrument des Sports in Wien – was er unzweifelhaft ist –, wir sind der Meinung, es steht eine Förderung zu, statt diesen Umweg zu wählen und den Anschein zu erwecken, man fördere den Sport direkt, was dadurch nicht passiert.

Wir haben im Ausschuss Fragen gestellt bei Förderungen, ob mit den Dachverbänden kommuniziert wurde. Ich nehme ein Beispiel heraus. Der Wiener Arbeiter Turn- und Sportverein bekommt 18 200 EUR. Dagegen ist nichts zu sagen. Die Frage: „Ist alles akkordiert mit dem entsprechenden Dachverband?“, wurde mit einem Ja beantwortet. Wenn man aber nachfragt bei Union und nachfragt bei ASKÖ, bekommt man die gegenteilige Antwort. Dort heißt es: Wir wissen nichts davon. Dann bittet man: Bitte ruft euer Präsidium an und überprüft das, ob das auch stimmt, ob es vielleicht jemand anderer gewusst hat und der Fehler der Kommunikation im Dachverband liegt. Dann telefonieren die sich durch, und dann kommt heraus: Nein, mit uns hat keiner geredet. Mit wem auch immer das akkordiert wurde, nicht mit dem Präsidium des ASKÖ, nicht mit dem Präsidium der Union. 

Das kommt aber mehrfach vor bei diesen Themen, und das wäre deswegen interessant, denn wenn man schon fördert, möchte man ja Doppelförderungen ausschließen. Das soll ja möglichst zielgerichtet eingesetzt werden, und es soll nicht derjenige, der den besten Draht zum Sportamt der Stadt Wien hat, eine Doppelförderung bekommen, während ein anderer vielleicht überhaupt um sein Geld umfällt. 

Zum Österreichischen Frauenlauf haben wir eine Frage gestellt, warum der 10 000 EUR bekommt. Okay, die laufen 10 Kilometer und nicht so lange wie der Marathon. Das Verhältnis der Auszahlung ist aber eins 
zu zwölf. Obwohl der Frauenlauf es schafft, jedes Jahr mehr Leute zu bewegen und mittlerweile bei 6 000, 7 000 Starterinnen steht, bekommt der Frauenlauf mit 10 000 EUR nicht einmal ganz ein Zwölftel dessen, was der Marathon bekommt. Würde man das Sportbudget einem Gender Mainstreaming unterwerfen, würde man vielleicht den Eindruck gewinnen können oder ein Ergebnis erzielen können, das beinhaltet, dass diese Förderung eventuell eine Unterdotierung darstellt im Vergleich zum Marathon. 

Es gibt zwei Subventionsansuchen, die sich mit Eislaufen und Eiskunstlaufen beschäftigen, Cottage Engelmann und der Österreichische Eiskunstlaufverband; das eine Mal 9 000 EUR, das andere Mal 100 000 EUR. Bei beiden Förderungen sind wir dabei, aber noch einmal: Es kommt schon darauf, wie genau jemand so ein Förderansuchen macht. Der Cottage Engelmann Verein beantragt 9 000 EUR und macht eine sehr, sehr genaue, sehr, sehr detaillierte Aufstellung über fünf Seiten, gerade dass man nicht jedes einzelne Glas, das man reicht, abrechnet. Der Österreichische Eiskunstlaufverband sagt, wir würden gerne die Eiskunstlauf-Europameister-schaft 2007 machen und irgendwann einmal eine Weltmeisterschaft veranstalten. Das kostet mehrere hunderttausend Euro, und gut wären so 100 000 EUR. Die könnten wir gut brauchen. Eine Seite, keine genaue Aufstellung, aber er kriegt das auch. 

Nicht kommunizierbar wäre jetzt, wenn wir als Grüne sagten, das sind 100 000 EUR, und wir wissen nicht genau wofür. Das ist jetzt ein bisschen schwierig, das abzulehnen, denn kein Mensch hat was gegen eine Eiskunstlauf-Europameisterschaft oder gegen eine Welt-meisterschaft oder überhaupt gegen das Eiskunstlaufen. Die Abrechnung macht aber den Eindruck wie: Die haben es sich leisten können, mit einem komplett unfertigen Papier hier hereinzukommen und das abzugeben, weil sie gewusst haben, dass es funktioniert. Viele andere Vereine hätten ein Problem, wenn sie so undetailliert an den Gemeinderat oder an die MA 51 herantreten würden. 

Nächstes Beispiel, weil gerade der Tennis Grand Prix der Damen in Wien läuft. MatchMaker Communication GesmbH & Co KG beantragt 100 000 EUR. In der Aufstellung, etwas detaillierter als die vorher angesprochene, steht drinnen 70 000 EUR für Diverses. Dreiviertel des Budgets für Diverses. Auch da muss ich sagen: Keine Partei kann es sich leisten, die eigenen Kosten so zu budgetieren, dass man hinschreibt 70 000 EUR brauche ich für irgendetwas, und deswegen brauche ich von euch, von der MA 51, 100 000 EUR, und man sagt einfach Ja dazu. 

Trotzdem auch da wieder – wir wissen ja, wie der Kommunikationsschmäh rennt –: Es würde nachher nicht heißen, die Grünen kontrollieren das genau und hätten gerne genaue Auskunft, sondern es würde wieder kommuniziert werden –, und wir hätten alle Hände voll zu tun, das zu widerlegen –, dass wir gegen dieses Tennisturnier in Wien sind. Natürlich nicht, aber auch die sollen eine genau Abrechnung vorlegen, zumindest bei einem Turnier, das ja nicht nur einmal stattfindet, sondern jährlich stattfindet.

Jetzt komme ich als Highlight zum Punkt 12, Österreichischer Rennverein – Wien Freudenau: 11 000 EUR. Das ist der Antrag, das Subventionsansuchen, weswegen wir eine getrennte Abstimmung verlangt haben. Wir werden diesem Antrag nicht stattgeben. Und es bleibt schon eine Frage. Übrigens der Antragsteller ist der Karl Friedrich Habel. Der ist zumindest Menschen, die sich mit der Freudenau beschäftigen oder finanziell mit der Freudenau beschäftigen, ein Begriff, weil er schon länger mit den Geschäften der Freudenau zu tun hat. – Da muss ich auch den Kollegen Reindl korrigieren: Ich sage das nicht im Schutz der Immunität. Meines Wissens nach sind die Politiker und Politikerinnen dieses Hauses hier nur immun, wenn eine Landtagssitzung stattfindet und nicht bei einer Gemeinderatssitzung, aber ich bin auch gerne bereit, das außerhalb des Hauses zu wiederholen, dann sind wir definitiv nicht immun. Der Karl Friedrich Habel ist nicht ganz unbeteiligt an dem Zustand, in dem sich momentan die Freudenau befindet. Und dass das kein hervorragender ist, das sieht auch jeder Einzelne und jede Einzelne, die dort einmal vorbeigehen und sich das anschauen. 

Es gibt einen Baurechtsvertrag mit dem Bund, der beinhaltet natürlich eine Instandhaltungsverpflichtung. Aber wenn man dort hingeht, hat man nicht das Gefühl, dass groß was instandgehalten wird, man hat eher das Gefühl, es wird irgendwie abgewirtschaftet. Es ist für mich schon eine Frage, wieso man Personen eine Subvention in Höhe von 11 000 EUR gewährt, die den schlechten Zustand, in dem sich die Freudenau befindet, mitverschuldet haben. 

Jetzt könnten natürlich andere einwenden: Na, deswegen müssen wir ja das Geld springen lassen, damit dort wieder Rennen möglich sind. Die, die aber vorher die Rennen veranstaltet haben, der Racehorse Owners Club, haben wegen Schwierigkeiten mit der MA 51 und wegen Schwierigkeiten mit der Stadt Wien manches Mal keine Subvention bekommen, zwischendurch mehrere Jahre hintereinander keine Subvention bekommen. Aber nicht, weil sie abgewirtschaftet haben, sondern die haben keine guten Kontakte gehabt, zumindest nicht so gute wie der Karl Friedrich Habel, der 11 000 EUR bekommen wird. 

Nicht mit den Stimmen der Grünen. Wir werden diesem Antrag nicht zustimmen, und wir hoffen, dass die anderen Anregungen, die ich Ihnen gegeben habe, bei späteren Geschäftsstücken eingearbeitet werden können. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Herr Hofrat Professor! 

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die Schwierigkeit, die sich im diesem Geschäftsstück ergibt, ist dass wir die Förderungen nicht ablehnen können und auch nicht ablehnen wollen, weil der Sport das Geld sicher braucht, ganz dringend und notwendig braucht. Was wir aber ablehnen, ist das System dahinter. Nur kann man das nicht getrennt abstimmen, sondern man muss entweder dafür sein oder dagegen sein. Wir werden daher diesem Akt zustimmen, aber hier jetzt sehr deutlich Kritik üben.

Die illustren Konstruktionen brauche ich nicht zu wiederholen, der Vorredner, Kollege Ellensohn, hat hier schon deutlich gemacht, was sich alles auf dieser Liste befindet. 

Nun, es gibt seit einem halben Jahr bei der Frau Vizebürgermeisterin Gespräche, die sehr ernsthaft begonnen haben. Ich stehe aber nicht an, hier zu sagen, dass sich mittlerweile große Enttäuschung breit macht, weil sich nun nichts mehr tut. Es ist einfach ein Stillstand eingetreten, es gibt bereits Vereinbarungen im Handling bei der Förderung, dass die Dachverbände eingebunden sein sollen, und wenn man Ellensohn zugehört hat, weiß man – und ich kann das nur bestätigen –, dass das schlichtweg nicht passiert. Es gibt die Hintertüre bei der MA 51, wo man, wenn man einen entsprechend guten Draht dazu hat, auch ohne Dachverband zu Geld kommen kann. 

Die mittelfristige Finanzierung und Sicherung des Vereinssports und vor allem der Sportplätze ist nach wie vor eine offene Frage und ist für die Planung der Dachverbände ein unhaltbarer Zustand. 

Wir wollen daher insgesamt die Vorgänge innerhalb der MA 51 kritisieren und das nur als Beispiel sagen. Es kann nicht sein, dass man einen Sportplatz, den man einem Dachverband wegnimmt, dann in die Stadthalle überführt, aber damit die Stadthalle den Sportplatz ordentlich betreiben kann, versieht man das mit einer schönen Stange Geld, damit sie eben diesen Platz betreibt. Um das gleiche Geld, lieber Leiter der MA 51, hätte ein Dachverband diesen Sportplatz wahrscheinlich fünf Jahre lang betreiben können. 

Das ist der Zustand, den wir als unhaltbar empfinden, der an Willkür grenzt und eher den Eindruck erweckt, dass ein Leiter der MA 51 noch knapp vor seiner Pensionierung zeigt, welche Macht er hier hat und was er durchsetzen kann.

Ein letzter Gedanke noch, der zeigt, wie skurril die Situation ist: Der Aufteilungsschlüssel beim Sportförderungsbeitrag wurde im Gemeinderatsausschuss festgelegt, und da steht in einem Nebensatz: Die Beschlussfassung hierüber und die Auszahlung hat jeweils im Juni und Dezember eines Jahres zu erfolgen. 

Nun, meine Damen und Herren, das heißt zu Deutsch, dass das eine gravierende Verschlechterung zum alten Erlass oder zum alten Rundschreiben der MA 51 ist, in dem ganz deutlich drinnen gestanden ist, dass zu Beginn die Dachverbände einschließlich des Wiener Fußballverbandes 2 Prozent des aufzuteilenden Sportgroschens als Verbandsförderung im Voraus erhalten. Das ist alles nicht mehr der Fall. Also man kann wirklich nicht von einer Verbesserung, sondern von einer deutlich gravierenden Verschlechterung der Situation sprechen. 

Es haben sich daher die drei Oppositionsparteien zu einem gemeinsamen Beschluss- und Resolutionsantrag gefunden, den ich nicht zur Gänze vorlesen möchte, sondern nur kurz erwähnen möchte, was wir gerne beschlossen hätten. 

1. Die Stadt Wien wird auf Basis eines beigelegten Modells bis zum Sommer die versprochene Sockelförderung für die Dachverbände und die damit verbundene Sportplatzförderung erarbeiten und im Gemeinderat beschließen lassen. 

2. Die Auszahlung des Sportförderungsbeitrages hat den Auszahlungsmodalitäten entsprechend zügig und rasch alle drei Monate zu erfolgen. Wie derzeit vereinbart, ist den Verbänden im Jänner ein prozentueller Anteil von 2 Prozent zu überweisen. 

Auf Grund der Neuregelung der Mittelverteilung des Sportförderungsbeitrages wird die derzeit geltende Fassung, wonach jeweils 50 Prozent zur Sportplatzerhaltung und weitere 50 Prozent für die Vereinsförderung beziehungsweise Spitzensportförderung verwendet werden müssen, aufgehoben. 

Der Betrag steht den Dachverbänden und dem Wiener Fußballverband mit der Einschränkung auf noch vorzugebende Abrechnungsmodalitäten zur freien Verfügung. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung gewünscht. 

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, dass Sie sich für den Sport so weit durchringen können, dass Sie diesem Antrag, der nichts anderes verlangt, als dass ein Modell, das jetzt beigelegt wurde, diskutiert und dann umgesetzt wird, zustimmen werden, und ich hoffe auf eine breite Unterstützung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Herr Berichterstatter.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Zwei, drei Anmerkungen aus meiner Sicht zu den einzelnen Punkten, die Kollege Ellensohn kritisiert hat. Zu den Anträgen möchte ich mich nur so weit äußern, dass ich sage, jeder Antrag, der hier gestellt wurde und den wir auch heute beschließen, wurscht von welchem Sportverein, hat seine volle Berechtigung und ist auch entsprechend hinterlegt. 

Wenn Sie die Subvention an den Österreichischen Frauenlauf kritisieren, die 10 000 EUR ausmacht, und sagen, der Vienna Marathon, das ist eine Schweinerei, der bekommt ja viel mehr (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das ist ja falsch! Erzähl nicht so einen Unsinn!), darf ich Sie darauf aufmerksam machen, dass es unsere Partei war, die durchgesetzt hat, dass beim Vienna City Marathon die Damen und die Herren, was einmalig in Europa und auf der ganzen Welt ist, gleich viel für ihren Sieg bekommen. (StRin Karin Landauer: Gott sei Dank!) Das ist auch festzuhalten. Und weiters, wenn ich mich recht erinnere – und ich war am Sonntag selbst Teilnehmer, zumindest des Fernwärmelaufes – und wenn ich hinübergeschaut habe zu den Marathonläufern und auch um mich geschaut habe, sind Frauen auch mitgelaufen. Also es ist ja nicht eine reine Männerveranstaltung. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Die zentrale Aussage war: Der Frauenlauf ist zu niedrig dotiert!)

Ein weiterer Punkt, auf den ich noch eingehen möchte, ist der Antrag des Kollegen Strobl. Also wir werden diesem Antrag nicht zustimmen. Auf der einen Seite deswegen, weil ich glaube, dass die Gespräche, die wir im Moment führen – es hat in der Tat zwei Sitzungen mit der Frau Vizebürgermeister gegeben –, dass die Gespräche mit den Dachverbänden, die stattgefunden haben, in Ordnung sind. Ich glaube, es ist auch bekannt, Herr Kollege Strobl, dass die Dachverbände aufgerufen sind, Unterlagen zu bringen und diese vorzulegen. Meines Wissens sind die Unterlagen teilweise eingetroffen, teilweise wurden sie auch schon mit den Dachverbänden abgearbeitet, und wir werden sehen, wann hier ein Bericht von Seiten der MA 51 vorliegt. Also so zu tun, als würde hier nichts passieren, ist auch nicht richtig. Wir haben eine Landessportratsitzung gehabt, in der einige der Fragen auch beantwortet wurden. 

Und wir bekennen uns weiterhin zum Föderalismus. Das heißt, der Sport soll sich selbst verwalten. Aber was das heißt, sehen wir ja am guten Beispiel des so genannten Sportförderungsbeitragsfonds, den die Verbände in ihrer eigenen Verantwortung verteilen können. Da liegen immerhin 140 000 EUR drinnen. Die Verbände machen es sich ganz einfach. Sie dividieren den Betrag durch 4 und sagen: Das war's! Liebe Stadt, zahl das aus! Dazu muss ich ehrlich sagen, also so einfach können wir es uns auch machen, wenn es gewünscht ist, aber das kann ja bitte nicht im Sinne des Erfinders sein. (GR Christian Oxonitsch – auf seine Uhr deutend –: Wir wollen noch abstimmen!) Ich weiß, alle zeigen auf die Uhr. Ich bin vor 4 Uhr fertig. (Heiterkeit.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Du musst früher fertig sein, denn ich möchte noch abstimmen. Wir haben ja Abstimmungen auch noch. 

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl (fortsetzend): Das ist die eine Seite. Auf der anderen Seite gibt es einen Wunsch. Es ist den Dachverbänden bekannt, wie viel Sportförderung es für heuer geben wird, und es ist auch bekannt, wann ausbezahlt wird. Die Sportverbände haben im letzten Ausschuss ihren Wunsch deponiert, dass früher ausbezahlt werden soll. Die Frau Vizebürgermeister hat auch diesbezüglich eine Prüfung zugesagt.

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zum Aktenstück und um Ablehnung des Antrages des Kollegen Strobl. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung, die wir getrennt vornehmen. 

Als Erstes Österreichischer Rennverein Freudenau.

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Grünen. 

Die restliche Subventionsliste.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Einstimmig. Ich danke schön.

Es liegt weiters ein Beschluss- und Resolutionsantrag von ÖVP, FPÖ und den Grünen vor. Darüber wurde schon ausreichend gesprochen. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht die ausreichende Mehrheit und ist somit abgelehnt. 

Ich komme zur Postnummer 26. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Kinderhaus Hofmühlgasse". 

Keine Wortmeldung. – Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Post 28: Subvention an den Verein "Echo – Verein zur Unterstützung Jugendlicher". 

Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. – Mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen. 

Post 25 betrifft Vertragsabschluss und den diesbezüglichen Datenschutzvertrag für die Herstellung, Kontrolle, Vertrieb und Inseratenakquirierung des Amtsblattes der Stadt Wien. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Postnummer 52 ist der vorgelegte Nachtrag 2004 zur Vereinbarung über die Kostentragung der in der Systemmüllsammlung der Gemeinde Wien gesammelten und anschließend energetisch genutzten Getränkeverbundkartons mit der Firma Öko-Box Sammelgesellschaft mbH. 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Grünen, so angenommen.

Postnummer 55. Sie betrifft Subventionen an die Wiener Naturwacht, Verein Umweltspürnasen-Club und den Club of Rome.

Hier komme ich zu einer getrennten Abstimmung. 

Wer für den Club of Rome ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig. Okay. 

Und wer ist für Wiener Naturwacht und Verein Umweltspürnasen-Club? – Das ist ebenfalls einstimmig. Ich danke schön. 

So! Ich hab es geschafft. Es ist 15.58 Uhr auf meiner Uhr. Ich habe kein Geschäftsstück mehr vorliegen. 

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass der von den GRen Mag Helmut Kowarik, Mag Heidrun Schmalenberg und Günther Barnet eingebrachte und an den Herrn Bürgermeister gerichtete Antrag betreffend "Eine Milliarde Euro für den städtischen Pflegebereich" dringlich behandelt werde. 

Hier wurde mit den Antragstellern vereinbart, dass es zu keiner Verlesung des Antrages kommt. Ich danke für dieses Entgegenkommen. 

Für die nun folgende Begründung des Verlangens auf dringliche Behandlung dieses Antrages steht gemäß § 38 Abs 3 der Geschäftsordnung eine Redezeit von 20 Minuten zur Verfügung. 

Herr Mag Kowarik, Sie sind der Begründer. 

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Seit zirka einem dreiviertel Jahr gibt es hier in Wien Diskussionen über die Pflege der älteren Menschen in Wien. Nicht zuletzt durch die Berichte des Kontrollausschusses beziehungsweise durch die Untersuchungskommission sind gravierende Missstände bei der Pflege von Personen und Personen mit Behinderung im Verantwortungsbereich der Stadt Wien bekannt, sind die schwerwiegenden Versäumnisse im Bereich der Altenpflege in Wien zur Kenntnis gebracht und auch diskutiert worden. 

Im Rahmen dieser Diskussion hat sich der Herr Bgm Häupl eingeschaltet und schon im September voriges Jahr begonnen, dazu Stellungnahmen abzugeben. Und immer wieder konnten wir von ihm erfahren, dass er bestimmte Vorstellungen hat, bestimmte Wünsche berücksichtigen wird und auch an einem bestimmten Konzept arbeitet. Aber wir haben nie Konkretes von ihm erfahren. Wir haben von ihm erfahren, dass er eine Milliarde Euro bereitstellen wird, aber auf Grund seiner verschiedensten Äußerungen war eigentlich nie klar, wie das sein wird, woher er das Geld bringen wird und was hier geschehen wird.

Und so glauben wir, dass es notwendig ist, nachdem wir keine klaren Auskünfte bekommen haben, wie und was geschehen wird, dass wir doch noch einmal in einem Dringlichen Antrag die eine oder andere Forderung aufstellen und mithelfen, dass im Rahmen der Diskussion jene Fragen bewältigt werden, die hier anstehen und bewältigt werden müssen. 

Und es ist geradezu symptomatisch, wenn heute – und es ist schon zitiert worden – der Pflegeombudsmann in einem geradezu Gruselbericht im "Standard" neuerlich die Probleme und Versäumnisse in der Wiener Geriatrie aufzeigt, und der Spruch oder die Feststellung von einem sozialen und therapeutischen Nihilismus ist meiner Ansicht nach wohl die Bankrotterklärung für die bisherige Art und Weise, wie hier in Wien gehandelt wurde.

Wir haben ja auch die Möglichkeit, außerhalb des Gemeinderates im Rahmen der Geriatriekommission über die bestimmten Vorfälle zu diskutieren und neue Maßnahmen zu diskutieren beziehungsweise Beschlüsse zu formulieren und zu fassen. Und wir haben damals, wie die Geriatriekommission zusammengetreten ist, festgestellt, dass wir nicht an die Öffentlichkeit treten werden, dass wir keine Pressekonferenzen geben werden, also dass darüber nicht öffentlich diskutiert wird, sondern dass wir in Ruhe und mit Fleiß arbeiten wollen, hier ein gemeinsames Konzept erarbeiten wollen.

Nun bin ich überrascht, wenn ich heute in der Früh das Konzept "Strategieplan von Wien" in die Hand bekommen habe, wo eigentlich schon Ergebnisse dieser Geriatriekommission vorweggenommen worden sind und wir uns meiner Ansicht nach eigentlich gar nicht mehr zusammenzusetzen brauchen, wenn hier schon angeführt wird, allerdings wieder in derselben floskelhaften Art und Weise, was also in Wien geschehen soll. Wir sind eben der Meinung, dass durchaus im Detail hier die eine oder andere Forderung verwirklicht werden soll, und dafür haben wir auch diesen Dringlichen Antrag gestellt.

Ich möchte noch einmal hier den Herrn Bürgermeister zitieren und über seine, wie soll ich sagen, Aussagen diskutieren beziehungsweise sprechen. Er hat ja bei den verschiedensten Gelegenheiten das Wort ergriffen, unter anderem auch bei der Präsentation des Ergebnisses des Kontrollausschusses, was er glaubt, dass geschehen muss, und von wo er vor allem diese Pflegemilliarde herbekommen wird. Er hat dann im Zuge der Befragung bei der Untersuchungskommission wiederum eine breite, wie soll ich sagen, Wortmeldung abgegeben, was er sich vorstellt und wie das sein soll. Allerdings hat er sich meiner Ansicht nach das eine oder andere Mal widersprochen oder doch etwas anderes gesagt, als er eben vorher festgestellt hat. Ich habe schon festgehalten, dass uns seine Worte doch ein bisschen kryptisch, nebelhaft, verschwommen oder sonst irgendwie vorkommen und wir eigentlich seinen Worten nicht so recht Glauben schenken können. Denn ich erinnere noch, er hat voriges Jahr im Spätherbst beziehungsweise im Spätsommer von der Pflegemilliarde gesprochen. Frau StRin Landauer hat damals bei einer Pressekonferenz diese Pflegemilliarde eingefordert. Ich darf aber festhalten, dass sie sie eingefordert hat für jedes Jahr. Bgm Häupl hat gesagt, wir werden bis zum Jahre 2010 diese Pflegemilliarde aufbringen, und hat dabei auf die Frage, in welcher Art und Weise er das finanzieren will, festgehalten, dass er aus entsprechenden Verstärkermitteln, aus den Rücklagen, die es im KAV selbst gibt, und aus den notwendigen Zusatzmitteln, die auf Grund einer Reform der Finanzierung des Gesundheitswesens unerlässlicherweise zu erarbeiten sind, diese notwendigen Mittel bereitstellen wird. Nun, es ist so, wir wissen alle, dass der KAV leider keine Rücklagen mehr hat. Spätestens 2005 sind diese Rücklagen aufgebraucht, und dann frage ich mich, von wo Bgm Häupl diese Milliarde finanzieren will.

Es gibt auch noch eine andere sehr, wie soll ich sagen, wichtige Position, die man hinterfragen muss und wo auch die Glaubwürdigkeit des Herrn Bürgermeisters sehr in Frage zu stellen ist, denn er hat hier auf die Fragen der verschiedenen Pflegeheimkommissionen, die es gibt, die verschiedensten Antworten, und da gibt es auch die verschiedensten Möglichkeiten. Ich darf darauf hinweisen, dass der Bürgermeister im Spätherbst 2003 ebenso wie diese Pflegemilliarde auch eine Pflegeheimkommission angekündigt hat, die neue Maßnahmen und Möglichkeiten im Bereich der Altenpflege in Wien erarbeiten soll. 

Ich habe schon einmal gesagt, muss es aber leider wieder feststellen: Wir haben in der Geriatriekommission im Februar dieses Jahres die Möglichkeit gehabt, den Herrn Patientenanwalt Dr Dohr zu sprechen und ihn auch nach dieser Pflegeheimkommission zu fragen. Der Bgm Häupl hat ja damals festgestellt, dass sie unter dem Vorsitz des Patientenanwaltes stattfinden soll beziehungsweise etabliert werden soll. Der Patientenanwalt hat uns damals vollmundig, möchte ich fast sagen, berichtet, dass es diese Pflegeheimkommission gibt und dass diese Pflegeheimkommission, nachdem wir ihn gefragt haben, wann es die Ergebnisse geben wird, Ende März Ergebnisse vorlegen wird.

Dann haben wir das interessante Ereignis, dass mit einem, wie soll ich sagen, Beschluss vom KAV, mit einem Rundschreiben vom KAV, einem amtlichen Rundschreiben des KAV im März 2004 diese Pflegeheimkommission etabliert worden ist. Da ist bekannt gegeben worden, dass diese Pflegeheimkommission eingerichtet wird, dass den Vorsitz der Herr Patientenanwalt Dr Dohr hat und dass verschiedene andere wichtige Persönlichkeiten, vom KAV und so weiter, mitarbeiten werden.

Ich habe mir dann im April 2004 erlaubt, den Herrn Bürgermeister zu fragen, was es mit diesen verschiedensten Pflegeheimkommissionen an sich hat. Da habe ich eine durchaus interessante Antwort bekommen, und ich darf sie zitieren, weil ich ihn auch gefragt habe, wie das jetzt ist, wenn die Pflegeheimkommission, die er 2003 angekündigt hat und wo uns der Herr Vorsitzende dieser Kommission mitgeteilt hat, dass Ende März Ergebnisse sind, und die erst im März etabliert worden ist, was er davon hält und wie er dazu steht. Und dann hat er gesagt: 

"Was soll ich Ihnen sagen. Mit einem tiefen Seufzer stelle ich fest, dass die Formalisierung mancher Arbeitskommissionen wesentlich später als die Arbeit der Kommission selbst erfolgt. Im gegenständlichen Fall ist das eine Kommission, die seit dem Zeitpunkt, den Sie genannt haben, unter Vorsitz des Patientenanwaltes Dr Dohr arbeitet und offensichtlich auch Auskünfte über ihre Arbeit geben kann. Die formalisierte Festlegung durch den Herrn Generaldirektor ist allerdings erst jetzt erfolgt. Das bedaure ich zwar, aber es ist mir ehrlich gesagt auch wurscht. Hauptsache, die Kommission arbeitet und liefert entsprechende qualitätsvolle Arbeit und auch Vorschläge für die Qualitätssicherung in den Wiener Pflegeheimen." 

Meine Damen und Herren! Das ist sicher eine interessante Antwort. Sie lässt aber den Schluss zu, dass alle Ankündigungen vom Herrn Bürgermeister, sei es jetzt nunmehr die Pflegemilliarde, sei es die Pflegeheimkommission, sei es, wie es hier weitergehen wird in der Altenpflege, ähnlich kompliziert oder verworren oder nicht ganz klar sein werden und es daher dringend notwendig ist, den Herrn Bürgermeister an seine Worte zu erinnern und von ihm auch einzufordern, dass er eben das verwirklicht, was er hier immer wieder zum Besten gibt. 

Und nachdem wir hier diesen Dringlichen Antrag gestellt haben, der im Gesundheitsausschuss diskutiert werden wird, wo vielleicht, es könnte ja sein, schon das Ergebnis von der Geriatriekommission vorliegt, halten wir es für notwendig, einen zusätzlichen Beschlussantrag zu stellen, wo wir verschiedene Sachen vom Herrn Bürgermeister einfordern, und ich darf diesen Beschlussantrag zur Kenntnis bringen:

"Im Zuge der Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates über gravierende Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderungen im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien und aus den Berichten des Kontrollamtes der Stadt Wien – Prüfung der Struktur und Qualität des stationären geriatrischen Bereiches der Stadt Wien und Prüfung des Wiener Pflegeheimskandals – wurde bestätigt, dass es tatsächlich zu zahlreichen schweren Verfehlungen im Pflegebereich gekommen ist. Diese führten zu unhaltbaren Zuständen in den Geriatriezentren, unter denen die Pfleglinge seit Jahrzehnten zu leiden hatten." 

Und ich kürze jetzt: "Als Folge der Behandlung der Pflegeproblematik im Rahmen der Untersuchungskommission und seiner Einvernahme vor dieser Kommission übernahm der Herr Bürgermeister gegenüber der Bevölkerung die volle politische Verantwortung." 

Die Freiheitlichen verlangen aber eine schnellere Umsetzung dieser Pflegemilliarde, die, wenn es nicht früher möglich sein sollte, zumindest bis 2006 erfolgen muss, weil den Menschen im Pflegebereich der Stadt Wien ein längeres Zuwarten nicht mehr zugemutet werden kann. (Beifall bei der FPÖ.)
Und unser Beschlussantrag lautet nunmehr:

"1. Der Herr Bürgermeister wird aufgefordert, unter Einbindung des zuständigen Stadtrates für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke bis 2006 die versprochene Milliarde Euro aus Mitteln der Stadt für den Bereich der Versorgung älterer Menschen, wie zum Beispiel für die Modernisierung der Pflegeheime, für den Ausbau regionaler Pflegeeinheiten, für betreutes Wohnen, für die Verbesserung der Situation des Pflegepersonals zur Verfügung zu stellen. 

2. Der Herr Bürgermeister wird aufgefordert, entsprechend der Tatsache, dass er für die Fehler und Versäumnisse im Wiener Geriatriebereich die volle Verantwortung übernimmt, bis zum Sommer 2004 bekannt zu geben, in welcher Art und Weise er diese Verantwortung umsetzt und wie er die allfällige Verantwortung von amtsführenden Stadträten und von Verantwortlichen des KAV handhaben wird und welche allfälligen disziplinarrechtlichen Konsequenzen er folgen lassen wird."

In formeller Hinsicht fordern wir eine sofortige Abstimmung. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Besprechung des Dringlichen Antrags hat sich Frau StRin Landauer zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr, wobei ich aufmerksam mache, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist

StRin Karin Landauer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke vielmals.

Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Herr Bürgermeister war vorhin hinten. Ich habe mit großer Freude zur Kenntnis genommen, dass er hier ist, und wenn er auch nicht quasi direkt auf seinem Platz sitzt, aber er bestätigt vielleicht damit, das die Senioren- oder Altenbetreuung in Wien ihm doch ein wichtiges Anliegen ist. 

Ich habe auch mit Freude festgestellt, dass der Herr Finanzstadtrat da ist, und die Frau Gesundheitsstadträtin ist bei diesen Themen ja ohnedies immer da. 

Ich tue mir ziemlich schwer heute, weil ich eigentlich eine grenzenlose Wut im Bauch habe, wie wir hier in dieser Stadt mit pflegebedürftigen Menschen umgehen. Alle Zeiten wieder kommt es zu einem Skandal. Es ist immer das Personal, es ist eigentlich nie die Struktur, es sind nie die politischen Verantwortlichen, und hier in dieser Stadt seit 70 Jahren die Sozialdemokratie. Und allein, wenn ich mir vorstelle, ich bin seit 1987 in diesem Haus, wie viele Initiativen wir schon gesetzt haben, wo wir aufmerksam gemacht haben: Schichten Sie Budgetmittel um, verwenden wir mehr für den Bereich.

Jetzt weiß ich schon, Freiheitliche, denen braucht man nicht zuzuhorchen, die wissen nix, da braucht man auch nicht darauf einzugehen.

Was ich nur nicht verstehe, ist: Es gibt ja Experten. Ich muss immer an den Prof Rosenmayr denken, der vor zehn Jahren gesagt hat: 2010 wird es so viele benötigte Pflegeplätze geben; wenn wir jetzt nicht irgendwas tun, wird das eine Katastrophe. – Wir sind fast dort. Die Katastrophe ist da. 

Und warum habe ich so eine grenzenlose Wut in mir? Ich war gestern dankenswerterweise auf Einladung der Pflegedirektorin im Pflegeheim Baumgarten. Sonne, Menschen für die es möglich war, waren im Park. Es hat mir wirklich wohlgetan, dort in dieser kleinen Einheit den Kinderbetreuungsplatz, den Kindergarten zu erleben, die Kinder, die diesen Menschen, diesen BewohnerInnen Fröhlichkeit bringen, einfach weil es so unmittelbar ist, ganz anders als in Lainz, wo ein Kindergarten bei der Einfahrt ist, und dann kommen lang, lang irgendwelche Häuser. Im Pflegeheim Baumgarten ist es ein bisschen so wie in Skandinavien, so ein Miteinander.

Und dann kommt man in die Einrichtung. Da gibt es rechts oder links sanierte Einrichtungen, wo die Zimmer nicht größer geworden sind, weil sie nicht größer sein können. Aber die Menschen dort haben wenigstens die Möglichkeit, einen Vorhang vorzuziehen, sie haben schöne Möbel, und vis-à-vis auf dem Gang, alt, Sechs-Bett-Zimmer, ein „herrlicher“ Duft. Also so was von deprimierend, wie dieser gestrige Nachmittag für mich persönlich war, aber für die Menschen, die dort wohnen, und für das Personal, das ist so eine Zumutung, unter solchen Umständen arbeiten und leben zu müssen. Und das, meine Damen und Herren der Sozialdemokratie, das ist einzig und allein Ihr Versagen, Ihr Verschulden. Sie gehen unmenschlich mit den alten Menschen in dieser Stadt um! (Beifall bei der FPÖ und den GRinnen Ingrid Lakatha und Ingrid Korosec.)
Und wenn ich mir hier jetzt die Reihen anschau’: Es interessiert Sie überhaupt nicht. (GR Dr Herbert Madejski: Wir sind hier!) Sie stehen aber draußen und sagen der Bevölkerung: Diese Bundesregierung, die ist unmöglich, die hat kein soziales Gewissen. – Sie lassen hier in dieser Stadt die alten Menschen verkommen! Ich sage es ganz bewusst! (Beifall bei der FPÖ.) 

Und das ist auch nicht zum Lächeln oder sonst was! Das ist purer Ernst! 

Und wenn ich mir das alles anschau’, was es an Papier jetzt schon gibt, und die wunderschönen Worte des Bürgermeisters.

Und das heutige Papier, das ist ja überhaupt das Letzte. Da steht allen Ernstes drinnen: "Selbstbestimmung bis ins hohe Alter." Bitte, wo? Wo ist die Selbstbestimmung bis ins hohe Alter? In keiner Pflegeeinrichtung, weder im Geriatriezentrum Am Wienerwald noch in Baumgarten.

Jetzt gibt es die Supereinrichtungen, Geriatriezentrum Süd. Wunderbar. Nur, dort zahle ich dasselbe, wie ich in Baumgarten im Sechs-Bett-Zimmer zahle. Ich zahle dasselbe wie in Purkersdorf. 

Ja, meine Damen und Herren, ich weiß schon, jetzt sagen Sie mir wieder, das zahlt eh fast niemand. Das stimmt ja schlicht und einfach nicht. Sie verlangen von den betroffenen Bewohnerinnen und Bewohnern Pensionsauszug, Pflegegeld, was es sonst noch alles gibt. Sie greifen auf die Ehegatten zurück und in der Verlassenschaft auf die Kinder. (GR Rudolf Hundstorfer: Wo denn?) Nicht, nicht, Rudi, bitte schüttel nicht den Kopf. Es ist so! Nicht sag: Wo denn? Es passiert so, und ich gebe auch Recht, dass das Unterhaltspflicht ist. Nur, stellt euch nicht immer hin und sagt, das passiert nicht. Ich zahle für ein Sechs-Bett-Zimmer soviel wie für ein Zwei-Bett-Zimmer. Und ich verstehe nicht, warum ihr da noch nichts geändert habt. Dann gibt es das Sophienspital, da muss ich plötzlich überhaupt nichts zahlen, wenn ich in eine Kurzzeitpflege komme. Wunderbar, denn ich werde dort medizinisch betreut. Genauso gut werde ich medizinisch betreut im Geriatriezentrum in Lainz, dort muss ich nur plötzlich 60 000 oder 70 000 S zahlen.

Nur; da steht jetzt schwarz auf weiß: "Selbstbestimmung bis ins hohe Alter."

Jetzt sagt der Herr Bürgermeister: Wir haben ja schon das betreute Wohnen in den Pensionistenwohnhäusern. Na wunderbar. Ja, das beginnen wir. Nur, dort muss ja derjenige, der dort hineingeht, überhaupt alles offen legen, sonst hat er überhaupt keine Chance, dass er dort hineinkommt. Und da muss er schon sicherstellen, da muss schon vorher ein Geld abgelegt werden, wenn er vielleicht einmal ein Pflegefall wird. 

Ja, so stellen Sie sich Selbstbestimmung im hohen Alter vor. 

Und das, was mich wirklich so wütend macht, ist das, dass Sie hinausgehen, dass die Medien mit Ihnen mitspielen und Sie wirklich der Bevölkerung sagen können, Sie haben ein soziales Gewissen. – Sie haben ganz sicher kein soziales Gewissen, weil das seit Jahrzehnten so ist. (Beifall bei der FPÖ. – GR Kurt Wagner: Das ist ein tiefes Niveau heute! Das ist eine Unterstellung!) 

Sie können sich zu Wort melden, Herr Wagner. (GR Kurt Wagner: Ich muss mich nicht zu Wort melden!) Seien Sie weniger wegen meiner Wortmeldung wütend, sondern seien Sie wütend, wie die alten Menschen in dieser Stadt untergebracht sind. (GR Kurt Wagner: Ihre Ausführungen sind dieses Hauses nicht würdig, was Sie hier behaupten!) Aber ich behaupte nichts. Gehen Sie in die Heime und schauen Sie sich das an. (GR Kurt Wagner: Gehen Sie ins Reinhardt-Seminar!) Ich brauche in kein Reinhardt-Seminar zu gehen, weil ich bin nicht Schauspieler. Lieber Herr Wagner, immer der, der schreit, ist im Unrecht, ja? Ich schreie nicht. (Beifall bei der FPÖ.) Ich habe nur gesagt, dass ich furchtbar wütend bin. Das ist alles, ja? Und Sie haben keinen Grund, stolz zu sein. (GR Kurt Wagner: So was kann man nicht unterstellen!) Ja, dann schauen Sie es sich an und ändern Sie es! Sie brauchen es nur zu ändern, und dann wird alles wunderbar sein. Aber Sie ändern seit Jahrzehnten nichts in dieser Stadt! (Beifall bei der FPÖ.) 

In der Untersuchungskommission hat der Herr Bgm Häupl etwas Interessantes gesagt. Er meinte, dass es bei der Pflegemilliarde darum geht, dass er über eine Pflegemilliarde gesprochen hat und über eine Investitionsmilliarde im Pflegebereich. Das ist ja dann überhaupt wunderbar. Das heißt, wir kriegen ja noch viel mehr Geld. Das Problem ist nur das "bis 2010". Wir wollen das bis 2006 spätestens. Es wäre schön, wenn es jetzt schon passiert wäre.

Und Gott sei Dank haben wir ja in unseren Reihen einen Budgetexperten, der uns aufmerksam gemacht hat. Aber Sie werden das ja wissen. (GR Kurt Wagner: Einen externen Berater wie im Finanzministerium!) Nein, wir brauchen keinen externen Berater, weil wir haben unseren StR Schock. Wir brauchen auch keine Berater. Bleiben Sie in Wien und gehen Sie nicht ständig auf den Bund los. Sie können hier vor Ihrer Türe kehren. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.)
Also der Herr StR Schock hat uns aufmerksam gemacht, dass es 418 Millionen EUR Wohnbauförderungsrücklagen gibt. Was tun Sie mit dem Geld? Warum investieren Sie das nicht für die Sanierung der Pflegeheime, für betreutes Wohnen, für Wohnzentren und so weiter? Meine Kollegin Henriette FRANK wird einen diesbezüglichen Antrag einbringen. Ich weiß nicht: Ruht das dort? Sie haben gerade heute wieder beklagt, dass diese böse Bundesregierung schuld ist an der Arbeitslosigkeit. Investieren Sie dieses Geld, diese Wohnbauförderung in Projekte, dann würden Sie auch mit dazu beitragen, dass die Arbeitslosigkeit in Wien sinkt! (Beifall bei der FPÖ.). 

Aber die Reaktion vom Herrn GR Wagner zeigt, dass Sie überhaupt kein Interesse haben, hier in dieser Stadt was zu verändern. (GR Kurt Wagner. Das ist Ihre Beweisführung?) Das ist leider so, und daher bin ich sehr, sehr gespannt auf Ihr Abstimmungsverhalten. Ich meine, wir wissen es eh schon. Sie haben ja schon gesagt, dass Sie unserem Beschlussantrag nicht zustimmen werden. 

Es ist zu befürchten, dass diese Pflegemilliarde weder 2010 noch 2020 kommen wird. Ich weiß nicht, wie Sie das Problem in dieser Stadt ändern werden. Für diesen Bereich nützt es nichts, Sonntagsreden zu halten. Für den Pflegebereich nützt es nur, Milliarden in die Hand zu nehmen, zu sanieren und diesen Menschen ein menschenwürdiges Dasein zu bieten. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Dr Pilz. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau StRin Landauer! Sie haben gesagt, Sie haben eine Wut und die SPÖ will nicht hören. Mein Eindruck ist, dass die SPÖ es tatsächlich nicht versteht, dass sie es nicht versteht, weil sie auf diesem Ohr taub und auf diesem Auge blind ist. (GR Dr Herbert Madejski: Beide!) Wir können darüber streiten, ob es beide sind oder eines. 

Aber ich zitiere den Herrn Kollegen Deutsch, der auf meine Pressekonferenz gestern reagiert hat, und wenn das den Takt vorgibt für die Art und Weise, wie mit der Untersuchungskommission jetzt verfahren werden soll, dann gute Nacht, Reform in der Wiener Geriatrie und in der Wiener Pflege. 

Da schreibt der Herr Kollege Deutsch: Es ist alles super. Frau Pilz hat erstens mit ihren Vorwürfen nicht Recht, das nehme ich als klares politisches Spiel, aber der Bettenabbau auf maximal Sechs-Bett-Zimmer ist nahezu abgeschlossen. Es gibt laufend Verbesserungen in den Pflegemaßnahmen. Dann hören wir wieder dieselben alten Projekte, die nur kleine und wenige Gruppen betreffen, und schlussendlich weiß er auch, wer schuld ist, und schuld sind die Beamten. Wobei ich nicht sage, dass die nie schuld sind, aber hier steht: "Nach Zeugenaussagen in den insgesamt 15 Sitzungen konnte jedenfalls für aufgezeigte beziehungsweise behauptete Missstände keine politische Verantwortung festgestellt werden. Die Politik schafft die Rahmenbedingungen, für die operative Umsetzung ist nach dem KAV-Statut der Krankenanstaltenverbund zuständig." 

Also, Herr Generaldirektor Hauke, Sie werden es wissen, Sie haben den Schwarzen Peter, die schlechte Karte. Die Politik ist nicht schuldig und schon gar nicht, wenn die Politik sozialdemokratisch ist.

Eine dumme Sache, Herr Kollege Deutsch, ist dass der Herr Bürgermeister Ihnen schon einen relevanten Schritt voraus ist. Der Herr Bürgermeister ist eigentlich der Einzige, auf den man Hoffnung setzen muss, denn der sagt: So ist das. Es gibt Missstände. 20 Prozent 
der Gemeinderatsbeschlüsse, zumindest in Bezug aufs GZW, wurden umgesetzt in der Vergangenheit, und wir brauchen nichts zu beschönigen. Vielleicht, Herr Kollege Deutsch, horchen Sie Ihrem eigenen obersten politischen Chef einmal zu. 

Mein Eindruck ist, und beweisen Sie mir meinen Irrtum und belehren sie mich eines Besseren, dass Ihr Takt der ist, die Frau K hat schmutzige Fingernägel gehabt, der Krankenanstaltenverbund soll sie ihr putzen, und wenn er das nicht ausreichend macht, werden wir dort Schuldige finden. Aber die Politik hat an nichts Schuld. 

Herr Kollege Deutsch, lesen Sie den Bericht des Kontrollamtes. Lesen Sie die einschlägige Fachliteratur, wenn Sie der Opposition nicht glauben. Lesen Sie, was Fachleute zu Großheimen sagen, und ein Großheim ist eines jenseits der 150. In Wien reden wir von Großheimen über 2 000. Lesen Sie, was die Experten dazu sagen, und behaupten Sie dann nicht mehr, es sind bloß die zuständig und schuld, die die operativen Rahmenbedingungen hier vorzugeben haben. 

Großheime dieses Zuschnitts, Herr Kollege Deutsch, sind eine Erfindung der Vergangenheit. Lainz konkret wurde von Bgm Lueger vor hundert Jahren, damals bahnbrechend, ich stehe nicht an, das zu sagen, gebaut. Es ist heute längst überholt und längst ein Ort, den man dringend, dringend einer anderen Bestimmung zuführen soll, als dort alte Menschen in ihren letzten Lebensjahren endzuversorgen. Endzuversorgen, und der Herr Pflegeombudsmann Dr Vogt hat heute ja ganz ausführlich und eindrücklich geschildert, was das heißt: 

"Lainz wurde nach jedem Skandal umgetauft. Derzeit nennt es sich 'Geriatriezentrum am Wienerwald', aber der Besucher fährt noch immer nach Lainz. Im Wienerwald werden zurzeit 2 192 alte Menschen gepflegt. Jeder zweite Wiener, der allein und pflegebedürftig, dazu noch meist wehr- und willenlos ist, landet in der Endstation Lainz. Wenig Personal und viel Arbeit, viel Einsamkeit und wenig Besuch. Miserable öffentliche Verkehrsanbindung. Keine U-Bahn führt nach Lainz. Eine altenfeindliche und patientenfeindliche Verkehrsplanung. Von Brigittenau zur Endstations-Oma hin und zurück sind es zweieinhalb Stunden. Wer die ganz Alten besucht, ist auch nicht mehr jung und nur gesund. Daher trostlose Einsamkeit."

Wenn Sie jetzt behaupten, daran ist nur der Krankenanstaltenverbund schuld und nicht etwa eine Politik, die durch Jahrzehnte durch Wegschauen, Ignorieren 
und zynische Billigung so einen Aufbewahrungsort der Schwächsten in der Gesellschaft duldet: Sie ist schuld, Herr Kollege Deutsch, und nicht etwa der Krankenanstaltenverbund, der dann seines tun soll in der Umsetzung. 

Sie sprechen in Ihrer Aussendung davon, dass das Ziel der Sechs-Bett-Zimmer demnächst erreicht sein wird. Ich möchte Ihnen jetzt aus der Wirklichkeit etwas berichten. Sechs-Bett-Zimmer sind nicht viel besser als Acht-Bett-Zimmer, wenn sie in derselben alten trostlosen Spitalsstruktur vorzufinden sind. Da ist es vielleicht nicht ganz so eng und gruppendynamisch nicht ganz so schwierig. Aber Sechs-Bett-Zimmer sind nicht moderne Geriatrie. Aber allein um dieses Ziel zu erreichen im Geriatriezentrum Am Wienerwald, muss schon sehr viel horuck passieren. 

Da ist zum Beispiel, und das ist vor 14 Tagen passiert, im Geriatriezentrum Am Wienerwald die Information ausgegeben worden an die führenden Pflegepersonen und Ärzte, der Herr Bürgermeister wird kommen. Der Herr Bürgermeister wird kommen, und bis zum Freitag, dem 7. Mai, ist per Anweisung dafür zu sorgen, dass es keine Sieben-Bett-Zimmer mehr gibt im Geriatriezentrum Am Wienerwald. Und zwar erklärtermaßen, weil der Herr Bürgermeister kommen wird. Na was heißt denn das? Was heißt denn das für das Personal? Schiebt man jetzt die alten Leute noch in die Sanitärräume? Hofft man, dass die rechtzeitig durch Ableben für diese Statistik sorgen? Oder was soll das bedeuten? Und dass es ernst gemeint war mit dem potemkinschen Dorf war darin abzulesen, dass man schriftlich Meldung erstatten musste, wenn man dieses Ziel nicht erreicht hat.

Ich habe den Herrn Bürgermeister in der Untersuchungskommission davon berichtet, und er hat es gar nicht in Abrede gestellt, meine verehrten Damen und Herren. Er sagt, er weiß, dass vor ihm potemkinsche Dörfer errichtet werden, und das ist auch ein Grund, warum er sich die Langzeitstationen nicht anschaut, weil es ist eh sinnlos, die Wirklichkeit wird ihm nicht vorgeführt. Und, Frau StRin Pittermann, Sie haben Ähnliches schon berichtet. Offensichtlich wird in aller Eile versucht, hier noch Dinge zurechtzurücken.

Jetzt, Herr Bürgermeister und Frau Stadträtin, wissen Sie es, dass der Ukas, der da herumgegangen ist, nur dazu da ist, um ein potemkinsches Dorf an Stelle einer Erledigung vorzuführen, und solange die Rahmenbedingungen von der Politik nicht vorgegeben sind, dass es realistisch ist, dass Menschen anders versorgt werden als in abgewohnten Langzeitstationen, solange die Vorgaben nur Druck aufs Personal sind und nicht wahre Politik, solange wird sich nichts ändern.

Die Situation in den Pflegeheimen der Stadt ist auch dadurch gekennzeichnet, dass diese Großheime totale Institutionen sind. Totale Institutionen sind die Institutionen, in denen der Mensch nichts zählt und die Institution alles.

Ich habe diesen Vorwurf in der Untersuchungskommission erhoben, und er hat zu schlimmstem Protest seitens der SPÖ geführt. Ich möchte es Ihnen beweisen an der Heimordnung, die jetzt und heute und immer noch gültig ist in allen Pflegeheimen der Stadt. Und kommen Sie mir nicht damit zu sagen, na das ist halt irgendeine Heimordnung und da schaut eh keiner hinein und die gilt ja sozusagen nur am Papier. Der Geist, der da drinnen niedergeschrieben ist, der weht auch in den Pflegeheimen.

Nur damit Sie wissen, wenn Sie heute alt und bedürftig und gebrechlich sind und am Ende keinen Angehörigen mehr haben, was Ihnen dann droht mit der Heimordnung der Stadt Wien. StR Rieder hat gesagt, dass er sie selbst 1994 neuerlich erlassen hat, und er hat selber gesagt, er muss sich bei der Nase nehmen, denn er hat gemeint, das Pflegeheimgesetz wird sie bald ablösen. Nein, sie gilt immer noch, und sie ist gegen die Menschenrechte gerichtet. Unsere Juristen sagen, und wir lassen das gerade prüfen, dass sie nicht auf dem Boden des Rechtes steht. Denn eine Heimordnung soll eigentlich nur etwas regeln, was zum Beispiel eine Hausordnung in einer Siedlung regeln soll. Wer in die Grünanlagen steigen darf und was einem passiert, wenn man den Aufzug kaputt macht. 

Diese Heimordnung geht wesentlich über das hinaus. Hier ist von Pflichten der Pfleglinge – und das Wort "Pfleglinge" allein ist schon entlarvend – die Rede und nicht von Rechten. Das einzige Recht, das man hier hat, ist, aus dem Pflegeheim auszutreten. Na sagen Sie das einmal einer bettlägerigen alten Dame, dass das ihr Recht ist. Denn ansonsten hat sie Pflichten, und sie kann hinausgeschmissen werden. Sie kann hinausgeschmissen werden, die pflegebedürftige Person. Der § 9 lautet: "Ein Pflegling ist aus dem Pflegeheim zu entlassen, wenn er die Bestimmungen der Heimordnung nach erfolgloser Mahnung durch die Anstaltsleitung weiterhin nicht beachtet." Da kann man ihn hinausschmeißen. 

Die Gemeinde Wien hat nicht den Eindruck, sie soll für demokratische Strukturen sorgen, sondern sie sorgt für eine totale Institution, die sich auch darin äußert, dass unter § 17 der Pflegling verpflichtet ist, den pflegerischen Anordnungen nachzukommen. Meine Damen und Herren! Den pflegerischen Anordnungen nachzukommen. Wissen Sie, was das heißen kann? Das kann heißen, dass man eine Inkontinenz-Einlage, vulgo Windel, aufgezwungen kriegt. Das kann heißen, dass einem eine medizinische oder sanitäre hygienische Behandlung zugemutet wird, die man nicht will. Das kann heißen, dass man in ein Zimmer gesteckt wird, in dem man nicht sein möchte. Das kann heißen, dass einem verboten wird, dass ein Besuch kommt. Auch das ist hier herinnen Faktum.

Ja, Frau Stadträtin, lesen Sie nach. § 24: "Pfleglinge und Besucher sind zur Einhaltung der Bestimmungen der Heimordnung und der Befolgung besonderer Weisungen der Organe der Pflegeheime verpflichtet. Bei Nichtbeachtung der Vorschriften können die Besucher nach erfolgloser Mahnung zum Verlassen des Pflegeheimes verhalten werden. In besonders schwerwiegenden Fällen", Frau Stadträtin, "kann im Interesse der Pfleglinge ein ständiges oder vorübergehendes Besuchsverbot durch die Leitung (Direktion) verhängt werden." 

Das, Frau Stadträtin, ist eine totale Institution. Da kann es einem passieren, dass man pflegerische Anordnungen nicht will, sich dagegen wehrt. Dann kommt ein Besucher, der einen unterstützt, dann kriegt der Hausverbot. Man ist mit Haut und Haaren ausgeliefert. 

Und sagen Sie mir nicht, das ist ein Papier von irgendwann aus der Lueger-Zeit. Es ist von 1994. StR Rieder hat es wissentlich erlassen, und es gilt bis heute. Das ist gegen das Selbstbestimmungsrecht, und es ist gegen die Menschenrechte, Frau Stadträtin. So viel wäre zu tun, und man hat nichts gemacht.

Damit, Frau Stadträtin, komme ich noch zu dem letzten Punkt, den ich heute Vormittag schon aufgegriffen habe. Diese Menschen brauchen Qualität, sie brauchen niedrigschwellige Angebote. Sie müssen raus aus den Großheimen. Sperren Sie die großen Heime zu, Frau Stadträtin. Machen Sie ernst. Ich meine nicht von heute auf morgen. Sie können Lainz innerhalb von fünf Jahren abbauen, Sie können dort einen Uni-Campus machen, einen Kindergarten, eine Wohneinrichtung, eine Schule. Und behalten Sie die gut renovierten Pavillons für ein Sonderkrankenhaus für Geriatrie und einen Pavillon zu Versorgung der Wohnumgebung. Der Rest des wunderbaren Geländes soll für eine durchmischte Nutzung mit einer generationenübergreifenden Bevölkerung besiedelt werden. Das wäre gut für die alten Menschen, das wäre gut für eine Verkehrsinfrastruktur, denn Studenten lassen sich weniger leicht gefallen, dass man, wenn man von Hietzing kommt, zweimal umsteigen muss, bis man endlich am Uni-Campus wäre. Dann haben Menschen, die dort leben, nicht den Eindruck, sie sind im letzten Ghetto. 

Und, Frau Stadträtin, verankern Sie den Herrn Dr Vogt in einem Gesetz. (GR Heinz Hufnagl: Das ist im Gemeinderat beschlossen worden!) Ich rede gerade mit der Frau Stadträtin, weil wir kein Gesetz für ihn haben. Frau Stadträtin, verankern Sie ihn im Pflegeheimgesetz. Sie haben ihn im Oktober bereits installiert. Es hätte seit Oktober viel Zeit gegeben, ihn hier auch rechtlich zu verankern, und es ist noch nicht zu spät, denn das Gesetz wird frühestens im Juli verabschiedet. Die GRÜNEN werden einen Antrag stellen, den Dr Vogt und sein Team hier auf rechtliche Beine zu stellen, in Unabhängigkeit und mit einem Pouvoir und einer klaren Aufgabenbeschreibung hier zu verankern. (GRin Anica Matzka-Dojder: Sie waren gegen einen Ombudsmann!) Ja, Frau Kollegin Matzka-Dojder, ich war gegen den Pflegeombudsmann als Ausdruck symbolischer, wirkungsloser Politik. Und der Punkt ist: Ich glaube, der Herr Dr Vogt ist Ihnen unangenehm. Ich glaube, der Herr Dr Vogt ist Ihnen mittlerweile ein Dorn im Fuß. Der Herr Dr Vogt sagt die Dinge, die Sie nicht hören wollen, und er legt die Finger in die Wunden, die da sind. 
Ich habe eingangs gesagt, dass ich glaube, dass die SPÖ nicht sieht und nicht hört, was falsch läuft in der Pflege der alten Menschen. Und Frau StRin Pittermann hat in einer offenen Diskussion – ich glaube, es war im Kontrollausschuss oder im Gesundheitsausschuss – erstaunt ausgerufen: Ich wusste gar nicht, dass man in Lainz auch wohnen kann. Und wer meint, dass man in Lainz nicht wohnen kann, verleugnet, dass es in den letzten 15 Jahren 15 000 Menschen waren, die dort ihre letzten zwei Lebensjahre verbracht haben. Als einziger Ort, wo sie wohnten, als einziger Ort, wo sie noch hingehörten und ausgeliefert einer totalen Institution, in der möglicherweise nicht einmal mehr die Angehörigen Zutritt haben. 

Und, Herr Kollege Deutsch, nehmen Sie die Untersuchungskommission, nehmen Sie das Ergebnis der Geriatriekommission als Auftrag, hier was zu verändern. Und wenn Sie glauben, dass Sie durchkommen in der gebetsmühlenartigen Aufzählung der Verbesserungen, die in der Vergangenheit liegen, und wenn Sie glauben, dass Sie damit durchkommen, dass Sie die Strukturen so lassen können, wie sie sind, dann werden Sie an der alten Bevölkerung in Wien ein weiteres Mal fehlen und sich schuldig machen. Und glauben Sie nicht, dass es nur der Krankenanstaltenverbund ist, der schuld ist. Der muss seinen Teil machen. Aber tun Sie den Ihren auf der Ebene der Politik. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau StRin Landauer, Sie waren sehr freundlich, wie Sie gesagt haben, Sie freuen sich, dass der Herr Bürgermeister irgendwie kurz zu sehen war. Ich bin nicht so freundlich und ich bin auch nicht so bescheiden. (GR Rudolf Hundstorfer: Er ist da!) Ich sehe ihn schon; ja. Aber es wäre sehr schön, Herr Bürgermeister, wenn Sie hier sitzen könnten, wenn wir diskutieren, und nicht, dass wir wissen, irgendwo da hinten stehen Sie. (Bgm Dr Michael Häupl: Ich höre ja zu!) Ich halte es auch wirklich für wichtig bei einem Antrag, der an den Herrn Bürgermeister gestellt ist, und wer, wenn nicht er, der Herr Bürgermeister, soll das natürlich hören und soll seine Schlüsse daraus ziehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und ich würde es auch für angebracht halten, dass von den Gemeinderäten der Mehrheitsfraktion bei solch einer Debatte nicht viele durch Abwesenheit glänzen, sondern dass sie anwesend sind. Weil hier geht es um ein Problem, bitte, das die Menschen in dieser Stadt ganz, ganz massiv betrifft, wo Sie unglaublich viel versäumt haben. Und das sollten Sie jetzt bitte einmal zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Wie viele fehlen denn bei Ihnen?) Herr Klubobmann, Sie haben in Wien die Alleinverantwortung, Sie sind die Alleinregierung und Sie haben umzusetzen. Wenn Sie auf unsere Vorschläge hörten, würde manches anders aussehen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Franz Ekkamp: Sie sind nicht der Schiedsrichter! Sehen Sie auf Ihre eigene Partei!)
Meine Damen und Herren! Pflege und Betreuung in Wien bedeutet in erster Linie: Es geht um hochbetagte Menschen, und es ist unsere Aufgabe, für diese Generation der Hochaltrigen menschenwürdige Zustände zu schaffen. Diese Generation hat Wien aufgebaut, hat Wien wieder zu einer lebens- und liebenswerten Stadt gemacht. Und wir müssen dafür dankbar sein. Das, meine Damen und Herren, ist Theorie und wird möglicherweise auch in Sonntagsreden verwendet. Wie aber ist die Praxis? Pflegeskandal, Trostlosigkeit in den Massenquartieren, ob in Lainz, ob in Liesing, ob in Baumgarten. Alle politisch Verantwortlichen waren seit 15 Jahren informiert – gehandelt wurde sehr wenig. 

Seit 1989 haben Kommissionen getagt, es wurden Vorschläge erarbeitet, Konzepte vorgelegt. Das war – ich nenne es so – die Hierarchie der Verantwortungslosigkeit. Von unten beginnend sich nach oben fortsetzende Schlampereien, Pflichtverletzungen sowie Verletzungen der Menschenwürde. Vor allem aber das eklatante Versagen der politischen Entscheidungsträger. Das ist das Sittenbild des Roten Wien. Und das alles liest man in den zwei Kontrollamtsberichten, und das wurde auch durch die Zeugenaussagen in der Untersuchungskommission sehr bestätigt. 

Und ich finde es schon bedauerlich, wenn man so in die Reihen schaut und wenn dann gelacht wird, weil das ist ja alles so lustig und es ist alles so witzig. Frau Kollegin in der letzten Reihe, ich weiß nicht, was es da zu lachen gibt. Sie sollten eigentlich weinen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Herr Bgm Häupl hat in der Untersuchungskommission die politische Verantwortung übernommen. Und, Herr Bürgermeister, was heißt das? Sie sind zehn Jahre Bürgermeister dieser Stadt. 1993 gab es den Bericht "Hilfe im hohen Alter" mit all den Vorschlägen, die wir heute wieder präsentieren. Dezentrale kleine Einheiten, so viel ambulant wie möglich, so viel stationär als notwendig. Das Pflegeheimgesetz muss kommen. Es war damals innerhalb von zwei Jahren zugesagt. Inzwischen haben wir das Jahr 2004, wir haben noch immer kein Pflegeheimgesetz, wo mehr Rechtsschutz, mehr Patientenrechte verankert werden sollten. Zerschlagung der Großheime zugunsten von kleineren Einheiten. Weg mit den Großraumzimmern. Keine sechs bis acht Betten, sondern ein bis zwei Betten. Veränderung der Struktur, der Einrichtung in dem Kuratorium der Pensionistenhäuser, Umwandlung in Pflegeheime und so weiter und so fort. 

Herr Bürgermeister, in der Zwischenzeit mussten 15 000 Menschen ihren Lebensabend in abgewohnten Großheimen ohne private Sphäre – die Frau Kollegin Pilz hat es gerade vorhin angeführt – ihr Leben fristen und auch ihr Leben beenden. Der soziale Tod war sehr oft vor dem physischen Tod. Und warum? Deshalb, weil politisch nicht rechtzeitig gehandelt wurde. (Beifall bei der ÖVP und des GR Rudolf Stark.) 

Die Vorschläge lagen auf dem Tisch. Sie hätten nur umgesetzt werden müssen. Herr Bürgermeister, ich erinnere an die vielen Anträge, Vorschläge, Anfragen der Oppositionsparteien – alles wurde abgeblockt. 

Das Pflegewesen ist gekennzeichnet durch eine Kette des Leugnens, des Herumredens und des Abstreitens, und ich bin sehr froh, dass mein Kollege Prochaska eine Langzeitreise gemacht hat und vor einem Monat aufgezeigt hat, welche Vorschläge bereits in den achtziger Jahren gemacht wurden. 

1980 hat die ÖVP bereits einen Pflegeombudsmann gefordert. Antwort: Brauchen wir nicht. 

Ende 1981 Antrag Mangel im Pflegewesen: Wurde von Ihnen abgeblockt. Alles nicht wahr. 

Anträge 1983, 1984 bis 1988. Ihre Antworten: Wir brauchen Ihre Mitwirkung nicht. 

1989 ein ÖVP-Antrag. Ein Mängelkatalog und ein Sanierungskonzept wurden vorgelegt. Auch die Anregung wegen Privatkleidung, etwas ganz, ganz Wesentliches für Menschen, das zu ermöglichen. Ihre Antwort: Wir haben schon auf 10 bis 12 Betten reduziert. Privatkleidung bedeutet besondere Maßnahmen. Das kommt nicht in Frage. Wir brauchen Ihre Ideen nicht. 

Und so geht es weiter, bis in die jüngste Vergangenheit. Schönreden, negieren, abstreiten. 

Und nun kommt eine neue Qualität. Ich sage das gar nicht zynisch, sondern ich meine das auch positiv. Der Herr Bürgermeister hat am 13.5. in der Untersuchungskommission gemeint, es gibt nichts zu beschönigen. Das erste Mal. Herr Kollege Deutsch, nehmen Sie sich ein Beispiel an dem Herrn Bürgermeister. Er hat gesagt, es gibt nichts zu beschönigen. Im GZ Wienerwald wurden nur 20 Prozent der Gemeinderatsbeschlüsse umgesetzt. Ich nehme die volle politische Verantwortung wahr. 

Herr Bürgermeister! Sie kennen die Stadtverfassung. Im § 28/1 ist sehr klar geregelt, dass der Bürgermeister für den Vollzug jedes gültigen Beschlusses des Gemeinderates zu sorgen hat. Sie sind zehn Jahre Bürgermeister. Sie sind die Spitze der Verantwortungspyramide. Sie haben die Personalhoheit. Sie haben zu wenig gehandelt, aber handeln Sie jetzt wenigstens. (Beifall bei der ÖVP und des GR Dr Wilfried Serles.) Sie sind am Zug. Weg vom zentralistischen, obrigkeitsstaatlichen Gesundheitssystem, sondern schaffen Sie ein System, wo der Mensch im Mittelpunkt steht und nicht eine Nummer ist. Herr Bürgermeister, ordnen Sie die politische Verantwortung neu. Ordnen Sie den KAV neu. Krempeln Sie die Ärmel auf und übernehmen Sie das Ressort Gesundheit und Soziales selbst. (Beifall bei der ÖVP.) Schaffen Sie endlich jene Pflegebedingungen, die die Hochbetagten in Wien verdienen. 

Wir haben daher zwei Beschlussanträge, meine Kollegin Ingrid Lakatha und ich. 

Ein Beschlussantrag: 

"Der Wiener Gemeinderat fordert den Bürgermeister auf, dafür Sorge zu tragen, dass ehestmöglich geeignetes Personal in genügend großer Anzahl dem Aufsichtsorgan für Geriatriezentren der Stadt Wien in der zuständigen Magistratsabteilung zur Verfügung steht, damit es zu einer durchgehend auf hohem Niveau liegenden Qualitätssicherung kommt." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Und der zweite Beschlussantrag: 

"Der Bürgermeister wird aufgefordert, dem Ausschuss der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales halbjährlich einen Bericht über die umgesetzten Reformen, über die in Umsetzung befindlichen Maßnahmen und die in Planung befindlichen Vorhaben der Stadt Wien hinsichtlich der anstehenden Reform im städtischen Geriatriebereich vorzulegen." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sie haben zwar die Flucht nach vorne angetreten, aber den Problemen davonlaufen können Sie nicht. Daher handeln Sie. Ich habe das schon öfter gesagt, ich wiederhole mich aber. Ich sage das wirklich, weil es mir so ein Anliegen ist, denn eine Gesellschaft wird daran gemessen, wie sie einerseits ihre Kinder in die Welt hereinbegleitet, aber andererseits, wie sie die alten Menschen aus diesem Leben hinausbegleitet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Klicka. 

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe mit großem Befremden diesen Antrag der freiheitlichen Abgeordneten gelesen, nämlich gerade, nachdem wir ja am Donnerstag in der Untersuchungskommission die Möglichkeit hatten, es vom Herrn Bürgermeister selbst zu hören, wie Sie ja alle auch betont haben. (Zwischenruf des GR Dr Wilfried Serles.) Na ja, er hat lang genug geredet und viel gesagt. Also ich glaube nicht, dass das inhaltsleer war, was wir alles gehört haben. Er selbst hat ja gesagt, dass er die Pflegeoffensive wirklich offensiv umsetzen wird, und er hat sie auch erläutert. 

Befremdend ist das für mich auch auf der anderen Seite, weil ich denke, dass gerade die Mitglieder aller Fraktionen, auch Sie, Herr GR Kowarik, ja wirklich engagiert in der Geriatriekommission an dem zukünftigen Strategiekonzept arbeiten, das wirklich eine optimale Betreuung der älteren Menschen in Wien ermöglichen soll, und das unter Einbeziehung namhafter Experten. Und ich konnte wirklich in den letzten vier Sitzungen nur feststellen, dass es Ihnen genauso wie uns ein Anliegen ist und dass wir sehr gute Konzepte erarbeitet haben, die in einem Gemeinderatsausschuss in einem Beschluss festgelegt werden sollen und letztlich auch hier im Gemeinderat als Zukunftsprogramm von allen Fraktionen, wie ich hoffe, weil Sie sich ja alle eingebracht haben, beschlossen werden können. 

Die Geriatriekommission ist ein Forum aller Abgeordneten, aller politisch Tätigen, und ich denke, dass es uns gelingen wird, in den nächsten beiden Sitzungen auch wirklich zu einem Ergebnis zu kommen, zu einem Ergebnis, das nicht nur auf diesen Tagungen beruht, sondern auch auf vielen Expertenmeinungen, aber auch auf der Tagung "Alter – Freude des Lebens", die die Frau StRin Landauer ins Leben gerufen hat, die auch sehr gut besetzt war und wo wir vielfach das, was wir in der Geriatriekommission besprochen haben, auch dort wieder bestätigt haben und auch von dort diese Meinung wieder mitgenommen haben. 

Der Herr Bürgermeister hat wiederholt betont, dass es sein größtes Anliegen ist, diese Gemeinderatsbeschlüsse auch umzusetzen. Es wurde in der Untersuchungskommission auch ausführlich dargestellt, wie die Geriatriemilliarde bis 2010 finanziert werden soll. Die Pflegemilliarde setzt sich aus den Investitionsmitteln der Stadt zusammen, aber die Umsetzung soll auch alternative Finanzierungsmodelle möglich machen. Damit die Menschen eben so lange wie möglich in der vertrauten Wohnumgebung verbleiben können, damit es keine Großheime mehr geben soll und kann, wird auch die Kooperation mit privaten Trägern forciert. Dafür ist aber auch der Einsatz der Wohnbaumittel unverzichtbar und eine Kürzung dieser Mittel, so wie sie der Bund auf Bundesebene diskutiert, ist nicht tragbar, denn wir werden in Wien nicht, so wie Herr Staatssekretär Finz gemeint hat, in der Altenbetreuung Einsparungen vornehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Beim Durchlesen Ihres Katalogs konnte ich feststellen, dass viel von dem, was Sie vorgestellt haben, bereits in Umsetzung ist und dass es Projekte in diese Richtung bereits gibt, nämlich die Sanierung von Stationen und Pavillons. Frau StRin Landauer hat ja selbst vorhin beschrieben, dass sie in Baumgarten nicht nur noch nicht umgebaute Stationen, sondern auch vorbildlich geführte Stationen vorgefunden hat. Aber auch der private Bereich wie das „Haus der Barmherzigkeit“ und „Kolping“ ist bei Neubauten tätig. 

Es wurden bereits Maßnahmen zur Aufstockung des Personals vorgenommen. Die Verbesserung des Pflegeschlüssels durch Bettenabbau im Geriatriezentrum Am Wienerwald konnten wir alle in den letzten Jahren mitverfolgen, verstärkt jetzt noch durch den Abbau der 6-, 7- und 8-Bett-Zimmer.

Auch verspreche ich mir von der Beschlussfassung des Wiener Heimgesetzes zugleich auch mit dem schon gesetzten Beschluss im Bereich des Unterbringungsgesetzes des Bundes, dass sich bei den Heimordnungen in Zukunft sehr viel ändern wird, weil diese Heimordnungen ja auf Grund des Wiener Pflegegesetzes dann auch neu gefasst werden müssen.

Die Erhöhung des Zivildieneranteils ist teilweise bereits durchgeführt, ebenso die Einführung der Geriatriezulage seit 1.1.2004 und die Einsetzung eines unabhängigen und weisungsfreien Pflegeombudsmanns. Ich bin ganz sicher, und das hat die Frau Stadträtin auch immer wieder betont, dass der Herr Dr Vogt uns kein Dorn im Auge und auch kein Dorn im Fuß, in der Ferse oder wo auch immer ist, sondern dass er sicherlich Dinge aufzeigt und den Finger in manche Wunden legt, die es noch gibt - darüber können wir auch nicht hinweggehen -, aber dass er dabei auch ein bisschen die Öffentlichkeit miteinbezieht. Das ist mir ganz wichtig, weil wir gesellschaftspolitisch einfach auch dieses Signal senden müssen: Wir alle wollen für die älteren Menschen etwas tun, einerseits von der öffentlichen Hand, aber auch die Gesellschaft auffordern, sich um die Alten zu kümmern.

Für die Aus- und Fortbildung wurden mehr als 36 Mil-lionen EUR eingesetzt. Die Personalausbildungsoffen-sive wurde gestartet, sodass wir bis 2005 um zirka 300 Personen mehr im Bereich der Pflegehelfer, aber auch im Bereich der diplomierten Gesundheits- und Krankenpflegefachkräfte haben werden. Das Aus- und Weiterbildungsprogramm wurde 2003 bereits im April erweitert.

Die Werbekampagne, die wir erfolgreich durchgeführt haben, wird ab Herbst zu einer zusätzlichen Ausbildungsklasse führen. Leider gab es durch die Bundesregierung keine Unterstützung bei der Rekrutierung von genügend Pflegepersonal. Die restriktive Zuwanderungspolitik stellt für Menschen aus dem Ausland ein großes Problem dar, nämlich regulär abgesichert in Pflegeberufen zu arbeiten (StRin Karin Landauer: Das stimmt ja überhaupt nicht!), denn mit Saisoniers, Frau StRin Landauer (StRin Karin Landauer: Das stimmt ja alles überhaupt nicht!), werden wir in Pflegeheimen nicht arbeiten können. (StRin Karin Landauer: Das ist ja gar nicht wahr!) Und auch für die Schlüsselkräfte reicht es bei dieser Bezahlung und bei diesen Zuteilungen natürlich nicht aus. (StRin Karin Landauer: Sie wissen genau, dass es hier eine Absenkung gibt!)

Es fehlen auch - es gibt sie teilweise, aber noch immer nicht ausreichend - noch Qualifikationslehrgänge. Immer wieder haben mich sowohl Ärzte als auch Pfleger aus dem Ausland angesprochen, die gerne nostrifizieren würden, um sich für den Beruf zu qualifizieren, was aber von der Bundesseite her in dem Ausmaß nicht möglich ist. Und dass nichts geschehen ist, das kann man auch nicht sagen, weil Frau StRin Pittermann und Frau StRin Brauner bereits 2001 auf dieses Problem hingewiesen haben! (StRin Karin Landauer: Sie sind ja 15 Jahre zu spät!) Seither hat sich vom Bund her in Bezug auf diese Ausbildungsforcierung auch nichts geändert. 

Die SPÖ und die GRÜNEN haben im Parlament den Antrag gestellt, die Einkommensverluste für die Familien bei Pflegekarenz zumindest in der Höhe der Existenzgrundlage sicherzustellen. Das wurde von der Bundesregierung abgelehnt. Leider hat es der Bundesgesetzgeber genauso verabsäumt, bei der Pflegekarenz eine soziale Absicherung vorzunehmen. Auch die SPÖ- und die GRÜNEN-Forderung nach Valorisierung des Pflegegeldes ist abgelehnt worden. Dies bedauern auch private Betreiber. Frau StRin Landauer, auf Ihrer Tagung haben auch Herr Fischl und  Herr Dr Giesinger bedauert, dass die Pflegegeldeinstufung zu gering ist und mit diesem Pflegegeld gerade bei betagten Menschen mit hochintensiver Pflege das Auslangen nicht gefunden werden kann. 

Zukunftsprojekte... (StRin Karin Landauer: Sie hätten es in den Jahren 93, 94, 95, 96, 97, 98 anpassen können!) Aber jetzt ist es auch nicht passiert! Wenn es das bei den anderen nicht gibt, dann muss man auch im eigenen Bereich suchen. Wir suchen auch unsere Fehler und wie der Herr Bürgermeister gesagt hat, wir erkennen auch, dass es nicht ganz optimal ist. Da muss man es auf der anderen Seite auch tun.

Die Zukunftsprojekte sind sehr zahlreich und sind teilweise schon gestartet. Wir werden sie in unseren Geriatriekonzepten auch verankern und ich bin ganz sicher, dass sie dann auch zum Tragen kommen und verwirklicht werden.

Heimordnungen gibt es auch in privaten Heimen. Ich weiß schon, Frau Dr Pilz, dass natürlich diese Heimordnung eine Fortschreibung war - Sie halten sie in Händen -, eine Fortschreibung wirklich in der Hinsicht, dass mit einem zukünftigen Pflegeheimgesetz diese Heimordnung auch verändert wird. Ich bin zuversichtlich und wir von der Geriatriekommission, sage ich, werden alle dahinter sein, dass das dann auch im Herbst nach der Beschlussfassung des Pflegeheimgesetzes passiert. Aber es ist leider so, dass in privaten Heimen immer wieder Menschen auch abgelehnt werden. Einfach nur abgelehnt, weil sie, so wie Sie gesagt haben, selbstständig leben wollen, weil sie vielleicht hie und da ein Glaserl Alkohol trinken wollen oder weil sie vielleicht etwas lauter sind als so manche andere und dann die anderen Heimbewohner sagen: Naja, wir wollen das eigentlich nicht haben. Und so kommen aus privaten Heimen doch relativ viele Personen wieder in die städtischen Heime zurück.

Auch da, denke ich, müssen wir uns etwas überlegen, denn es kann auch bei den Privaten nicht so sein, dass man dann Heime erster und zweiter Klasse hat, nämlich nicht nur bei der Ausstattung, sondern auch bei der Klientel, die dort wohnen darf oder wohnen möchte. Ich denke, dass wir auch in der Hinsicht noch viel zu tun haben.

Alle im Antrag aufgezählten Forderungen sind seit langem bekannt. Sie können natürlich sagen, sie sind auch nicht alle umgesetzt. Da muss ich Ihnen zum Teil Recht geben, wobei die Aussage, dass nur 20 Prozent umgesetzt sind, eine falsche Interpretation ist. Wir versuchen sie jetzt seit Wochen richtig zu stellen, aber es... (Aufregung bei der FPÖ.) Lesen Sie das Protokoll vom Donnerstag nach, Sie werden es wortgetreu finden. (Weitere Aufregung bei der FPÖ.) 

Die Diskussion in der Öffentlichkeit, die nicht zuletzt vom Pflegeombudsmann Dr Vogt in der heutigen "Standard"-Aussendung auch aufrecht erhalten wird, hat gezeigt, dass auch gesellschaftspolitisch ein Wertewandel im Gange ist, dem wir als Wiener GesundheitspolitikerInnen gemeinsam mit den grundlegenden Reformen, die offensiv durchgesetzt und umgesetzt werden müssen, auch Rechnung tragen wollen. Aber dazu bedarf es keines Antrags von freiheitlichen Abgeordneten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Debattenredner ist Herr GR Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!
Jetzt zu später Stunde werde ich es relativ kurz machen (GR Kurth-Bodo Blind: 17.15 Uhr ist spät?), wenn es um die Pflegemilliarde geht, weil im Endeffekt die Pflegemilliarde vor allem eines war: Ein hervorragender und auch von den Medien rezipierter Werbegag. Es gibt sie nicht, die Pflegemilliarde, es gab sie nie, die Pflegemilliarde und es wird sie unter den gegebenen Rahmenbedingungen auch weiterhin nicht geben, die Pflegemilliarde, und zwar sowohl weil die Sozialdemokratie als auch weil ÖVP und FPÖ dies nicht wollen! (GR Dr Wilfried Serles: Wir haben es gefordert!) Sie haben es gefordert? Und Ihre Fraktionen sind es, die Wien jährlich 200 bis 300 Millionen EUR einfach wegnehmen! (Aufregung bei der FPÖ.) Sie haben es gefordert und Ihre Fraktionen sind es, die das Nulldefizit als das höchste aller Güter preisen! Wenn Sie darüber nachdenken, dann wissen Sie, dass das Pflegewesen ... (GR Dr Wilfried Serles: 500 Millionen Rücklagen! 500 Millionen! – Weitere Aufregung bei der FPÖ.)

Herr Dr Serles, 500 Millionen, 450 Millionen liegen in den Rücklagen der Wohnbauförderung. Sie wissen ganz genau (Aufregung bei GR Dr Wilfried Serles.), welche Auswirkungen es hätte, wenn die Stadt Wien die 450 Millionen aus der Wohnbauförderung - ganz abgesehen davon, dass man sie für andere Sachen auch braucht - nehmen würde - (Weitere große Aufregung bei GR Dr Wilfried Serles.) Hören Sie zuerst einmal zu! - und für die Pflegemilliarde ausgeben würde! Sie wären die Ersten, die schreien würden: „Wien macht keinen Maastricht-Überschuss, sondern Wien macht ein Maastricht-Defizit von 200 bis 300 Millionen Euro!“ (Große Aufregung bei der FPÖ.)
Sie wissen genau, dass die Rücklagengebarung, wenn man diese Rücklagen dem Budget der Stadt Wien zuführt, diese Zuführung Maastricht-neutral erfolgt, die Ausgaben aber natürlich Maastricht-relevant sind! Sie sind doch die Vertreter des Nulldefizits, Sie sind die Vertreter, die als erster die Stadt Wien... Sie haben das oft genug gesagt, die Freiheitlichen und die ÖVP. Die einzige Partei, die in Wien immer gesagt hat: „Verzichten wir auf diesen innerösterreichischen Stabilitätspakt. Beteiligen wir uns nicht an dieser Grasser’schen Nulldefizit-Einsparungs- und Belastungspolitik!“ - das waren die GRÜNEN! (Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Sie haben die Sozialdemokratie immer kritisiert, wenn das Maastricht-Defizit oder der Maastricht-Über-schuss nicht eingehalten wurde. (GR Dr Wilfried Serles: Grasser! Grasser!) Das ist Ihre Politik, dass Sie belasten und einsparen et cetera! Sie wollen der Sozialdemokratie vorgeben, dass sie dasselbe machen soll. Sie stellen immer nur den Antrag und sagen: 500 Millionen hineinbuttern. Ja wenn wir das sagen, ist das legitim! Aber erklären Sie das Ihrem Herrn Finanzminister, Ihrem Herrn ehemaligen Finanzminister! Jetzt ist er Ihrer. Erklären Sie ihm, dass im Finanzausgleich nicht permanent das Geld gekürzt werden kann! Erklären Sie ihm doch, dass nicht Steuermaßnahmen getroffen werden können, die auf Kosten der Stadt Wien gehen und es natürlich schwerer machen ... (StRin Karin Landauer: Das gibt es ja nicht!) Wenn Sie das glaubwürdig in Ihrer Fraktion durchsetzen, Herr Dr Serles, dann setzen wir uns hin und überlegen gemeinsam mit Ihnen, wie man die Pflege in Wien sicherstellen kann. (StRin Karin Landauer: Das ist ja da!) Davor ist es besser, Sie schweigen zu diesem Thema. (GR Dr Wilfried Serles: Herr Margulies, was ist Ihr Konzept? – Aufregung bei der FPÖ.)

 Unser Konzept war relativ klar. Wir haben gesagt, die Stadt Wien hat genug Geld. Und wir haben im Gegensatz zu Ihnen gesagt, die Stadt Wien soll es ausgeben. (GR Heinz-Christian Strache: Und das wächst auf den Bäumen!) Herr Strache, hören Sie dem Kollegen Serles nicht zu? Nicht, es wächst am Baum, es liegt in den Rücklagen! Bitte, vielleicht kann sich die freiheitliche Fraktion einmal einig werden: Gibt es Geld oder gibt es keines? Und dann nennen Sie mir einen Ansprechpartner, mit dem ich diskutieren kann. Herr Serles, sind Sie der Kompetente oder ich nehme zur Kenntnis, der Herr Strache ist nicht kompetent. Das ist das, was ich in dem Bereich immer geglaubt habe. Es stimmt und es trifft zu. (Aufregung bei der FPÖ.) 

Gut, kommen wir zurück zur Pflegemilliarde, zu dem Punkt, wo die Sozialdemokratie mittlerweile genauso weit ist: Gibt es nicht ein Abgehen von diesen Maastricht-Überschüssen - und selbst die 190 Millionen EUR für 2004 sind 190 Millionen zuviel angesichts der herrschenden Situation und auch angesichts der Finanzlage in Wien -, dann wird es diese Pflegemilliarde nicht spielen. Aber eine Pflegemilliarde kommt natürlich immer gut an, wenn man sagt, man gibt es aus, wenn man gleichzeitig nicht zur Kenntnis nehmen will, dass alleine im Krankenanstaltenverbund ein strukturelles Defizit von 100 Millionen da ist. Wie gleichen wir denn das aus? Wie gleichen wir denn aus, dass alleine im Krankenanstaltenverbund die Abschreibungen auf bauliche Investitionen erheblich größer sind als die Neuinvestitionen? Über das sollten wir reden und über die Pflegemilliarde sollten wir reden! Und dann kommen wir darauf, dass die Budgetpolitik der Stadt Wien in den vergangenen Jahren einfach in eine falsche Richtung gegangen ist, einfach die Interessen der Wienerinnen und Wiener ignoriert hat und auf Kosten der Pflege, auf Kosten des Gesundheitswesens und auf Kosten des Sozialwesens gegangen ist.

Angesichts der jetzigen Situation und ich komme jetzt langsam zum Schluss, weil ich glaube, wir werden uns 
in der nächsten Gemeinderatssitzung, Rechnungsabschlussdebatte und auch im Landtag noch ausführlich mit diesen Themen befassen, dennoch eine Bemerkung, da sich die Pflege ja selbstverständlich auch im Bereich der ambulanten Pflege neben der stationären Pflege bewegt. Die Entwürfe, was den Fonds Soziales Wien betrifft, die es bislang gibt - wie dann die ambulante Pflege funktionieren soll -, mit den Änderungen im Sozialhilfegesetz und den anderen Gesetzen, die als Gesetzesvorlage am 1. Juli eingebracht werden sollen, die alle geändert werden in Richtung Fonds Soziales Wien, Übertragung hoheitlicher Aufgaben, werden das Chaos im Pflegebereich noch verstärken, weil ein Zuständigkeitswirrwarr, ein Kompetenzwirrwarr entsteht und in Wirklichkeit die Verwaltungskosten in Summe erheblich steigen werden und noch weniger Geld für pflegebedürftige Wienerinnen und Wiener vorhanden sein wird. Und das lehnen wir ab und ich würde mir wünschen, dass der kommende Monat auch seitens der Sozialdemokratie dazu genutzt wird, um sicherzustellen, dass im Pflegebereich nicht endgültig das Chaos ausbricht und um sicherzustellen, dass in Zukunft budgetiert wird und zwar auf eine Art und Weise, die einer Pflegemilliarde dann tatsächlich entspricht. Denn es nützt nichts, wenn der Investitionskostenzuschuss der Stadt Wien an den Krankenanstaltenverbund, der schon vor vier Jahren vereinbart worden ist und jährlich in etwa dieselbe Größenordnung von 132 Millionen EUR hat, im Nachhinein als Pflegemilliarde umdefiniert wird! Entschuldigung, das kann doch nicht euer Ernst sein! 

Das heißt, abgehen vom innerösterreichischen Stabilitätspakt, härter verhandeln in den Finanzausgleichsverhandlungen und die Rücklagen der Stadt Wien nutzen und im Interesse der Wienerinnen und Wiener für den Bereich der Pflege bereitstellen! - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe mir eigentlich erwartet, dass die Frau GRin Klicka uns erklären wird, woher das Geld für die Pflegemilliarde kommen soll. Aber das hat uns dann Gott sei Dank der Herr Kollege Margulies erklärt, der sich damit als Budgetexperte des Grünen Klubs profiliert hat. Er hat mit der Aussage „Die Stadt Wien hat genug Geld“ genug gesagt. So ist es auch. 
Aber die Frau Kollegin Klicka... ((GR Dipl Ing Martin Margulies: Die Stadt Wien hat genug!) Naja, das ist ja genau das, was wir sagen: Die Stadt Wien hat genug Geld und sie soll es sobald als möglich, nämlich jetzt sofort, für die Pflege in Wien hernehmen und einsetzen und nicht erst im Jahr 2010. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich hätte auch von Ihnen, Frau Kollegin Klicka, erwartet, dass Sie uns vielleicht erläutern können, warum die SPÖ gegen die raschere Umsetzung der Maßnahmen stimmt, die eigentlich der Bürgermeister vorschlägt und fordert und warum die SPÖ, wenn sie schon weiß, dass die Forderungen richtig sind, hier ihre Zustimmung verweigert und warum die SPÖ dann nicht mitstimmen kann. Das hätte ich gerne von Ihnen gewusst, aber Sie haben uns das leider nicht erklärt.

Aber jetzt zur Chronologie. Nachdem die schweren Missstände in Pflegeheimen zum wiederholten Male aufgezeigt wurden, wurde die Untersuchungskommission eingesetzt, um die Verantwortung zu klären. In der letzten Sitzung der Kommission hat der Herr Bürgermeister die Verantwortung zum großen Teil auf sich genommen. Er trägt sie jetzt mit Würde. Viele wurden in dieser Zeit befragt und viele Missstände sind bei diesen Befragungen zutage gekommen. Der Kontrollamtsbericht wurde schließlich veröffentlicht und viele Versäumnisse wurden angeführt. 

Ich möchte an dieser Stelle schon darauf eingehen, dass der Kontrollamtsdirektor, nachdem er alle Einrichtungen kontrolliert hatte, festgehalten hat, dass er selbst nicht in so einer Pflegeeinrichtung der Stadt Wien betreut werden möchte. Ich möchte ihn beruhigen, es wird nicht notwendig sein. Aber nicht, weil dann schon alle Missstände beseitigt sein werden und dann schon alles verbessert wurde, sondern weil er es sich leisten wird können, sich woanders einzukaufen. 

Aber es geht uns um diejenigen, die sich das nicht leisten können und die in den Pflegeeinrichtungen der Gemeinde Wien ihren Lebensabend verbringen. Für die haben wir die bestmögliche Versorgung sicherzustellen! (Beifall bei der FPÖ.)
Der Bürgermeister hat nicht nur viel von der Verantwortung auf sich genommen, sondern er hat auch viele Maßnahmen angekündigt und viele Verbesserungen versprochen. Er hat personelle Konsequenzen angekündigt. Er hat gemeint, er wird sich sein Team suchen. Er sucht jetzt schon ziemlich lange, anscheinend findet er keine guten Leute. Er hat auch strukturelle Veränderungen angekündigt. Er hat gemeint, die Pflege und Betreuung zu Hause soll ausgebaut werden und nicht zuletzt hat er eben finanzielle Verbesserungen zugesagt. So ist die Pflegemilliarde, die wir Freiheitlichen für notwendig erachten, sein Programm geworden.

Aber unsere Freude darüber ist nicht ungetrübt, denn der Zeithorizont ist mit 2010 viel zu lange und es ist bis jetzt unklar, welchen Geldern jetzt im Nachhinein das Mascherl „Pflege“ umgehängt wird. Gelder, die es ohnehin schon gibt. 

Eine echte zusätzliche Dotierung für die Betreuung zu Hause scheint es nicht zu geben, aber ohne zusätzliche Mittel wird es nicht gehen. Deshalb ist unsere Befürchtung, dass es sich wieder einmal um reine Ankündigungen und Versprechungen handelt, so wie beim Programm „Hilfe im hohen Alter“, wo nur ein Bruchteil der Maßnahmen umgesetzt wurden oder so wie in Lainz, wo schon vor zehn Jahren die Bausubstanz erneuert werden sollte und wo wir alle wissen, dass das Gegenteil passiert ist, denn Lainz wurde systematisch kaputt gespart. Das wieder zu erleben, haben sich die Wienerinnen und Wiener ehrlich nicht verdient! 

Wir werden viele Dinge verbessern müssen, was den Personalmangel betrifft oder was die Information von Betroffenen und Angehörigen betrifft und wir werden auch gemeinsam Verbesserungen beim Pflegegeld anwenden müssen. Wenn Sie über das Pflegegeld geredet haben, Frau Kollegin Klicka, dann möchte ich Ihnen eines dazu sagen, dass Menschen mit so einer niedrigen Pflegestufe überhaupt nicht in einem Pflegeheim wie das Geriatriezentrum Am Wienerwald sein sollten, sondern für die sollte es andere Möglichkeiten geben. 

Was wir auch tun müssen, ist, uns zu überlegen, ob wir nicht vielleicht das Pflegegeld zweckbinden sollten, denn was wir nicht wollen, ist dass billiges, unqualifiziertes Personal aus dem benachbarten Ausland zu uns kommt. Wir wollen aber auch nicht, dass das Pflegegeld mitunter in den Taschen der Angehörigen oder Enkel verschwindet. Wenn wir das Pflegegeld neu gestalten würden, dann könnten wir auch im Bereich der Betreuung zu Hause Arbeitsplätze schaffen und da bin ich schon beim nächsten Stichwort. 

Arbeitsplätze könnten wir im Pflegebereich schaffen, aber wenn wir den Pflegeberuf nicht aufwerten, wenn wir nicht die Bezahlung der Pflege erhöhen und somit auch einen finanziellen Anreiz schaffen, dann wird es uns nicht gelingen, mehr Personal zu finden. Auch aus diesem Grund ist es so dringend notwendig, dass wir rasch Geld in die Hand nehmen.

Ich habe schon bei meiner letzten Rede im Gemeinderat zu diesem Thema der Pflege die Situation der mobilen Schwestern angesprochen. Ich habe angeregt, dass für die mobilen Schwestern ein Parkpickerl zur Verfügung gestellt wird, damit sie nicht bei jedem Patienten neben Parkplatz Suchen auch noch Parkscheine ausfüllen müssen, denn das würde den mobilen Schwestern die Arbeit erleichtern und es bliebe ihnen dann auch mehr Zeit für den Patienten. 

Sehr geehrte Frau StRin Pittermann, ich habe Sie schon einmal darauf angesprochen und ich habe auch ein Schreiben an Sie gerichtet. Ich ersuche Sie sehr, diese Verbesserungen herbeizuführen. Ich habe leider bisher keine Antwort bekommen. Ich frage Sie daher noch einmal, was in dieser Sache geschehen kann und ich bitte Sie, sich dieser Problematik anzunehmen. 

Wir brauchen Reformen und wir brauchen die notwendigen Mittel und das in einer angemessenen Zeit. Versprechungen und Ankündigungen wie bisher werden keine Verbesserungen bringen und wir Freiheitliche werden Sie deshalb nicht an Ihren Worten, sondern an Ihren Taten messen. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächste zum Wort gemeldet Frau GRin Frank. 

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Pflegeheim oder nicht? Diese Frage würde sich für viele überhaupt nicht stellen, wenn wir ausreichend alternative Wohnformen zur Verfügung hätten. Dabei geht es sicher nicht nur um alte Menschen, denn es ist auch ein Jugendlicher nicht davor gefeit, dass er nicht vielleicht schon morgen in eine Betreuung kommt, wo er auf solche Wohnformen angewiesen ist. 

Wohnen ist ein Grundbedürfnis aller Menschen und Wohnen hat mit Schutz, Geborgenheit und Ruhe, mit Gewohnheit zu tun und Wohnen bedeutet ein Zuhause zu haben, ist Lebensraum und gelebte Beziehung mit anderen. Gerade mit dem Alter steigt die Bedeut-
ung einer individuellen, den persönlichen Wünschen 
und Bedürfnissen entsprechenden Wohnumgebung an. Schätzungen zufolge verbringen ältere Menschen durchschnittlich vier Fünftel des Tages in der vertrauten Wohn-umgebung. In Wien sind es immerhin bereits 16 Prozent, das heißt 250 000 Menschen, die über 65 Jahre alt sind. 

Vor diesem Hintergrund fordern wir innovative Ansätze des gemeinschaftlichen, auf Selbsthilfe und Selbstorganisation basierenden Wohnens. So könnten wir uns grundsätzliche Qualitätskriterien für die Modellprojekte vorstellen, zukunftsweisende bauliche und architektonische Standards und innovative Hilfe und Betreuungskonzepte. Es muss ja nicht immer die Badewanne oder die Dusche sein, es wäre oftmals einfacher, egal ob Behinderungen durch das Alter oder vielleicht durch Unfälle, würden Wohnungen mit Duschräumen ausgestattet, die keine unüberwindbaren Höhenstufen aufweisen. Ebenso erweist sich der Gang auf die Terrasse oder den Balkon mit Gehhilfen oder mit einem Rollstuhl durch diese Stufe oft als scheinbar nicht zu bewältigen. In der Wiener Bauordnung ist ausgewiesen, dass Einzelstufen bis zu 3 cm außer Betracht bleiben. Vielleicht sollten sich hier die Verantwortlichen der Stadt Wien einmal ernsthaft überlegen, ob es uns wirklich auf die 3 cm ankommt und ob es nicht vielleicht doch auch Möglichkeiten gäbe, selbst diesen geringen Höhenunterschied wegzulassen, was für Menschen oftmals einfacher wäre, wenn sie eben auf Gehhilfen und so weiter zurückgreifen. (Beifall bei der FPÖ.) 

In solch speziellen Einrichtungen gehört dann natürlich auch dazu, dass man auf Armaturen achten sollte oder eventuell auch auf Fensterriegel, denn es könnte so etwas erheblich erleichtern oder wenn sie nicht vorhanden sind, erschweren. Im Zuge von Neubauten kosten solche Einrichtungen so gut wie nichts, hingegen bei Umrüstungen, wenn der Bedarfsfall eintritt, können sie erhebliche Kosten verursachen. So müsste als Standardeinrichtung auch zum Beispiel eine Notrufanlage in Pflegewohnungen oder in betreuten Wohnungen Standard werden, die von jedermann jederzeit leicht bedienbar ist. Es wäre auch wünschenswert, wenn in den großen Wohnanlagen Betreuungseinrichtungen und zwar sowohl beratend als auch dann tatsächlich betreuend unterstützend geschaffen werden, an die man sich in Notfällen wenden kann. Und es muss zur Selbstverständlichkeit werden, dass man hier nicht nur Kindergärten, Schulen oder Arztpraxen in diesen komplexen Raum einführt, sondern vor allem auch Betreuungsstationen. Ich denke hier, es sollte einmal ein Umdenken stattfinden. Wenn nun schon Menschen, egal aus welchen Gründen auch immer, in die Lage kommen, hin und wieder die Hilfe anderer in Anspruch nehmen zu müssen, so muss es hier die Aufgabe der Kommune sein, Rahmenbedingungen zu schaffen, um ein selbstständiges Leben von Menschen mit Behinderungen in innovativer Form zu verbessern. (Beifall bei der FPÖ.) 

Insbesondere das Zusammenleben von älteren und jüngeren Menschen sollte dabei einen Schwerpunkt bilden und daher müssen bei Neubauten in Zukunft folgende Ziele vorangetrieben werden: Nicht mehr ausgrenzende Fürsorge, sondern einbeziehende Teilhabe. Nicht mehr abwertendes Mitleid, sondern respektierende Gleichstellung und nicht mehr wohlmeinende Bevormundung, sondern tatsächliche Selbstbestimmung. Selbstständigkeit und persönliche Zufriedenheit werden maßgeblich durch die Wohnung und das Wohnumfeld mitbestimmt. Durch das Verknüpfen modellhafter Wohn- und Betreuungsformen wird für Bewohnerinnen und Bewohner ein Zuhause mit hoher Lebensqualität geschaffen. Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Fraktion, werden sicherlich wieder zum Besten geben: „Wir haben das schon alles in Wien.“ Zugegeben, es hat immer wieder experimentelle Wohnprojekte gegeben, aber eine Konsequenz kann man daraus nicht ablesen, vor allem auch nicht, dass es ständig verfolgt würde. 

Es wäre hier eine Möglichkeit und jetzt muss ich mich dem Herrn GR Margulies zuwenden: Sie reden immer die Leute an, dass sie nicht zuhören, aber Sie selbst nehmen es damit auch nicht so genau, denn die Frau StRin Landauer hat darüber gesprochen, dass 418 Milli-onen EUR als Rücklage in der Wohnbauförderung sind und ich dann darüber sprechen werde, wie man das alternativen Wohnformen zuführen kann und sonst war von nichts die Rede! Es tut mir Leid, Sie haben sofort gesagt, das Geld soll in Pflegeheime hineingebuttert werden, wobei ich da auch sagen muss: Selbst wenn es in Pflegeheime fließen würde, wäre es nicht gebuttert. Also das ist keine richtige Aussage. (GR Mag Hilmar Kabas. So ist es! - Beifall bei der FPÖ.)
Wir Freiheitliche fordern, dass es zur Selbstverständlichkeit werden muss, in jedem Neubau einige Wohnungen absolut barrierefrei und behindertengerecht zu installieren, die im Bedarfsfall rasch zur Verfügung gestellt werden können und zwar ausschließlich den dafür gedachten Zielgruppen.

Wir Freiheitliche fordern, dass verstärkt Generationenwohnen vorangetrieben wird, dass heißt, dass hier Wiener Wohnen schneller und unbürokratisch reagiert, wenn es darum geht, Verwandte, die einander unterstützend helfen zusammenzuführen. Es muss nicht immer im selben Block sein, aber doch in unmittelbarer Umgebung, sodass die Betreuung eines Angehörigen ohne zusätzliche Probleme erfolgen kann.

Hausübersiedlung und Wohnungszusammenlegungen, die den Erhalt des Familienverbands oder eine Zusammenführung von jungen und älteren Generationen, Gesunden und Hilfsbedürftigen innerhalb der Familien zum Ziel haben, sollen nicht nur erleichtert, sondern müssen gefördert werden. 

In engem Zusammenhang damit steht bei der Vergabe von frei werdenden Wohnungen die Berücksichtigung des Generationenwohnens, wobei hier der Terminus „Betreutes Wohnen“ besser wäre, damit dann ein Fall, den ich Ihnen jetzt schildern möchte, der Vergangenheit angehört. Es ging darum, dass eine Frau hundertprozentig körperbehindert ist. Sie hat eine Unterschenkelamputation, eine Kinderlähmung, eine Hüftgelenksprothese, Gehörlosigkeit und Blasenschwäche. Die Nichte, die gemeinsam mit dem Onkel in der Wohnung wohnt, hat diese Dame, die in einer eigenen Wohneinheit wohnt, betreut. Jetzt wollte der Onkel zugunsten der Nichte auf sein Wohnrecht verzichten und es der Nichte überschreiben lassen. Nun sagt die Stadt Wien, es ist der Wohnraum zu groß, die Nichte bekommt die Wohnung nicht. Jetzt muss ich zugestehen, dass Wiener Wohnen sofort reagiert hat und eine andere Wohnung angeboten hat. Aber die Entfernung lässt dieses unproblematische Betreuen dieser Person nicht mehr zu. 

Wir wünschen uns wirklich, dass hier dann in Zukunft einfach rasch Abhilfe geschaffen wird und manche bürokratische Hürde vielleicht überwunden wird, damit man den Leuten helfen kann. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir müssen uns auch von dem Gedanken lösen, dass viele der genannten Einrichtungen als Ersatz für Alten- und Pflegeheime geschaffen werden sollen. Pflege ist keine Sache des Alters. Und so berücksichtigt barrierefreier Haus- und Wohnbau gleichermaßen präventiv bestimmte Phasen und Ereignisse im normalen Lebenslauf wie Kleinkindalter und hohes Alter, aber auch Einschränkungen durch Unfall oder Behinderungen, von denen jeder Mensch betroffen werden kann.

Nicht die beschriebenen körperlichen Einschränkungen gefährden in vielen Fällen die selbstständige Lebensführung, vielmehr sind bestehende Wohnungsmängel häufig die Ursache für Heimbedürftigkeit. Im Hinblick auf die demographische Entwicklung sind der barrierefreie Haus- und Wohnungsbau, aber ebenso Generationen übergreifendes Wohnen, die Einrichtung von Be-treuungsstellen und so weiter wesentliche Bestandteile einer allgemein notwendigen und weitsichtigen Bau- und Wohnungspolitik. 

All diese Punkte, die ich Ihnen hier versucht habe zu referieren, darf ich noch einmal kurz zusammenfassen: Es ging um die Wohnbauförderungsrücklage, aber auch darum, künftige Wohnbauförderungsmittel verstärkt für die Errichtung oder Sanierung von Generationen übergreifenden Wohnungen und für Zusammenlegungen von Wohnungen zu verwenden, damit Familien einander hier gegenseitig unterstützen können, ebenso dass Gemeinschaftseinrichtungen mit Pflegeärztediensten und Notfallsdiensten geplant werden, dass frei werdende Gemeindewohnungen in erster Linie jenen zur Verfügung gestellt werden, die vielleicht einen Pflegefall in der Nähe haben und diesen betreuen wollen und eben auch, dass Umbauten und Adaptierungen für behinderten- und altengerechtes Wohnen rasch und jederzeit umgesetzt werden und mit Mitteln gefördert werden, nicht nur zugelassen, sondern tatsächlich gefördert werden.

Ich bringe diesen Antrag ein und bitte aus formeller Hinsicht um sofortige Abstimmung und natürlich auch um Zustimmung. (Beifall bei der FPÖ.)
Zum Schluss darf ich noch ein persönliches Wort an den Herrn Bürgermeister richten und zwar sinngemäß mit Goethe. Er lässt Faust darüber philosophieren: „Im Anfang war das Wort.“ Das nimmt er dann zurück und spricht: „Im Anfang war der Sinn, versucht es mit der Kraft.“ Aber er kommt zu dem endgültigen Schluss: „Im Anfang war die Tat.“ Und das, Herr Bürgermeister, wünschen wir uns von Ihnen! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Hundstorfer. Ich erteile es ihm. (GR Mag Hilmar Kabas verlässt seinen Platz. – GR Mag Thomas Reindl: Jetzt können Sie nicht nach Hause gehen! Es ist ja Ihr Antrag, über den wir diskutieren! – Aufregung bei der SPÖ und der FPÖ.)

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine Damen und Herren!

Ich glaube, das Thema ist viel zu wichtig, um darüber billige Witze zu machen. Ich glaube, das Thema ist wirklich viel zu wichtig. 

Ich möchte hier nur ein paar Dinge klarstellen. Ich möchte auch das klarstellen, was geschieht und ich glaube, ich kann Sie dann alle einladen, gemeinsam etwas auch gemeinsam zu tun. 

Ich möchte nur klarstellen, dass Wien - es gibt nur zwei Bundesländer in Österreich, die das haben - nur den Eigenregress hat. Es werden in Wien keine Kinder zur Bezahlung herangezogen, außer ... (StRin Karin Landauer: In der Verlassenschaft!) ...außer... (StRin Karin Landauer: Doch, in der Verlassenschaft!) ...außer... Auch nicht in der Verlassenschaft. ...außer... (StRin Karin Landauer: Schickt alle Leute zu mir!) Ja, ich bitte darum. ... außer die Familie besteht darauf, Grundstück, Eigentumswohnung, und so weiter. (StRin Karin Landauer: Im Pensionistenwohnhaus musst du den Kaufvertrag auch herzeigen!) Das musst du auch beim Prokuratiofall, sehr geehrte Frau StRin Landauer, nicht böse sein. (StRin Karin Landauer: Aber dann nicht sagen, es gibt keinen Eigenregress.) Es gibt nur den Eigenregress. Fahren wir doch nach Oberösterreich, fahren wir nach Tirol, fahren wir nach Vorarlberg. Im viel gepriesenen Vorarlberg, wo es lange einen Landesstatthalter Gorbach gegeben hat, ist der Regress bis in die zweite Generation hinunter! (StRin Karin Landauer: Das ist richtig! Das ist richtig!) Dort müssen Kinder und Enkelkinder ihre Wohnungen verkaufen, um für die Großmutter das zu finanzieren und das haben wir hier in Wien nicht! Das nur einmal als Darstellung. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn von den GRÜNEN auch probiert wird zu interpretieren, es wird ein massives Zuständigkeitswirrwarr geben, es wird eine ganz fürchterliche Situation geben - liebe Kolleginnen und Kollegen der GRÜNEN, ihr könnt sicher sein, durch ein Zuständigkeitswirrwarr wird der Sozialhilfevollzug nicht belastet. Es wird die Förderung jener, die es über den Fonds Soziales Wien notwendig haben, nicht durch ein Zuständigkeitswirrwarr belastet sein und natürlich auch nicht die Kosten.

Es ist hochinteressant, hier heute von den Freiheitlichen zu hören, dass sie auch umgelernt haben, dazu gelernt haben und auf einmal von der Zweckbindung des Pflegegelds reden. Ich darf Sie einladen, machen Sie das bei Ihrem Koalitionspartner! Ich wünsche Ihnen viel Vergnügen! Das kann ich nur dazu sagen. Machen Sie das beim Koalitionspartner auf Bundesebene, weil dort liegt es! Viel Vergnügen, die Unterstützung des Landes Wien ist Ihnen hundertprozentig sicher. Sie können es einmal in Wien bei der ÖVP probieren. Aber ich würde Sie einladen, machen Sie es einmal auf Bundesebene, denn dort gehört es hin. Das war schon bei der Einführung des Pflegegelds eine Forderung der SPÖ. Der politische Kompromiss ist das heutige System des Pflegegelds. Aber ich darf Sie einladen, es gibt hier eine Verfechterin für die Zweckbindung des Pflegegelds, die heutige Frau Stadträtin, die dafür schon damals im Nationalrat massiv eingetreten ist und andere. Ich darf Sie einladen, tun Sie das dort, machen Sie dort das Angebot! In Wien werden Sie für die Zweckbindung keine Blockade finden. Das ist nicht unser Thema. 

Und zu den mobilen Schwestern: Frau Schmalenberg, ich weiß, es liegt Ihnen auch am Herzen, aber machen wir es auch beim Bund mit der Änderung der Straßenverkehrsordnung, weil dort liegt es, denn bezahlt bekommen sie die Kurzparkzonen. Das wissen Sie genauso gut wie ich. Bezahlt bekommen sie das Ganze und das Firmenpickerl steht auch für das eine Drittel, das regelmäßig mit dem Auto fährt, zur Verfügung. Es ist ja nur ein Drittel der mobilen Schwestern, das regelmäßig mit dem Auto fährt, zwei Drittel sind ja fußläufig oder mit dem Fahrrad unterwegs. Nur ein Drittel derer fährt ständig mit dem Auto und Sie kennen die Problematik der Gesetzeslage genauso gut wie ich. 

Ich möchte zum Schluss kommen und Sie auf etwas einladen. So schwierig das Problem ist, so schwierig das Thema ist, aber wenn einige unter uns meinen, mit der Panikmache müssen wir weitermachen, dann werden wir überhaupt kein Problem lösen. Wir werden weiterhin keine Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen für diesen Sektor finden. Wir werden noch viel bei der Ausbildung dazu tun. Wir haben einen tollen Erfolg bei der Pflegemesse gehabt. Wir haben eine hohe Anzahl von Interessenten bei dieser Veranstaltung gehabt, die auch weiter verfolgt wird, die weiter eingeladen wird. Aber wir werden mit der Panikmache nicht punkten. Und so darf ich alle einladen, diese Panikmache zu beenden. Ich darf alle einladen, sich - und das hat auch der Bürgermeister vorige Woche gesagt: Er übernimmt politische Verantwortung für die Nichtumsetzung von politischen Beschlüssen. Das waren seine Worte. Er hat aber auch eingefordert, dass sich diejenigen, die diese Panikmache sehr bewusst betreiben, bei diesen Menschen entschuldigen. 

Und hier möchte ich ein Musterbeispiel dieser Panikmache zitieren: Die Frau Nationalratsabgeordnete Partik-Pablé, die die Unverfrorenheit hat, sich im Parlament hinzustellen (Aufregung bei GR Kurth-Bodo Blind.) und zu meinen, zu sagen: „In Lainz verhungern Menschen.“ (Aufregung bei der FPÖ.) Das ist eine Unverfrorenheit, das ist eine Panikmache, weil das ist genau das, was wir nicht brauchen! Es ist falsch! (Weitere Aufregung bei GR Kurth-Bodo Blind.) Es ist vollkommen falsch, was hier gesagt wird! Und das Wort "Zuträger" können Sie genauso wieder wegschieben, weil es sonst gewisse Briefe von Personalvertretungen nicht geben würde, die überhaupt vieles erst in Bewegung gebracht haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren der Freiheitlichen! Ich lade Sie ein, wie alle anderen Parteien, so wie ich die Frau Pilz und die Frau Korosec einlade: Beenden wir Panikmache, bewegen wir uns am Boden der Realitäten, bewegen wir uns am Boden eines sehr schwierigen Problems und bemühen wir uns gemeinsam, Menschen zu finden, die bereit sind, in diesem sehr schwierigen Arbeitsgebiet zumindest zehn Jahre ihres Berufslebens tätig zu sein. Das ist, glaube ich, eine unserer wichtigsten Aufgaben, die wir im Interesse der alten Menschen zu erfüllen haben. - Danke schön. (GR Kurth-Bodo Blind: Das sind Sonntagsreden! - Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Besprechung des Dringlichen Antrags ist somit beendet. (Große Aufregung bei GR Kurth-Bodo Blind.) Herr Kollege Blind, wir befinden uns... (Schreiduell zwischen GR Rudolf Hundstorfer und GR Kurth-Bodo Blind.)
Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, sich wieder zu konzentrieren. 

Ich weise diesen Antrag zur weiteren Behandlung dem Herrn Bürgermeister zu.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Resolutionsanträge.

Der erste Resolutionsantrag der GRe Helmut Kowarik, Heidrun Schmalenberg und Günter Barnet betreffend Verantwortung des Herrn Bürgermeisters für die Vorfälle im Pflegebereich der Stadt Wien. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist abgelehnt, hat nur die Stimmen von FPÖ und ÖVP erhalten. (Viele Zwischenrufe von allen GemeinderätInnen: Die GRÜNEN! Die GRÜNEN!) 

Ja, ich habe ein bissel lange gebraucht. (GR Dr Herbert Madejski: Schauen! Schauen!) Wie ich hingeschaut habe, war es noch nicht! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Der zweite Antrag, eingebracht von der ÖVP, lautet: 

„Der Herr Bürgermeister wird aufgefordert, dem Ausschuss der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales halbjährlich einen Bericht über die umgesetzten Reformen und über die in Umsetzung befindlichen Maßnahmen und die in Planung befindlichen Vorhaben der Stadt Wien hinsichtlich der anstehenden Reformen im städtischen Geriatriebereich vorzulegen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ 

Ich bitte um ein Zeichen mit der Hand, wer dem zustimmen will. - Das hat mit den Stimmen der Oppositionsparteien nicht die erforderliche Mehrheit. (GR Gerhard Pfeiffer: Ich habe geglaubt, ihr macht so viel!)
Der dritte Antrag der ÖVP betrifft: 

„Der Wiener Gemeinderat fordert den Bürgermeister auf, dafür Sorge zu tragen, dass ehestmöglichst geeignetes Personal in genügend großer Anzahl dem Aufsichtsorgan für Geriatriezentren der Stadt Wien in der zuständigen Magistratsabteilung zur Verfügung steht, damit es zu einer durchgehend auf hohem Niveau liegenden Qualitätssicherung kommt.“ 

In formeller Hinsicht wurde die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls nicht die Mehrheit. 

Der vierte Antrag ist von den FPÖ-GRen Wagner, Frank und Wolfram. Auch bei diesem Antrag ist in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung beantragt. 

Bitte um ein Zeichen mit der Hand von denen, die zustimmen wollen. - Das ist die Minderheit. 

Wir sind damit am Ende der öffentlichen Sitzung angelangt. 


Ich darf daher bitten, nachdem wir noch eine nicht öffentliche Sitzung haben, die Galerie zu verlassen. 

(Ende der öffentlichen Sitzung um 17.47 Uhr.)
